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ie 2 iebejtrebungen in der deutſchen Wirtſchaft jteigern | 4: 3 Ri — 
ſich. „ wege as dieſes nationalen Sichſelbſtgenügens nachzugehen 
Die nachfolgenden Ausführungen von Dr. Wagner und Dr. Bräu⸗ iſt nicht Aufgabe dieſes Aufſatzes. Für deutſche 
ning behandeln den ſchwierigen Fragenkreis umfaſſend. Die Verhältniſſe bleibt feſtzuſtellen, daß ein einzelnes 
Schlußfolgerungen der Verfaſſer find verſchieden. Die Vierfeitig- Land ſich gegen Autarkie als ökonomiſche Maſſen⸗ 
teit der Begründung iſt aber beſonders geeignet, den Leſer bei | erſcheinung im Bund der Völk Ns 
der Bildung des eigenen Urteils zu unterſtützen. 2 5 25 er nur durch das 
5 Die Schriftleitung. gleiche Mittel ſchützen kann, um zu verhüten, daß 
I. l 5 es zum Jahrmarkt wird, auf dem die Anderen ihre 
Auf der ökonomiſchen Baſis der internationalen Waren feilhalten. 
Beziehungen der Völker entipinnt ſich ein an | II. 

aller gegen alle. Deutlich vollziehen na 115 Und was uns von außen her aufgezwungen wird, 
lungen in der geiſtigen Haltung der Na ee ie gebietet nicht minder die innere Not! Es iſt ja 
erklärlicherweiſe ihren Niederſchlag auch in den. | gerade in diefen Organ für die deutſche Oft 
Auffaſſungen der „homines oeconomicl finden. landſiedlung immer und immer wieder mit erfreu⸗ 
Dieſe Wandlungserſcheinungen beſchränken 17 licher Einmütigteit zum Ausdruck gebracht worden, 
etwa auf Deutſchland oder Europa, fie 1290 en daß in einem Zeitpunkt, wo 12 Millionen Hände 
ſich nicht auf das bolſchewiſtiſce Rußland, acht | Aatenios im Schoß der veuſſchen Wirtſchaft ruhen, 
auf das faſchiſtiſche Italien oder das bri or | 5 Arbeitshungrigen geſättigt werden müſſen durch 
Empire, ſie umfaſſen den Weltball in 1 e⸗ das Brot der Siedlung. Nicht ein Experimentieren 
ſamtheit. Ob dieſe veränderte geiſtige 15 ung 101 Operieren im wirtſchaftsleeren, exiſtenz⸗ 
ihren Arſprung hat in wirtſchaftspolitiſchen Erwi loſen Raum bringt auf die Dauer ſeeliſche und 
gungen oder als Ausfluß eines weltanſchaulich wirtſchaftliche Entlaſtung dem Einzelnen und der 
fundierten Dogmas zu werten üt, vielleicht auch als Allgemeinheit, nein, nur die Erkenntnis von der 
Wechſelwirkung beider Faktoren, ſtets iſt der Nenner er, das Antlitz unſerer ſoziologiſchen 
der gleiche; er lautet: unabhängig ſein oder un Struktur zu korrigieren im Sinne einer Ausweitung 
abhängig werden! Das ſehen wir in der Staats des deutſchen Bauerntums. Das aber ift nur mög⸗ 
politik der Auswärtigen Amter, die — vielleicht lich, wenn die Vorausſetzungen geſchaffen werden, 
mit der einzigen Ausnahme Frankreichs heute daß jede neue Agrifulturzelle auch tatſächlich keim⸗ 
die Politik der freien Hand vertreten, das ſehen fähig iſt. And das wieder bedingt ein Abdrängen 
wir deutlicher und fühlbarer in der Handels⸗ der ausländiſchen Einfuhr von allen als Dumping 
und Zollpolitit der Völker. Wie ſtill iſt es ge wirkenden Waren, bedingt ein Syſtem von „Er⸗ 
worden um Paneuropa? Wie ſchnell mußte ziehungszöllen“, das wirken muß wie das Glas⸗ 
die deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion zu Grabe ges | haus einer Frühgemüſetultur. Nur dann beſteht 
tragen werden? Die Einen wollen's, die Andern die Wahrſcheinlichkeit, daß alle Mühe und Arbeit, 
dürfen's nicht, im Endeffekt das gleiche Reſultat: aller Aufwand an Geld und Organiſation nicht 

freiwillige oder erzwungene Autarkie! Den Gründen umſonſt vertan worden find. 
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Und wäre mit jeder gejunden neuen Bauernitelle 
die Exiſtenz einer arbeitsloſen deutſchen Familie 
ſichergeſtellt, ſo wäre dieſer Erfolg allein der 
äußerſten Anſtrengung aller berufenen Kräfte Deutſch⸗ 
lands wert. Es iſt aber noch ein zweites hierbei 
zu beachten! Jede neue Bauernſtelle iſt gleichzeitig 
auch noch Wegbereiter für die uns von außen her 
aufgezwungene Autarkie, jeder neu angeſetzte Bauer 
bezieht eines Tages den leergewordenen Markt- 
ſtand ſeines holländiſchen, rumäniſchen oder ſonſtigen 
Berufspartners und bietet dann deutſche Waren 
feil ſtatt ausländiſcher. So iſt die ländliche Sied⸗ 
lung Träger einer doppelten Aufgabe: Indem 
ſie Deutſchen deutſche Arbeit gibt und 
Deutſchen deutſche Früchte bringt. 

Von dieſer zweiten Aufgabe ſoll im folgenden 
die Rede ſein. 

III. 

Die Kräfte, die in Deutſchland heute die Handels⸗ 
beziehungen des deutſchen Wirtſchaftsraumes zu den 
übrigen Völkern entſcheidend beeinfluſſen, halten es 
für opportun, daß ein im Intereſſengebiet der deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaft liegender Güterbedarf von rund 
1,28 Milliarden RM im Jahre 1931 im Auslande 
gedeckt wurde (Tab. 1). Man hält es für richtig, 
daß wir däniſches Rindfleiſch und litauiſches Schweine⸗ 
fleiſch verzehren und dafür über 28,5 Millionen RM 
mühſam durch Export gewonnene Deviſen wieder 
abgeben müſſen. Man zahlt dem ruſſiſchen Sowjet⸗ 
ſtaat faſt 11 Millionen RM, damit er ſeinen Weizen, 
ſeinen Roggen los wird. Damit wir weiße Brötchen 
eſſen können, muß Kanada für 65 Millionen RM 
Weizen liefern, Argentinien für 14, Amerika für 
8 Millionen RM u. ſ. f. Unſere Schweine und 
Hühner füttern wir mit rumäniſcher, ruſſiſcher, kana⸗ 
diſcher, argentiniſcher Gerſte und zahlen dafür groß⸗ 
mütig über 58 Millionen RM an ausländiſche 
Bauern. Nicht anders ſteht es mit Mais und Hafer, 
für die wir 1931 über 26 Millionen RM allein in 
argentiniſchen Peſos zur Verfügung ſtellen mußten. 
Für 18 mal 100 000 RM beziehen wir Malz aus 
der Tſchechei, ſchicken auf der anderen Seite für 
6,5 Millionen RM eigenes Malz ins Ausland. Unſere 
Kinder füttern wir mit franzöſiſchem Gries und 
holländiſchen Haferflocken und Summa summarum 
koſtet uns dieſer Spaß über 8 Millionen RM. Selbſt 
Kartoffeln, die wir in reichlichem Umfange ausführen 
können, holen wir uns aus Italien, Belgien und 
Holland, und wenn's „nur“ für 16,8 Millionen RM 
iſt. Japaniſche Bohnen halten wir für billiger und 
beſſer als deutſche, weil ſie eine Reiſe um die halbe 
Welt hinter ſich haben, ehe ſie bei uns auf den 
Tiſch kommen. Für Erbſen, Linſen und Bohnen 
überlaſſen wir der Welt das Arbeitsprodukt eines 
Jahres von über 3000 Arbeitern. Und nun ſchauen 
wir uns durch die handelspolitiſche Lupe einmal 
eine deutſche Rohköſtlerplatte an: Da ſehen wir 
für 11,25 Mill. RM holländiſche, für 5,7 Mill. RM 
italieniſche und für faſt 6 Mill. RM Tomaten von 
den Kanariſchen Inſeln. Wir ſehen weiter für 


9,75 Mill. RM holländiſche Gurken, für 3,5 Mill. 
RM Holländifchen Blumenkohl, für 5 Mill. RM 
franzöſiſchen Spargel, für nicht ganz 15 Mill. RM 
ausländiſche Salate u. ſ. f. Und für dieſes Gemüſe⸗ 
bufett, das die Welt Miß Germany mit freundli⸗ 
chem Lächeln überreicht, gibt dieſe das fürſtliche 
Trinkgeld von 88,5 Mill. RM. 1335000 Doppel- 
zentner amerikaniſches Obſt haben die Reiſe über 
den Atlantiſchen Ozean zu uns gemacht und zu⸗ 
ſammen mit den italieniſchen Pfirſichen, Trauben, 
Birnen uſw. unſere Handelsbilanz um über 100 Milli⸗ 
onen RM verſchlechtert. Erdbeeren, die es im 
Jahre 1931 gab, man möchte ſagen, wie Sand am 
Meer, wurden aus Holland und Frankreich einge⸗ 
führt für 2 Mill. RM, Nüſſe für 24,5 Mill. RM. 
Wohlverſtanden, für 150 Mill. RM Obſt insgeſamt, 
ausſchließlich der 212 Mill. RM, die wir für 
Südfrüchte geopfert haben; von denen Herr Karl 
Landauer in einem Januarheft des „Deutſchen Volks⸗ 
wirt“ meint, ſie ſpielten eine „abſolut geringfügige 
Rolle“. Der Präſident der Deutſchen Reichsbank 
dürfte über die Geringfügigkeit von 212 Mill. RM 
in Deviſen etwas anderer Meinung ſein als Herr 
Landauer. Doch dies nur nebenbei, da die Süd⸗ 
früchte ja nicht ins Intereſſengebiet der Autarkie 
fallen. Dänemark hat uns neben dem lebenden 
Vieh für faſt 17 Mill. RM Rind- und Schweinefleiſch, 
Holland für faſt 11 Mill. RM Schweineſpeck geliefert, 
und zu Weihnachten überfluten uns die Scharen 
ruſſiſcher, polniſcher, rumäniſcher und jugoſlawiſcher 
Gänſe und verderben dem deutſchen Bauern jein 
Weihnachtsgeſchäft. Nicht anders geht es den 
Fiſchzüchtern, die ihre Zuchtergebniſſe um 78000 dz 
Süßwaſſerfiſche einſchränken mußten zu Gunſten aus⸗ 
ländiſcher Einfuhr. Wie groß aber iſt dieſer Anteil 
erſt bei den ausgeſprochenen Attributen der bäuer⸗ 
lichen Viehwirtſchaft: Milch, Eier, Butter, Käſe. 
Für 450 Mill. RM haben wir unſeren Bedarf an 
dieſen Produkten vom Ausland decken laſſen, indem 
wir 2,327 Milliarden Eier, über 1 Million dz Butter 
und mehr als 4 Million dz Käſe unſere Zollgrenzen 
paſſieren ließen. Der Bauer aber erlebte das groteske 
Schauſpiel, daß der Bedarf wohl vorhanden, er 
ſelbſt aber daraus keinen Nutzen ziehen durfte. 
Der Beiſpiele damit genug! Tabelle II gibt die 
genauen Zahlen an, die das Reichsſtatiſtiſche Amt 
für den auswärtigen Handel Deutſchlands in dieſen 
Gütern im Jahre 1931 errechnet hat. And das 
Endergebnis zeigt, daß der Wert dieſer Einfuhr 
immerhin 20 7 der Geſamteinfuhr des Jahres 1391 
darſtellt, ein Betrag, der die Aktivität unſerer 
Handelsbilanz um über 50 Z hätte verbeſſern 
können, wenn unſere eigene Wirtſchaft in die Be⸗ 
darfsdeckung eingeſpannt worden wäre, ſtatt dieſe 


europäiſchen und überſeeiſchen Ländern zu über⸗ 


laſſen. 
IV. 
Es wäre naheliegend, aus den oben geſchilderten 
Verhältniſſen, die ja eigentlich ſelbſtverſtändliche 
Schlußfolgerung zu ziehen, die Bedarfsdeckung der 
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a nun] 


Tabelle 1 


und Wertergebniſſe des Außenhandels 1931 mit Tieren und Genußmitteln, 
deren Erzeugung auch im Inland möglich iſt. 


—x ww — . — — ͤꝓ œäfüꝑüä—ꝓ. ʒ 


Mengen- 


= Einfuhr Ausfuhr Saldo 
a 
8 Menge ka Menge Mert Menge 
85 e dz=100 kg dz=100 kg er 
Re 91 663 | 23848000 | 38747 | 15134000 | — 52916 | — 8714000 
BullSinene 79506 | 4721000 | 220085 | 19831000 | + 140529 | 15 110000 
len 7976400 | 101 718000 2 886 117 | 21339000 | — 5090283 | — 80379000 
deen 1018231 | 10350000 | 849094 | 6965000 — 169 187 — 3885 000 
Dee 7 565 687 67 231 000 122 113000 | — 7559515 | — 67 118 050 
Sl 484439 4 100 000 9289 138 000 — 475200 | — 3967 000 
7 | Mais und Dari 5072349 51 581 000 318 11000 | — 5072081 | — 51 520000 
Ele ee 54579 | 1967000 222 844 6 492 000 + 168265 | 4528 000 
9 5 en und andere 
5 Wee 276259 | 8208 000 805 026 18 184 00 | + 528757 | + 4 97/6 000 
10 Kartoſſen s 18574 | 16851000 494 500 | 32165000 | + 3761358 | + 15314000 
11 Speise bohnen, Erbſen, Linſen | 835778 | 18464000 | 18120 932000 — 817649 | — 17 532.000 
12 Klchengewächſe (Gemiife pp.) |3819706 | 88434000 | 277586 | 4267000 | — 3542260 | — 84 167 000 
Wlo ar 4.010741 | 162939000 | 217056 | 6220000 | — 3792785 | 156 700.000 
FE 2... | 142788 | 5070000 3 680 055 | 47470000 | + 3587272 | J 42 400 000 
15 Fleisch, Spec, Sleilhwürjte . | 628551 | 63286000 | 76773 | 10876000 |— 551778 | — 82 880 000 
16 Fische u. Fiſchzubereitungen |2927035 | 106192000 | 307975 | 13365000 | — 2619060 | — 92827 000 
1 58119 | 1957000 | 30646 1719000 — 27473 | — 238 000 
18 | Butter IE, 1 002206 | 219 776 000 1219 341 000 | 1000 987 210 435 000 
19 | Hart: und Weichtaſe | 546145 | 62262000 | 33489 4800 000 — 512706 | — 57 898 000 
20 Eier von Federvieh. Stück |1 431 318 | 169 654.000 1528 288000 | — 1429790 169 866 000 
21 | Schmalz, Oleomargarine . . | 897379 81 700 000 1942 194000 | — 895437 — 81 506 000 
22 | Talg von Rindern u. Schafen, 
Preßtalg 22 172429 | 7473000 | 28062 | 1307000 | — 144367 | — 6166000 
23 | Margarine und ähnl. Speiſe⸗ 
fee 140130 | 7186000 | 358379 | 26917000 | + 218249 | -ı 19731 000 
| | |1 284 868 000 | 288 651 000 | 1032 489 000 


beſprochenen Gütergruppen der deutſchen Land» 
wirtſchaft zu überlaſſen. Man wird wohl nicht 
zuviel jagen, wenn man als den beweglichſten 
Akteur gegen eine ſolche Schlußfolgerung im Sinne 
der Autarkie Guſtav Stolper und ſeinen Freundes- 
kreis anſieht. Autarkie bedeutet für die „Stolperer“ 
Sabotage des deutſchen Exports und damit Schmäle⸗ 
rung unſerer induſtriellen Produktionsbaſis. Und die 
Drohung mit der dadurch bedingten Verſchärfung 
unſerer Arbeitsloſigkeit iſt die Schreckſchußpiſtole, 
mit der fie ihre Gegner in Schach zu halten ver⸗ 
ſuchen. 

Wir wollen dieſem Einwurf, zumal er aus 
ſachverſtändigem Munde kommt, nicht ausweichen 
und ſeine Stichhaltigkeit prüfen, ſoweit er den 
Rahmen der vorliegenden Unterſuchung tangiert. 

Bei dieſen Betrachtungen können wir von vorn⸗ 
herein die Länder ausſchließen, deren Handelsbe⸗ 
ziehungen für uns negativ ſind, d. h. deren Einfuhr 
nach Deutſchland größer iſt als umgekehrt Deutſch⸗ 
lands Ausfuhr nach den betreffenden Staaten. Und 
das iſt ſelbſt im Jahre 1931, in dem Deutſchland | 
nicht zuletzt im Intereſſe der Reparationsgläubiger 
im Zeichen einer, man möchte faſt ſagen, brutalen 
Ausfuhrkampagne geſtanden hat, ein nicht unerheb⸗ 
licher Prozentſatz. Handelt es ſich doch um ſiebzehn 
der in Tabelle Il angeführten Länder. Damit ſind 
von der Geſamteinfuhr von 1284 Millionen RR 
gemäß Tabelle! über 460 Millionen RM jeder 


weiteren Diskuſſion enthoben, da in dieſem Falle 
Deutſchland nicht als Bittſteller an den Verhand- 
lungstiſch tritt, ſondern als Verhandlungspartner, 
der ſeinen Wünſchen auch einen gewiſſen Nachdruck 
verleihen kann. Zu dieſen Ländern gehören in 
erſter Linie die Vereinigten Staaten von Amerika, 
die mit 152 Millionen RM an 2. Stelle im Katalog 
der Bezugsländer rangieren und deren Einfuhrüber⸗ 
ſchuß auch 1931 noch über 300 Millionen RM be⸗ 
trug, alſo doppelt ſo groß war wie die von uns 
vertretene Einfuhrbeſchränkung. Analog liegen die 
Verhältniſſe für Canada, Argentinien und Britiſch⸗ 
Indien, die uns vor allem durch ihre Einfuhr von 
Reis, Mais und Weizen außerordentlich belaſten 
und noch 1931 mit einem Handelsaktivum von über 
200 Millionen RM zuſammen abſchließen konnten. 
Es gehören weiter dazu die ſüdoſteuropäiſchen 
Länder Rumänien und Bulgarien, deren Einfuhr 
allerdings größer iſt als das Aktivum ihrer deutſchen 
Handelsbilanz. Sie behindern unſere Landwirtſchaft 
durch die ſehr erhebliche Einfuhr von Käſe und 
Gerſte, und wenn hier nicht bald im ſüdoſteuropäi⸗ 
ſchen Raum eine klare Operationsbaſis für die 
deutſche Induſtrie geboten wird, beſteht keine Ver⸗ 
anlaſſung zu weiterem Entgegenkommen gegenüber 
den landwirtſchaftlichen Intereſſen dieſer Staaten. 
Doch dieſes Problem ſoll weiter unten noch näher 
erörtert werden. Es gehören ſchließlich in dieſe 
Gruppe von Staaten noch Spanien, die Türkei und 
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Tiere bzw. Lebens⸗ 
Land Menge in dz 100 kg Wert 


mittel 


1. Rindvieh 


2. Schweine 


3. Weizen 


4. Roggen 


5. Gerſte 

a) zur Vieh⸗ 
fütterung 

b) andere 
Gerſte 


6. Hafer 


Dänemark 53 006 
Sſterreich 14767 
Litauen 18 864 
Danzig 3647 
Schweden 796 
Bad. Zollausſchl. 97 
Sonſt. Länder 486 

91663 
Litauen 69 737 
Dänemark 7647 
Schweden 1146 


Bad. Zollausſchluß 321 


Holland 240 
Sonſt. Länder 415 
79 506 

Canada 5 100 903 
Argentinien 1305 916 
Amerika 677479 
Rußland 497 304 
Danzig 192 676 
Polen 93 346 
Auſtral. Bund 75027 
Ungarn 12 805 
Sonſt. Länder 20 944 
7976 400 

Rußland 731148 
Polen 246 668 
Danzig 17 194 
Canada 15914 
Argentinien 3953 
Sonſt. Länder 3354 
1018 231 

Rumänien a) 2864575 
b) 223631 

Rußland a) 2290525 
b) 414097 

Canada a) 1208 047 
b) 28 038 

Argentin. a) 295 483 
b) 24424 

Polen a) 5060 
b) 76203 

Tſchechei a) 2328 
b) 28567 

Dänemark a) 10 199 
b) 25 896 

Sonſt. Länder 70 564 
7 565 637 

Argentinien 364988 
Chile 57397 
Polen 31398 
Rußland 26137 
Sonſt. Länder 4564 
484 439 


Tabelle 2 
Die Mengen- und Wertergebniſſe der Einfuhr aus Tabelle 1 nach den Einfuhrländern 
aufgeteilt. 


13 814000 
5 862 000 
1916 000 
1761000 

369 000 
43 000 
83 000 


23 848 000 


3378 000 


1037000 | 


230 000 | 
29000 


23 000 
24000 


4721000 


65 049 000 


14376 000 
8 145 000 
5442 000 
5354000 
2030 000 

858 000 


126 000 
338 000 


101718 000 
5611000 

4 245 000 
263 000 


144000 


42 000 


45000 


10 350 000 


24487000 
1959 000 


20 039 000 
3742 000 
10 981000 
255 000 


2732000 | 


228 000 
50 000 
1055 000 
21000 


467 000 
111000 


351000 
753 000 


67231000 


2849000 | 
520000 
468 000 


214000 
49000 


Lebensmittel Land Menge indz 100 Kg Wert 

7. Maisu. Argentinien 2647996 23301000 
Dari Brit. Südafrika 495 740 5 995 000 
Brit. Indien 287386 3448 000 

Aſien (außer Türkei, 

Rumänien, Perſien, 

| Paläſtina, Indien, Ja⸗ 
| Ban aim, . 228065 2905 000 
| Amerika 222974 2310000 
| China 207039 2162 000 
Agypten 88691 1205 000 
Paläſtina 54923 702 000 
Sonſt. Länder 222151 2509 000 
| 5072349 51531000 
8. Malz Tſchechei 47903 1749000 
Saargebiet 5577 176 000 
Dänemark 800 37000 
Sonſt. Länder 299 5000 
54579 1967 000 
9. Mehl, Frankreich 67304 1811000 
Graupen Saargebiet 39562 1525 000 
u. andere Schweiz 37419 1426 000 
Müllerei⸗ Holland 32 599 744 000 
erzeugn. Amerika 24.050 658 000 
Litauen 19 957 626 000 
Sonſt. Länder 55 368 1418 000 
276 259 8208000 
| 10.Rartoffeln Italien 433 605 8402000 
Belgien 463064 5190000 
| Holland 220028 2396000 
Sonſt. Länder 68 450 863 000 
1185 147 16851000 
11. Speiſe⸗ Rußland 405752 8840 000 
bohnen, Rumänien 139818 2818 000 
Erbſen, Polen 92967 1983000 
| Linien Japan 74945 1561000 
| Ungarn 29766 852 000 
| Holland 24653 737000 
Sonft. Länder 67877 1673000 
835778 18464000 
12. Küchen⸗ Holland 1657981 41651000 
gewächſe, Italien 1252173 10576000 
Gemüſe Frankreich 214712 8882000 
pp. Kanar. Inſeln 176323 5891000 
Sonſt. Länder 518 607 21434000 
3819796 88454000 
13. Obſt Amerika 1335623 69 693 000 
Italien 957971 33 962 000 
Frankreich 214713 8959000 
Türkei 53590 7079 000 
Holland 217696 5656 000 
Spanien 104431 5056 000 


4100 000 
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Zu übertragen: 2884024 130 405 000 


Irre EEE ET aaa u a a nr, 


Lebensmittel 


14. Zucker 


15. Fleiſch, 
Speck, 
Fleiſch⸗ 


würſte 


16. Fiſche u. 
Fiſchzu⸗ 
bereitun⸗ 
gen 


17. Milch 


18. Butter 


Land Menge in dz — 100 kg Wert Lebensmittel Land Menge in d2 = 100 kg Wert 
Übertrag: 2884024 130 405000 Übertrag: 988 867 216 891000 
Rumänien 96577 3945 000 Belgien g 4701 1105 000 
Jugoſlawien 136544 3 673 000 Argentinien 3471 700 000 
Auftral. Bund 54304 3336000 Tſchechei 2778 583 000 
Tſchechei 261132 36635 000 Sonſt. Länder 8389 497 000 
Ungarn 148 495 2898 N 1008206 219776000 
Rußland 64718 2 558 000 19. Hart u. Holland 339975 40 045 000 
Braſilien 24208 5 2: 000 Weichkäſe Schweiz 26429 5863 000 
Sonſt. Länder 340739. 10.981010 Dänemark 37878 4066 000 
4010741 162939 000 Stalien 27898 2806 000 
Danzig 97943 4108 000 Finnland 24356 1865 000 
Sonſt. Länder 44840 962000 Oſterreich 10733 1687000 
142783 5070000 Sum) 6764 1356 000 
5 203769 17021000 rankreich 5272 1213 000 
1 178 044 16 161000 Litauen 2 8579 962 000 
Ungarn 58 600 7322 000 Tſchechei 26 905 719 000 
Rußland 47807 6330 000 | Sonſt. Länder 31356 2080 000 
Litauen 31052 3356000 546 145 62662000 
Rumänien 18 175 2460 000 20. Eier in Holland 748 288 58 120 000 
Amerika 22996 1918 000 1000 St. Bulgarien 310786 22 307 000 
Polen 10% ige 000 Rumänien 214297 14 335 000 
Jugoſlawien 7073 1059000 Rußland 225 418 13070000 
Schweden 14277 1018000 Dänemart 139606 11040 000 
Sonſt. Länder 30643 4749000 Belgien 110652 8540000 
628551 63236 000 Italien 101704 8463 000 
England 915909 32 046 000 Jugoſlawien 115240 8158 000 
Holland 539858 18 466 000 Ungarn 90 404 6516 000 
Dänemark 237 832 10 903 000 China 59412 40063 000 
Portugal 87507 9703000 Polen 62102 4009 000 
Norwegen 563907 8293 000 Litauen 40371 2559 000 
Belgien 206529 4371000 Eſtland 20874 1599000 
Schweden 104505 2823 000 Schweden 17531 1434000 
Amerika 11597 2315000 Tſchechei 16550 1252 000 
Rußland 11496 1874000 Oſterreich 17226 1205 000 
Spanien 16192 1573000 Amerika 7974 871000 
Island 35631 1099000 Finnland 10915 866.000 
Japan 4792 957 000 Türkei 11756 783 000 
Ungarn 8814 845.000 | Sonſt. Länder 5 875 484000 
Sonſt. Länder 172 466 10 926 000 2326979 169 654 000 
2927035 106 192000 21. Schmalz. Amerita 634176 59317 000 
Holland 9336 984000 | Dleomar- Dänemark 208219 17816000 
Schweiz 24147 540000 garine Holland 26560 2223000 
Tſchechei 7089 158 000 Schweden 11064 846 000 
Sonſt. Länder 17547 275000 Ungarn 5256 492 000 
58119 1957000 Sonſt. Länder 12104 1006 000 
Dänemark 306358 71727000 | 897379 81700000 
Holland ee ee Wigeniinien 0885 4445 000 
Lettland 120759 25087000 , "Kindern Dänemark 182 
Schweden 67 662 15 553 000 9 222 000 
u. Schafen Auſtral. Bund 11979 539 000 
Polen 71846 14383000 | 2 
| Frankreich 13 058 429 000 
Rußland 76388 13402000 | Sonſt. Länder 38 505 63800 
Eſtland 62249 12979 000 } 0 
Finnland 40658 8853000 | 172429 7473000 
Litauen 42733 8775000 23. Marga⸗ Norwegen 91503 4547000 
Auſtral. Bund 15054 2958 000 rine und Dänemark 39878 1914000 
Sſterreich 12571 2618 000 ähnliche Belgien 1764 239 000 
Ungarn 9109 1784000 Speiſefette Sonſt Länder 6985 486 000 
zu übertragen: 988 867 216891000 140 130 7186000 
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der Auſtraliſche Bund, die uns vor allem mit Obſt 
bedenken (außer den Südfrüchten), China, das uns 
Eier liefert, die Kanariſchen Inſeln, Agypten mit 
ihren Gemüſen, Braſilien als Malzlieferant, Perſien, 
Niederländiſch⸗Indien, Neu-Seeland, Chile u. a. 

Zu dieſen Ländern treten nun noch diejenigen 


hinzu, deren Handelsbilanz gegenüber Deutſchland 


zwar im Ausfuhrhauſſejahr 1931 paſſiv, in den 
vorangehenden Jahren aber von 27 bis 30 durch⸗ 
weg oder überwiegend aktiv war. Es ſind dies 
in erſter Linie Litauen mit Butter, Fleiſch und 
Eiern, Eſtland ebenfalls mit ſeiner Butter, Britiſch⸗ 
Süd⸗Afrika als Maislieferant und einige andere 
kleinere Länder. Die Einfuhrleiſtung der letztgenannten 
Gruppe von Bezugsländern bezüglich der zur Dis⸗ 
kuſſion ſtehenden Güter betrug 1931 etwa 45 Milli⸗ 


onen RM, ſodaß zuſammen mit den oben angege- 


benen 460 Mill. RM insgejamt über 500 Mill. RM 
oder rd. 40 % der Geſamtſumme der Stolperſchen 
Repreſſalientheorie nicht ſtandzuhalten vermögen. 

Aus den verbleibenden Staaten läßt ſich eine 


zweite Gruppe herauslöſen, die unter einheitlichen 


Geſichtspunkten betrachtet werden kann, die Gruppe 


der Reparationsländer. Wenn deren Bilanz Deutſch⸗ 


land gegenüber paſſiv iſt, ſo liegt dieſe Tatſache 


im Bereich der reparationspolitiſchen Sphäre und 


muß unter dieſem Aſpekt betrachtet werden. An 
der Größe unſeres Bilanzaktivums ſind dieſe Staaten 
ſelbſt am allermeiſten intereſſiert und werden darum 
jede nur mögliche Einſchränkung unſerer Einfuhr aufs 


lebhafteſte begrüßen müſſen. Solange wir Reparationen 


zahlen ſollen, ſolange wird der ſeit 1927 bemerkbare 


Schrumpfungsprozeß anhalten müſſen und keine Not⸗ 


wendigkeit für uns beſtehen, franzöſiſches Gemüſe und 
Obſt, oder belgiſche Eier und Kartoffeln oder Fiſche des 
britiſchen Weltreiches zu kaufen. Mit dieſen rund 
80 Millionen RM haben alſo die deutſchen Aus⸗ 
fuhrprotegés auch nicht Recht. 

Die nächſte Gruppe von Ländern iſt vielleicht 
die intereſſanteſte, aber auch am 
ſamſten zu behandeln. Es iſt das Staatenkonglo⸗ 


merat, das man bisweilen, eigentlich ganz treffend 


den jlawijchen Teufelsgürtel genannt hat, das be⸗ 
ginnend im Norden mit Eſtland und endend im 
Süden mit Albanien den Scheitel von Mittel- und 
Oſteuropa zu bilden z. Zt. beſtimmt iſt. Wir wollen 
dieſes Völkergemiſch untergruppieren in eine nord⸗ 
öſtliche und eine ſüdöſtliche Staatengruppe und in 


die nordöſtliche, die Polen, Litauen, Eſtland und 


Lettland umfaßt, Danzig und Finnland mit einbe⸗ 
ziehen, der ſüdöſtlichen hingegen Sſterreich und 
Ungarn hinzurechnen. 
unſere Betrachtung beginnen. 

Die Tardieuſche Konzeption von der Wirtſchafts⸗ 
föderation im ſüd⸗oſteuropäiſchen Raum, die außer 
den beiden Habsburger Ländern Rumänien, Jugo⸗ 
ſlawien und die Tſchecho-Slowakei umfaſſen ſoll, 
ſtellt uns ja ohnehin über kurz oder lang vor 
ſchwerſtwiegende Entſcheidungen, bei denen auch die 
hier zur Diskuſſion ſtehenden Probleme der Einfuhr 


behut⸗ 


Mit letzterer wollen wir 


landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe eine ſehr erhebliche 
Rolle ſpielen werden. Sehen wir einmal von Ru⸗ 
mänien ab, das wir bereits oben behandelt haben, 
dann betrug die Einfuhrkapazität dieſer Länder in 
den in Frage ſtehenden Gütern im Jahre 1931 
rd. 62 Mill. RM, wobei uns Jugojlawien vor allem 
mit Eiern und Obſt, Ungarn mit Eiern und Fleiſch, 
Sſterreich mit Butter und Käſe, und die Tſchecho— 
Slowakei mit Malz und Obſt belieferten. Wenn 
es ſchon für jeden, der weiß, daß wir in dieſe 
Länder des franzöſiſchen Einflußgebietes vergangenes 
Jahr allein für über 690 Mill. RM Fertigwaren 
ausgeführt haben, nicht leicht iſt, das Für und 
Wider einer protektioniſtiſchen Haltung abzuwägen, 
ſo iſt dies doppelt ſchwer, wenn vorherbeabſichtigte 
politiſche Zielſetzungen oder unbeabſichtigte politiſche 
Endreſultate in Rechnung geſtellt werden müſſen. 
Aber ſehen wir einmal von dieſer politiſchen Seite 
des Problems ab, ſehen wir einmal davon ab, daß 
England und Italien franzöſiſchen Hegemonieplänen 
in der Südoſtecke Europas Widerſtand entgegen- 
ſetzen werden, und beſchränken wir uns auf das 
rein Wirtſchaftliche der Angelegenheit, dann bleibt 
für uns oberſte Erwägung, wie groß iſt für die 
nächſten Jahre die Aufnahmekapazität der Donau⸗ 
länder an induſtriellen Fertigprodukten? Und da 
ſind die Ausſichten doch eigentlich recht wenig er⸗ 
freulich. Beiſpielsweiſe leſen wir in der März⸗ 
nummer der ungariſchen konſervativen Monatszeit⸗ 
ſchrift „Magyar Szemle“ einen Aufſatz von Alexander 
Körmendy⸗Ekes, in dem den ausländiſchen Einfuhr⸗ 
ländern ziemlich deutlich abgewinkt wird. Eine 
zweite Frage: Wie werden ſich die notwendigen 
Deviſentransferierungen ermöglichen laſſen, wo es 
ein offenes Geheimnis iſt, daß jede Woche mit der 
Erklärung eines Auslandsmoratoriums irgendeines 
Donauſtaates gerechnet werden muß, wo der Finanz⸗ 
ausſchuß des Völkerbundes mit ſchweren Sorgen⸗ 
falten ſich ſeine Bürgſchaftsurkunden über die von 
ihm garantierten Anleihen der Donauländer be⸗ 
trachtet? Entweder Ein- oder Ausfuhr halten ſich 
die Wage, damit dürfte weder uns noch den Donau⸗ 
ſtaaten gedient ſein, oder aber Deutſchland müßte 
ſich, ähnlich wie im Falle Rußland, zu größeren 
langfriſtigen Kreditgewährungen bereitfinden, Maß⸗ 
nahmen, die vorläufig nicht im Bereich unſerer 
finanziellen Möglichkeit liegen. Schließlich iſt nicht 
außer Acht zu laſſen, daß das induſtrielle Abſatz⸗ 
bedürfnis der Tſchecho⸗Slowakei dauernd im Wachſen 
begriffen iſt, und gerade dieſer Staat Nutznießer 
der franzöſiſchen Pläne zu werden hofft, und wohl 
letzten Endes auch werden wird. Rein wirtſchaftlich 
geſehen alſo, ſcheinen uns die Aquivalente für ein 
beſtimmtes Einfuhrkontingent relativ mager auszu⸗ 
fallen. Aber wie geſagt, das iſt nur die wirtſchaft⸗ 
liche Seite des Problems, über die politiſche zu 
reden, iſt Ort und Zeit nicht gegeben. Damit 
kämen wir zur nordöſtlichen Staatengruppe, Polen, 
Lettland, Danzig, Finnland (Eſtland wurde bereits 
oben behandelt), von denen wir im Jahre 1931 für 
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82 Mill. RM Waren der Tabelle! eingeführt haben. 


An der Spitze dieſer Ländergruppe ſteht Polen in 
der Hauptſache als Lieferant von Eiern und Butter. 
Ihm gegenüber werden ſich die ſonſt in dieſen 
Fragen widerſtrebenden Intereſſen von Induſtrie 


und Landwirtſchaft auf gleicher Ebene begegnen, 


da Polens Wunſch ja immer dringlicher nach einer 
Ausweitung ſeines Ausfuhrkontingents für Schweine 
und Kohlen abzielt, beides Wünſche, die die oſt⸗ 
deutſche Landwirtſchaft ebenſowenig erfüllen kann 


wie die oberſchleſiſche und Waldenburger Kohlen⸗ 


induſtrie. Von einer Erörterung der Danziger 
Verhältniſſe wollen wir im Hinblick auf die Ber 
ſonderheit des Falles abſehen. a 
geſchäft mit Finnland und Lettland war zwar bisher 
immer aktiv, iſt aber in den letzten beiden Jahren 
doch ſtark zurückgegangen. Einſchränkung der Eier⸗ 
und Buttereinfuhr wird ſich auch hier als zwangs⸗ 
läufige Folgeerſcheinung einer abnehmenden Auf⸗ 
nahmefähigkeit für unſere induſtriellen Fertigerzeug⸗ 


Unjer Auslands⸗ 


niſſe in Kürze einſtellen, wenn auch die Chancen 


für letztere in Finnland ſicher ſehr günſtig liegen 
und hier vielleicht am eheſten Konzeſſionen vom 
deutſchen Bauern verlangt werden müſſen. 

Faſſen wir das Bild des oſt-mitteleuropäiſchen 
Wirtſchaftsraumes in kurzen Worten zuſammen: 
Wenn ſich uns langfriſtige Chancen auf dem indu⸗ 


ſtriellen Abſatzmarkt bieten, dann wird über land⸗ 


wirtſchaftliche Einfuhrkontingente zu verhandeln ſein. 
Das ökonomiſche Wollen der einen Staaten und 
das ökonomiſche Können der anderen läßt aller⸗ 
dings eher eine Schrumpfung als eine Erweiterung 
unſerer Abſatzmöglichkeiten erwarten. Damit dürfte 
auch die Möglichkeit einer Reduzierung unſerer Ein⸗ 
fuhrwerte gegeben ſein, die 1931, ſoweit die Handels⸗ 
beziehungen in dieſer Staatengruppe für Deutſchland 
aktiv lagen, über 140 Mill. RM betrugen, bezogen 
wie bisher auf die Warengruppen der Tabelle I. 
Wenn Schätzungen auch ſehr problematiſch ſind, aber 

mit einem Rückgang dieſes Poſtens um vielleicht 
50 Mill. RM wird man beſtimmt rechnen können, ohne 
daß ſich hieraus für uns Gefahren einer Repreſſalien⸗ 
politik ergeben werden. 

Abgeſehen von den nordiſchen Staaten Schweden 
und Norwegen ſowie Holland und Dänemark, die 
wir gemeinſam zum Schluß unterſuchen wollen, 
unterliegen noch der Betrachtung Rußland und 
Italien. Von den Ländern, deren Einfuhrmengen 
relativ gering ſind, wie Portugal, Schweiz, Japan 
u. a., können wir in der Diskuſſion abſehen, die Be⸗ 
träge ſpielen für das Geſamtproblem eine zu gering⸗ 
fügige Rolle. 

Wie uns der obige Länderkatalog zeigt, ſteht 
Rußland mit ſeinem Einfuhrwert von 80,5 Milli⸗ 
onen RM an vierter Stelle. Ganz ohne Zweifel 
erklärt ſich dieſe hohe Zahl nur aus der ſtarken 
Forcierung unſeres induſtriellen Ruſſengeſchäfts. 
Dies aber baldigſt und umfaſſend auf ein Minimum 
zu beſchränken, iſt keine ökonomiſche Zwangsläufig⸗ 


keit, ſondern das Gebot für jeden ordentlichen Kauf- 


mann. Das ruſſiſche Forſchungsinſtitut der Uni⸗ 
verſität Birmingham ſchätzt die ruſſiſche Auslands⸗ 
verſchuldung Ende 1931 auf 855 Mill. Rubel und 
damit auf 31,6 7 der geſamten privaten Verſchul⸗ 
dung des zariſtiſchen Rußlands. Wir glauben, daß 
jedes weitere Jahr des alten oder neuen Fünf⸗ 
Jahresplanes die Situation um ein beträchtliches 
verſchärfen wird, bis eines Tages Rußland wieder 
ſeine Schulden gegenüber der Welt kaltlächelnd 
ignoriert. Bedenken wir auch vor allem, daß jedes 
Steigen der ruſſiſchen Auslandsverſchuldung und 
das damit verbundene Zurückgehen der Abdeckungs⸗ 
möglichkeiten gleichbedeutend iſt mit einem Steigen 
der Bolſchewiſierungstendenzen der Sowjetunion. 
Hier alſo heißt es, aus ureigenſtem Intereſſe den 
„Lockungen des roten Handels“ nicht zu erliegen 
und die Aufträge in ruſſiſchen Agrarerzeugniſſen 
der deutſchen Landwirtſchaft zu überlaſſen. Die 
induſtrielle Abſatzſchmälerung wird ſich eines Tages 
als das Zeichen einer weitſchauenden Wirtſchafts⸗ 
politik herausſtellen. 

Italien rangiert mit ungefähr dem gleichen Be⸗ 
trage von 80 Mill. RM kurz vor Rußland und hat 
uns dafür für etwa 237 Mill. RM Fertigwaren 
abgenommen. In dieſe Zahl hat allerdings die 
15 prozentige Erhöhung des Wertzolles eine mächtige 
Breſche geſchlagen. Ihre Auswirkung hat uns die 
erſte Quartalsſtatiſtik 1932 offenbart und wird Be- 
ſchlüſſe heiſchen, die auch unſeren, nicht nur Italiens 
Intereſſen gerecht werden. 

Damit kämen wir zur letzten Ländergruppe, 
Holland, Dänemark, Schweden und Norwegen. Hier 
allerdings muß jeder objektive Beobachter zugeben, 
daß Gefahren einer Schmälerung unſerer Ausfuhr⸗ 
baſis gegeben find, die unter Umſtänden ins Gewicht 
fallen könnten. Betrug doch unſere 1931er Fertig⸗ 
warenausfuhr nach dieſen Ländern 1483 Mill. RM. 
Daneben ſteht die Befürchtung, daß die Einfuhr 
aus dieſen Staaten zunimmt auf Grund der im 
Zuſammenhang mit der Pfundentwertung vollzogenen 
Währungsdevalvationen. Man wird ſich hier un⸗ 
bedingt auf den Standpunkt einer do- ut des- 
Politik ſtellen müſſen und durch Abſchluß von Kon⸗ 
tingentsverträgen und Präferenzabkommen eine 
tragbare Löſung finden. Aber auch hier iſt eher 
mit einem erheblichen Rückgang der Ein- und Aus⸗ 
fuhrwerte zu rechnen als mit einem Verharren; 
der deutſche Exportrückgang in den letzten Monaten 
weiſt Zahlen auf, die ſelbſt die größten Peſſimiſten 
nicht erwartet hätten. 

Wir ſchließen dieſe Unterſuchung und ſtellen 
jedenfalls feſt: Ohne jedes Riſiko läßt ſich eine Ein⸗ 
fuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe von mindeſtens 
600 Millionen RM vom deutſchen Markt fernhalten, 
die handelspolitiſche Entwicklung in Europa und in 
der ganzen Welt wird es möglich machen, den Be⸗ 
trag vielleicht ſogar auf 800 bis 900 Millionen RM 
zu erhöhen, ohne daß ſich daraus — das ſei den 
Gegnern des Protektionismus nochmal ausdrücklich 
geſagt — eine Vergewaltigung des deutſchen Exports 
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ergibt! Die Schmälerung der Ausfuhr wird nicht 
Wirkung, ſondern Urſache des Einfuhrrückganges fein. 
Dieſe überzeugung wächſt im übrigen zunehmend 
auch in induſtriellen Kreiſen Deutſchlands.“) 
Die Entwicklung der augenblicklichen Verhältniſſe 


in Europa und in der Welt auf der Linie eines 
Um dieſen und den Einfuhrbedarf zu decken, iſt ſelbſt 
Autarkiſierung Deutſchlands auf dem Gebiete der 
landwirtſchaftlichen und gärtneriſchenMarkterzeugung, 


verſtärkten Protektionismus auszunutzen, für eine 


iſt das Gebot der Stunde, Aufgabe einer weitſchau⸗ 
enden Wirtſchaftsplanung. 
V. 
Stellen wir einmal wertmäßig dieſe Einfuhrbe⸗ 
dürfniſſe in abſteigender Größenordnung zuſammen, 
ſo ergibt ſich folgendes Bild: 


Butter. 219 776 000 RM 
Eier 169 654 000 „ 
Obſt 162 939 000 „ 
Fiſche 106 192 000 „ 
De 101 718 000 „ 
Küchengewächſe 88 434 000 „ 
Schmalz, Oleomargarine 81 700 000 „ 
Gerite . TEE. 67 231 000 „ 
Fleiſch 63 236 000 „ 
Käſe 62 262 000 „ 
Mais 51531000 „ 
Rindvieh 23 848 000 „ 
Bohnen 18 464 000 „ 
Kartoffeln 16 855 000 „ 
Roggen 10 350 000 „ 
Mehl pp. 8 208 000 „ 
Talg 7 473 000 „ 
Margarine 7 186 000 „ 
Zucker 5 070 000 „ 
Schweine 4721000 „ 
Hafer 4 100 000 „ 
Malz 1967 000 „ 
Milch 1957 000 


Summa 1 284 868 000 RM 


Es wäre beſtimmt kein Zeichen planvoller Wirt⸗ 
ſchaftsführung, wollte man aus dieſen Zahlen ohne 
weiteres eine entſprechende Produktionsausweitung, 


verbunden mit den dazu erforderlichen Kapital⸗ 


inveſtierungen herleiten, wenn man nicht damit eine 


Unterſuchung über die Verbrauchsentwicklung und 


Verbrauchsrichtung für die nächſten Jahrzehnte ver⸗ 
bände, um feſtzuſtellen, ob à la longue auch der jetzige 


Einfuhrbedarf unter Berückſichtigung der Veränder⸗ 


lichkeit des Bevölkerungsvolumens und der Er⸗ 
nährungsweiſe der Konſumenten beſtehen bleibt, 
oder ſich nach oben oder unten verändert. Wir können 
uns hierbei auf bereits beſtehende Unterſuchungen 
ſtützen, die N. Jasny in ſeiner vom Inſtitut für 
landwirtſchaftliche Marktforſchung unter dem Thema: 
„Bevölkerungsgang und Landwirtſchaft“ herausgege⸗ 


) Siehe Jahresbericht 1931 des Zweckverbandes der 
Induſtrie⸗ und Handelskammern von Bochum, Dortmund, 
Eſſen und Münſter. 


benen Schrift angeſtellt hat. Er kommt hierbei im 
einzelnen zu folgenden Ergebniſſen: 

Der Butterverbrauch, der z. Zt. pro Kopf und 
Jahr 7,6 kg beträgt, wird ſich um etwa 20% im 
Laufe der nächſten 15 Jahre trotz der nicht zu unter⸗ 
ſchätzenden Konkurrenz durch die Margarine heben. 


bei einer Steigerung der Milchleiſtung je Kuh auf 
3000 Liter im Jahr eine weſentliche Erhöhung des 
deutſchen Kuhbeſtandes erforderlich. Für Eier be⸗ 
rechnet Jasny ebenfalls eine 20 ige Steigerung 
für die nächſten 15 Jahre, der Pro-Kopf⸗Verbrauch 
würde danach von z. Zt. 125 Eiern pro Jahr auf 
150 ſteigen. Dieſer vermutliche Mehrverbrauch läßt 


ſich nach Auffaſſung von Jasny durch eine Steigerung 


der Legeleiſtung je Henne von 90 auf 110 Stück 
pro Jahr kompenſieren. Um aber darüber hinaus 
die gegenwärtige Einfuhr von Eiern durch Inlands⸗ 
produktion abzulöſen, wäre die augenblickliche Hennen— 
zahl bei der augenblicklichen Legeleiſtung um etwa 
50% zu erhöhen. Steigerungsfähig iſt ebenfalls der 
Verbrauch in Fiſchen, Obſt und Käſe, zumal ihre 
beſondere Bedeutung für die Volksgeſundheit in 
ſteigendem Maße anerkannt und propagiert wird. 
Die Rohkoſtbewegung läßt eine Verbrauchsſteigerung 
in ungeahntem Maße erwarten für alle Arten von 
Küchengewächſen, beſonders wenn ſich erſt die Inlands⸗ 
erzeugung auf Güte und Preis anderer Staaten 
umgeſtellt hat. Der Fleiſchverbrauch von z. Zt. 52,8 Kg 
pro Kopf wird ſich nach Auffaſſung von Jasny um 
etwa 17 / im Verlauf der kommenden 15 Jahre 
erhöhen, und zwar für Rind- und Schweinefleiſch 
um je 15 %, für Kalbfleiſch ſogar um 40%. Wenn 
dieſer Mehrbedarf auch z. T. durch eine Erhöhung 


des Schlachtgewichtes und eine Steigerung des Am⸗ 


ſatzes befriedigt werden kann, ſo ſteht doch außer 


Zueifel, daß daneben auch die Beſtandszahlen zu⸗ 


nehmen werden, und müſſen. Was oben für Butter 
feſtgeſtellt wurde, gilt ebenſo für Milch, deren Ver⸗ 
brauchsſteigerung Jasny ebenfalls mit 20% annimmt. 
Allein um die gegenwärtige Einfuhr aller Molkerei⸗ 
erzeugniſſe zu erſetzen, müßte der deutſche Kuhbeſtand 
um etwa 10% erhöht werden, wenn es gelänge, 
die Milchleiſtung um etwa 800 1 auf 3 000 J pro 
Kuh und Jahr zu ſteigern. Schließlich wird auch 
noch für den Zuckerverbrauch, der z. Zt. für Kopf 
und Jahr 26,5 kg beträgt, eine Steigerung von 
25% vorausgeſagt, ein Bedarf, dem wir bei Ein⸗ 
ſchränkung unſerer Zuckerausfuhr ohne weiteres mit 
unſerer augenblicklichen Produktion gerecht werden 
können. Der Rückgang der Kartoffel als Haupt⸗ 
nahrungsmittel wird mit 10% geſchätzt, demgegen⸗ 
über aber für die Verwendung als Futtermittel eine 
Steigerung um 2— 2,5 Millionen Tonnen bis 1945 
angenommen. Für Brotgetreide wird bei Weizen 
eine 15 ige Zunahme, bei Roggen eine 25 %ige 
Abnahme vorausgeſehen, was mengenmäßig ein 
Plus⸗minus⸗Null bedeuten würde. Dagegen wird 
für Futtergetreide außer Roggen eine Mengenzunahme 
von 1,5 Millionen Tonnen für 1945 errechnet, wo⸗ 
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bei eine Verſchiebung vom Hafer⸗ zum Gerſtebau bedeutet in erſter Linie ein rechtzeitiges Erkennen 


wegen des ſtarken Rückganges des Pferdebeſtandes 
vorausgeſagt wird. „Beim Getreidebau iſt hiernach 


mit keiner nennenswerten Produktionsausweitung, 


ſondern lediglich mit einer Verſchiebung vom Roggen⸗ 
und Hafer⸗ zum Weizen- und Gerſtebau zu rechnen. 


Da die Hektarerträge in ziemlich ſtarkem Steigen 
begriffen ſind, und ihr Höhepunkt noch in weiter 


Ferne liegen dürfte, wird die ſtagnierende Getreide⸗ 


produktion bei gleichzeitigem Rückgang der Aufbau⸗ 


flächen vor ſich gehen, alſo auch wieder eine ähn⸗ 
liche Erſcheinung wie in Frankreich.“ Von den Er⸗ 
ſcheinungen dieſes Landes hat Jasny überhaupt ſeine 


Unterſuchungen abgeleitet, die er zuſammenfaſſend 


folgendermaßen abſchließt: f 

„Im ganzen ergibt ſich eine kaum erhebliche 
Steigerung der Bodenproduktion, allerdings bei 
einer viel ſtärkeren Hervorhebung des Grünfutter⸗ 
baus. Die Produktion von tieriſchen Erzeug- 
niſſen wird im Vergleich zu den Bodenprodukten 
ſtark ſteigen können.“ So problematiſch auch der Wert 
der Einzelzahlen der Jasnyſchen Unterſuchungen iſt, 
im Endergebnis wird man ſich ſeinen Schlußfolge⸗ 
rungen anſchließen I 


Wir halten für die Betrachtung der ſich aus dem 
bisher Geſagten für die ländliche Siedlung ergebenden 


der Grenzen gewiſſer Bedarfskategorien, um von 


vornherein jeder Fehlleitung von Kapital im volks⸗ 
wirtſchaftlichen Sinne zu entgehen. In dieſem Be⸗ 
mühen bedarf allerdings die Binnenkoloniſation, um 
es noch einmal zu wiederholen, der wirtſchafts⸗ und 
zollpolitiſchen Maßnahmen, die die Geſamtſituation 
der europäiſchen Wirtſchaftsbeziehungen nun einmal 
von uns verlangt. 1 
II. 


Und nun zum Schluß noch ein Wort über das 
dynamiſche Zuſammenwirken von Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft, eine Frage, die zwar unmittelbar mit der 
Autarkie nichts zu tun hat, inſofern aber hierbei 
ihre Bedeutung hat, als ſie zur Entkräftung der 
gegneriſchen Theſe von der Einengung des indu⸗ 
ſtriellen Aktionsradius beiträgt. Nehmen wir 
wirklich einmal an, durch Eigenerzeugung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Produkte ginge unſer Fertigwarenexport 
zurück, ſo wollen wir doch darüber das Eine nicht 
vergeſſen: Nämlich die befruchtende Wirkung auf 
Induſtrie, Handel und Gewerbe, die eine Eigen⸗ 
erzeugung von, jagen wir, 1 Milliarde RM in land⸗ 


wirtſchaftlichen Produkten hätte. Erfahrungsgemäß 


Aufgaben feſt: Analog dem ſtärkeren Tendieren der 
Einfuhr in Richtung auf bäuerliche und gärtneriſche 


Erzeugniſſe, hinter die die Einfuhr von Brot⸗ und 
Futtergetreide ſtark zurücktritt, analog dieſer Tat⸗ 
ſache ſehen wir auch eine ähnliche Erſcheinung, wenn 


wir eine Unterſuchung über die Bedarfsentwicklung 
der ferneren Zukunft auswerten. Und dieſe beiden 


Tatſachen erſcheinen uns von eminent wichtiger 
Bedeutung für unſere ganze binnenkoloniſatoriſche 
Pionierarbeit, weil ſie damit nicht nur im Lichte 
arbeitsmarkt⸗ und nationalpolitiſcher Berechtigung 


geſehen werden muß, ſondern darüber hinaus 
Wirtſchaftsplanung im Sinne organiſcher 
Das iſt das Funda⸗ 
mentale der Binnenkoloniſation, daß ſie uns die 


Bedarfsdeckung darſtellt. 


landwirtſchaftliche Betriebsform ſchafft, die unſerer 
Bedarfsgeſtaltung nach Einfuhr und zukünftiger Be⸗ 
darfsentwicklung Rechnung zu tragen vermag. Und 


weit über das Rein⸗Koloniſationstechniſche hinaus⸗ 
geht, indem ſie durch Belehrung des Siedlers die 
Produktionsrichtung auf den Bedarf abſtellt. Das 


behält der Landwirt ein Drittel ſeiner Erzeugniſſe 
zum Selbſtverbrauch, rechnen wir dazu noch eine 
5°oige Gewinnſpanne, die er in den Strumpf ſteckt, 
dann fließen 61° % des geſamten Produktions⸗ 
wertes, m. a. W. über 600 Millionen RM der 
deutſchen Wirtſchaft zu. Da werden Pflüge und 
Eggen, Dreſchmaſchinen und Senſen gekauft und 
befruchten die Maſchineninduſtrie, da ſteigt der Um: 
ſatz in künſtlichen Düngemitteln, da wird die Bau⸗ 
wirtſchaft über den jetzigen toten Punkt gebracht, 
da verdienen der Schmied, der Sattler, der Müller 
und viele andere dazu. Alſo ſo ganz mit leeren 
Händen bittet die Landwirtſchaft nicht vor dem 
Portal der vereinigten Induſtrie- und Handels⸗ 
kammern Deutſchlands um den Schutz ihrer Inter 
eſſen. Und wenn die Induſtrie ein Steigen der 
Agrarpreiſe und damit u. U. der Induſtrielöhne be⸗ 
fürchtet, dann legt die Landwirtſchaft ihr eine Fibel 
vor mit Preisſcheren, die ſeit 1920, man möchte 
ſagen fabrikmäßig hergeſtellt, dem einen ſin Uhl, 


dem andern ſin Nachtigall geweſen ſind. An einem 
darum trägt die deutſche Binnenkoloniſation eine 
Verantwortung gegenüber dem deutſchen Volke, die 


reichen Bauernſtande iſt noch nie ein Land zu Grunde 
gegangen. Und wenn es um die Frage geht, ob 
es ſtimmt, wenn der Volksmund ſagt: Hat der 
Bauer 's Geld, hat 's die ganze Welt, dann kann 
die Antwort nur lauten: Jawohl, es ſtimmt! 


Autarkie und deutſche Landwirtſchaft 


von Dr. R. Bräuning⸗Königsberg, Pr. 


Mit zunehmender wirtſchaftlicher Not und ſteigen⸗ der deutſchen Landwirtſchaft, weil gerade ſie beſonders 
dem Rückgang der Ausfuhr mehren ſich die Stimmen, ſchwer unter der ausländiſchen Konkurrenz zu leiden 
die die Autarkie d. h. die Ausgliederung der deutſchen hat und weil ſie von deren Verdrängung eine Steige⸗ 
Wirtſchaft aus der Weltwirtſchaft und die Einſtellung rung ihres Abſatzes und der Preiſe erhofft. 


auf den eigenen Wirtſchaftsraum fordern. Der Ruf 
nach der Autarkie iſt beſonders ſtark in den Kreiſen 


ber die Autarkie liegen noch keine Erfahrungen 
bis heute vor. Schon aus den älteſten Zeiten 
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wiſſen wir von einem Güteraustauſch zwiſchen den | 
Völkern und für das Mittelalter braucht nur an die 
Hanſaſtädte erinnert zu werden. Beſonders aber in | 
der neueſten Zeit ſeit den 80 er Jahren ſind unter | 
dem Einfluß eines vierzigjährigen faſt ununterbrochenen | 
Friedens in der Welt und gewaltiger Fortſchritte 
der Technik weite Ländergebiete in Überjee erſchloſſen 
worden, die den europäiſchen Induſtrieſtaaten durch 
Lieferung von Rohſtoffen und durch Abnahme von 
Induſtrieerzeugniſſen es ermöglichten, große Indu⸗ 
ſtrien zu errichten und damit einer wachſenden Be⸗ 
völkerung auf ihrem engen Raum Nahrung und Arbeit 
zu gewähren. Die frühere ſtarke Auswanderung ver⸗ 
ſchwand faſt völlig und die deutſche Bevölkerung 
wuchs von 39,8 Millionen im Jahre 1882 auf 
62,4 Millionen im Jahre 1925. Die Zahl der Berufs- 
zugehörigen in der Landwirtſchaft war in derſelben 
Zeit von 15.9 Millionen auf 14,4 Millionen und ihr 
Anteil an der Geſamtbevölkerung von 40% auf 23% 
zurückgegangen. 


Die ſtarke Vermehrung der ſtädtiſchen Bevölkerung 
kam der deutſchen Landwirtſchaft in einem raſch 
wachſenden Bedarf an landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niſſen zu gute, die abgeſehen von vorübergehenden 
Zeiten mit ungünſtiger Konjunktur eine ſteigende 
Tendenz ihrer Preiſe aufwieſen. Gegenüber der aus⸗ 
ländiſchen Konkurrenz bildeten die Beſtimmungen 
der Viehſeuchengeſetze und der Zolltarif einen hin⸗ 
reichenden Schutz und es gelang, die deutſche Agrar- 
erzeugung, wenn auch nicht in gleichem Tempo wie 
den Bedarf, ſo doch ganz erheblich zu ſteigern und 
dabei auch das Ausland durch Bezug von Dünge⸗ 
und Kraftfuttermitteln in den Dienſt der deutſchen 
Landwirtſchaft zu ſtellen. So ergibt ſich, daß 
die mit der Bevölkerungsvermehrung und 
Induſtrialiſierung Deutſchlands einge: 
tretene ſtarke Verflechtung der deutſchen 
Wirtſchaft mit dem Ausland den deutſchen 
Landwirten keinen Schaden, im Gegenteil 
aber ganz erhebliche Vorteile gebracht hat. 


Dieſe Tatſache kommt deutlich in den ſteigenden 
Bodenpreiſen der Vorkriegszeit und in dem wachſenden 
Vermögen der deutſchen Landwirtſchaft zum Ausdruck. 


Um über die Möglichkeit der Autarkie und ihre 
Wirkungen auf die deutſche Wirtſchaft und die Land» 
wirtſchaft Klarheit zu gewinnen, iſt es notwendig, 
die Statiſtik des deutſchen Außenhandels etwas näher 
zu betrachten. Der wichtigſte Teil der deutſchen 
Einfuhr beſteht aus Rohſtoffen. Bei einem Geſamt⸗ 
wert der deutſchen Einfuhr im Jahre 1930 von 
10,4 Milliarden RM machten die wichtigſten und 
unentbehrlichſten Rohſtoffe der Induſtrie (die Textil⸗ 
rohſtoffe, die unedlen Metalle, die Erze und Metall- 
aſchen) zuſammen über 2,06 Milliarden RM aus. 
Die Einfuhr von Slfrüchten und Slſaaten belief ſich 
auf 646 Millionen RM, diejenige von Futtermitteln 
auf 415 Millionen RM. An landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen wurden 1930 eingeführt: 


Milch, Butter, Käſe 

Obſt und Südfrüchte : 

Brotgetreide und Müllerei⸗ 
erzeugniſſe 


471,7 Mill. RM 
„ 458,1 „ 


8 „ 2490: „ 5 
Eier von Federvieh „228.0: 5 
Fett außer Butter . . „ 196,0 „ 75 
Fleiſch, Speck, . 1327 „ 55 
Lebendes Vieh 5 1123 
1 849,8 Mil. NM 
Die wichtigſten Poſten der Ausfuhr im Jahre 1930 
ſollen hier ebenfalls angeführt werden: 
Waren aus Eiſen für 1735 Mill. RM 
Maſchinen, außer elektriſchen „ 1163 „ 5 
Gewebe . ö 8 5 
Farben und ſonſtige chemiſche 


und pharmaz. Erzeugniſſe „ 867 „ „ 
Kohlen, Koks 9 
Elektriſche Maſchinen und Er⸗ 
zeugniſſe „ 
Waren aus unedlem Metall 
außer Eiſen eee ee 
Papier und Papierwaren 5 BO 


6871 Mill. NM 


Der Reſt der im ganzen 12,04 Milliarden RM 
betragenden Ausfuhr des Jahres 1930 ſetzt ſich in 
der Hauptſache aus Erzeugniſſen der übrigen Indu⸗ 
ſtrien wie Leder, Konfektion und Wäſche, Muſik⸗ 
inſtrumenten, Glass, Ton und Porzellanwaren, Pelz⸗ 
waren, Garnen, Kautſchukwaren, Kinderſpielzeug und 
Möbeln zuſammen. Daneben ſpielt die Wieder⸗ 
ausfuhr von Rohſtoffen mit 471 Millionen RM 
und von Futtermitteln und pflanzlichen Olen und 
Fetten mit 213 Millionen RM noch eine gewiſſe 
Rolle. 

Die deutſche Geſamtausfuhr iſt von rd. 13,5 Milli⸗ 
arden RM im Jahre 1929 auf rd. 9,6 Milliarden RM 
im Jahre 1931 zurückgegangen. Gleichzeitig und 
im Zuſammenhang damit war die Arbeitsloſigkeit 
ſtark geſtiegen. Die Geſamtzahl der Arbeitsloſen 
betrug im Durchſchnitt des Jahres 1929 1 898 000, 

1930 3 075 000. 

Auch in den Jahren der Induſtriekonjunktur 1927 
und 1928 betrug der Prozentſatz der r vollbejchäftigten 
Gewerkſchaftsmitglieder nur 90,4 . 

Unter der zunehmenden Erſchwerung der Ausfuhr 
durch die Ab ſchließungsmaßnahmen des Auslandes 
richtet ſich auch das Intereſſe der Induſtrie in 
ſteigendem Maße auf den Binnenmarkt. Die Land⸗ 
wirtſchaft hat ſchon immer den Standpunkt vertreten, 
daß ſie bei hinreichendem Zollſchutz in der Lage ſei, 
unter Heranziehung aller Mittel der Agrartechnik 
und Wiſſenſchaft das deutſche Volk aus der eigenen 
Scholle zu ernähren und den 1930 rund 1,8 Milli⸗ 
arden RM betragenden Wert der Agrareinfuhr ſelbſt 
zu verdienen. Dadurch würde ſich ihre Kaufkraft 
für induſtrielle Erzeugniſſe um einen entſprechenden 
Betrag erhöhen. Von den übrigen Poſten der deutſchen 
Einfuhr ließen ſich nur die Waren aus Eiſen mit 
224 Millionen RM und die Steinkohlen mit 139 Milli⸗ 
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onen RM ſowie Teile des Poſtens „übrige Waren“ 
mit 2347 Millionen RM durch autarkiſche Maßnahmen 
verringern. Nur etwa 3 bis 4 Milliarden der deutſchen 
Einfuhr wären alſo einer Einſchränkung zugänglich, 
der Reſt beſteht aus Rohſtoffen, die auch für die 
Verſorgung des Binnenmarktes unentbehrlich find. 
Es würde ſich alſo nicht um eine völlige, 
ſondern nur um eine teilweiſe Autarkie 
handeln können, die ſich in der Hauptſache 
auf die Landwirtſchaft erſtrecken würde. 
Welche Wirkungen würde nun aber eine ſolche 
Teilautarkie für die deutſche Wirtſchaft und beſonders 
für die Landwirtſchaft mit ſich bringen? f 
Ein Abſchluß gegen die ausländiſche Einfuhr würde 
beſtimmt weitere Erſchwerniſſe für unſere Ausfuhr 
zur Folge haben. Theoretiſch müßte an die Stelle 
der verringerten Ausfuhr die geſteigerte Kauftraft 
des Binnenmarktes treten und damit die Lücke aus⸗ 
gefüllt werden. Wer ſo argumentiert, vergißt, daß 
die geſteigerte Kauftraft des Binnenmarktes ſich nicht 
gerade denjenigen induſtriellen Erzeugniſſen zuwenden 
würde, die auf dem Weltmarkt ihren Abſatz verloren 
haben. Die deutſche Wirtſchaft wäre zu erneuten 
ſtarken Umſtellungen gezwungen, die viele Anlagen 
entwerten und die Errichtungen von anderen erfor⸗ 
derlich machen würde, ein Prozeß, zu dem uns 
jegliche Mittel fehlen. Eine weitere Steigerung der 
Arbeitsloſigkeit wäre die notwendige Folge, zumal 
die Landwirtſchaft, der die Vorteile der Autarkie 
vor allem zugute kämen, trotz geſteigerter Produktion 
kaum einen Mehrbedarf an Menſchen hätte. 


die Bevölkerungsentwicklung in der Vorkriegszeit. 

Wenn aber aus Anlaß der Autarkie die deutſche 
Ausfuhr in ſtärkerem Maße zurückgeht als die Konſum⸗ 
kraft des Binnenmarktes für induſtrielle Erzeugniſſe 
zunimmt, ſo ſind für die Landwirtſchaft die Vorteile 
des vermehrten Abſatzes infolge der größeren Arbeits⸗ 
loſigkeit in Frage geſtellt. Die Entwicklung des 
letzten Jahres hat erwieſen, wie ſtark auch der Ver⸗ 
brauch an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen unter der 
geſunkenen Kaufkraft zuſammenſchrumpfen kann. Es 


macht ſich eine Abwanderung von den teuren Erzeug⸗ 


niſſen der Viehwirtſchaft, Fleiſch, Butter, Eiern, zu 
den billigeren Maſſenerzeugniſſen des Ackerbaus, 
Kartoffeln und Brot, ſowie zu der Margarine be⸗ 
merkbar. Das zeigt ſich ganz deutlich in der kata⸗ 
ſtrophalen Preisentwicklung der Veredelungserzeug⸗ 
niſſe im letzten Jahre, die ſich durch den geringen 


Zollſchutz auf dieſem Gebiet nicht allein erkären läßt. 


Indexziffern der Großhandelspreiſe (1913 = 100): 
Durchſchnitt 1930 Febr. 1932 


Pflanzliche Nahrungsmittel 115,3 117,7 
Vieh ee Wr . 112,4 63,3 
Vieherzeugniſſe . 1247 91,1 
Agrarſtoffe zuſammen . 113, 1 92,1 


Dieſes Sinken der Preiſe für Vieh und Vieherzeug⸗ 
niſſe ließ ſich trotz kaum geſteigerter Eigenerzeugung 


Das 
zeigten ja ſchon die eingangs gebrachten Zahlen über 


und ſtark rückläufiger Einfuhr nicht aufhalten. Der 


kataſtrophale Preistiefſtand der Veredelungserzeug⸗ 
niſſe trifft aber gerade die bäuerlichen Betriebe be⸗ 
ſonders hart, die doch den Hauptteil der deutſchen 
Landwirtſchaft ausmachen. 

Da alſo die Gefahr der Zunahme der 
Arbeitsloſigkeit beim Übergang zur Autarkie 
ſich nicht von der Hand weiſen läßt, die auch 
die Vorteile derſelben für den Landwirt 
illuſoriſch zu machen droht, ſo muß vor einem 
überſtürzten Hindrängen nach dieſem Zuſtand 
dringend gewarnt werden. Dieſe Warnung iſt 
umſo dringlicher, wenn wir uns klar machen, daß 
der Anteil der mit 7,5 Milliarden RM veranſchlagten 
Ausfuhrerzeugung immer noch 25% des Wertes der 
deutſchen Geſamtnettoproduktion ausmacht, obwohl 
1931 nur etwa 12% der Berufszugehörigen direkt 
oder indirekt durch die Ausfuhr beſchäftigt ſind. An 
einem ſolch weſentlichen Faktor der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft können nicht ohne große Gefahr Verſuche 
gemacht werden, deren Folgen kein Menſch abſehen 
kann und die bei der engen Verbundenheit aller 
Berufsſtände auch aufs ſchärfſte auf die Landwirtſchaft 
zurückwirken müſſen. Deutſchland hat demnach bei 
der ſtarken Bedeutung des Weltmarktes als Arbeit⸗ 
geber eines großen Teiles der deutſchen Bevölkerung 
das dringendſte Intereſſe, bei möglichſt weitgehendem 
Schutz des eigenen Binnenmarktes die Beſtrebungen 
der anderen Staaten auf Abſchluß vom Weltmarkt 
hintan zu halten. Ob ſich das Ziel der Schaffung 
hinreichenden Abſatzes und tragbarer Preiſe für die 
Landwirtſchaft nicht auf anderen Wegen mit mehr 
Ausſicht auf Erfolg erreichen läßt als durch die 
Autarkie, ſoll anſchließend noch unterſucht werden. 

Das vor dem Kriege ſtark verbreitete Syſtem der 
Meiſtbegünſtigung führt automatiſch zu einem fort⸗ 
laufenden Abbau der Zollſchranken. Ob ein Staat 
mit dem andern eine aktive oder paſſive Handels- 
bilanz hat iſt dabei gleichgültig, wenn nur die Ge⸗ 
ſamtaußenhandelsbilanz balanciert. Staaten mit 
ſtarkem Auslandsguthaben können ſogar eine paſſive 
Geſamthandelsbilanz haben, wenn nur die Zahlungs⸗ 
bilanz im Gleichgewicht iſt. 

Die Löſung vieler weltwirtſchaftlicher Bande 
durch den Krieg zwang die Völker zu ſtarker Be- 
ſchränkung auf den eigenen Wirtſchaftsraum und 
das in neugeſchaffenen eigenen Induſtrieanlagen 
feſtgelegte Kapital hemmte nach dem Friedensſchluß 
zuſammen mit der ſtark gewachſenen nationalen 
Einſtellung der Völker die Rückkehr zum alten freien 
Handelsverkehr. Dazu kam, daß ſich die Ver⸗ 
ſchuldungsverhältniſſe der Staaten untereinander 
durch die aus dem Krieg hervorgegangenen politi⸗ 
ſchen Schulden und Zahlungsverpflichtungen völlig 
umgekehrt haben. Während vor dem Krieg die 
Vereinigten Staaten von Amerika ſtark an Europa 
verſchuldet waren und ihre Zinſen durch Lieferung 
von induſtriellen Rohſtoffen und Agrarerzeugniſſen 
bezahlen konnten, ſind heute die Induſtrieländer 
Europas gewaltig an die Vereinigten Staaten ver⸗ 
ſchuldet. Dieſe ſind inzwiſchen aber ſelbſt Induſtrie⸗ 
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ſtaat geworden, verweigern die Abnahme der euro⸗ 
päiſchen Induſtrieeinfuhr und machen derſelben gleich⸗ 
zeitig noch auf anderen Märkten ſcharfe Konkurrenz. 
So wurde für die Schuldnerländer die Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen unmöglich, 
zwiſchen den Völkern ſchwand und finanzielle 
Schwierigkeiten traten ein, die die Völker zu immer 
ſtärkerem Abſchluß vom Weltmarkt zwangen. Erſt 
die Streichung der politiſchen Schulden kann das 
Weltkapital wieder voll in den Dienſt des Welt⸗ 
verkehrs ſtellen und die Rückkehr zu einer freieren 
Weltwirtſchaft ermöglichen. 


Deutſche Geſamthandelsbilanz und Einfuhr 


das Vertrauen 


Deutſchland bedarf zur Erfüllung der finanziellen 
Verpflichtungen ſeiner Wirtſchaft gegenüber dem 
Ausland einer ſtark aktiven Außenhandelsbilanz, 
die ſich gegenwärtig eher durch Verringerung der 
Einfuhr als durch Steigerung der Ausfuhr erreichen 
läßt. 

Wir haben oben geſehen, daß auf dem Ge- 
biete der landwirtſchaftlichen Erzeugung eine Ein⸗ 
fuhrminderung möglich wäre, weil es ſich hier teil- 
weiſe um Erzeugniſſe handelt, die auch in Deutſch⸗ 
land in ausreichender Menge erzeugt werden 
können. 


| 
| 
| 
| 


überſchuß bei den wichtigſten landwirtſchaft— 


lichen Einfuhrwaren im Handel mit verſchiedenen Ländern 


Deutſcher Außenhandel 
in Millionen RM 


Deutſche Einfuhrüberſchüſſe wichtiger landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe im 


Land aktiv, paſſiv Handel mit verſchiedenen Ländern im Jahr 1930 in Millionen Reichsmark 
1931 1930 Weizen | Gerjte aeg Obſt En Milch] Butter Käſe | Eier Fleisch Schmatz 
Großbritannien [ 680,3 | 579,9 = 
Niederlande =2,57.21,0-122645.0 1151 2,7 83,7 53,8 69,1 19,1 — 
Frankreich + 492,5 ＋ 629,9 8,5 15,5 3,11— — — 
Rußland e ee ,, Eee reee|pkrlee 
Schweiz. 377,0 372,1 1,5 — 12,9 — | — — 
Schweden ＋ 266,6 | 190,1 3091 —- — — — 
Belgien. 241,4 276,0 18,8 
Dänemark. - 186,8 ＋ 180,6 — 129,4 5,9 12,2 18,3 16,4 
Norwegen A e e e 
Italien ＋ 72,4 1188| — — — 46, 456,9 
Jugoſlawien + 55,1 7 97,3 — — 8,4 10,5 13,0 
Finnland + 48,0 ＋ 5236| — 0,4 era 
Polen + 29,7 ＋ 14,2 + 18,0 | — 14,3 = 
Ungarn . + 29,2 ＋ 36,2 — 215 3210,71 — 
Litauen . + 14,6 — 7,8] — — — — — 2,0 15,0 — — — — 
Lettland e e eee ii 
Eitland . 75 2,0 — 1,6 . 
Verein. Staaten | — 303,9 — 621,6 34,1 16,1 1,2 55,1] 5,2 — = — | — | 5,51 81,6 
Auſtralien — 99,6 — 157,3 0,37 5,2 — 9 
China — 74,8 | — 147,9 59 — — 
Kanada. — 51,9 — 62,4 | 91,0 12,0 le 
Argentinien — 34,7 | — 115,6 | 66,5 8,6 [44,5 — — 34,5 — 
Bulgarien 23,0 36,0 25,8 
Griechenland — 13,7 — 51,8 13,0 u 
Rumänien . — 9,9 — 99,6] — 104, 1 1177| — — — | — — 22,8 — | — 
Spanien — 6,4 — 21,90 — — — 8, 788,3 — „ = 
Türkei — 5,2 — 20,7 — — — 7, 015,0 — — n 
Brit.⸗Südafrika 3,9 16,4 5,13 — | — | — == || 
Betrachten wir die deutſche Handelsbilanz und weiſe für Obſt⸗ und Südfrüchte. Bei dieſen Er- 


den Einfuhrüberſchuß bei den wichtigſten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Einfuhrwaren im Verkehr mit den ver⸗ 


ſchiedenen Ländern, ſo zeigt ſich, daß ein Teil der 
landwirtſchaftlichen Einfuhrüberſchüſſe aus dem 
Handel mit ſolchen Ländern ſtammt, mit denen 
unſere Handelsbilanz ſtark aktiv iſt. Das gilt be⸗ 
ſonders für die Veredelungserzeugniſſe, ſowie teil⸗ 


zeugniſſen läßt ſich deshalb ein höherer Zoll mit 
Rückſicht auf die Erhaltung der Ausfuhr nur ſchwer 
durchführen. Bei den Vieherzeugniſſen können ſelbſt 
Prohibitivzölle den Preisſturz nicht verhindern, 
wenn infolge zunehmender Arbeitslosigkeit der Ver⸗ 
brauch an dieſen Erzeugniſſen hinter die Eigener⸗ 
zeugung zurückgeht. Andererſeits ſtammen unſere 
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Abb. 1 Vorſtädtiſche Eigenheimſiedlung Krummer Weg bei Stralſund, 1930 


Einfuhrüberſchüſſe an Getreide vorwiegend aus 


Ländern, mit denen unſer Außenhandel ſtark paſſiv 
abſchneidet. Dieſe Tatſache hat es ja auch ermöglicht, 
ohne Gefahr für die induſtrielle Ausfuhr hier einen 
ausreichenden Zollſchutz durchzuſetzen. Bei dem 
ſtark ſtockenden Abſatz der Induſtrie nach 
den überſeeiſchen Getreidelieferländern 
iſt es möglich und erwünſcht, den Bezug 
des Getreides ſtärker aus den Balkan⸗ 
ſtaaten vorzunehmen, mit denen der deut— 
ſche Handel aktiv iſt oder balanciert und 
die als Gegenleiſtung wieder größere 
Mengen deutſcher Induſtriewaren ab— 
nehmen könnten. 


Im Rahmen des Meiſtbegünſtigungsſyſtems iſt 


eine ſolche Umlenkung des Getreidebezugs nicht 


ohne weiteres möglich. Ob Präferenzverträge mit 


den Balkanſtaaten dieſen Erfolg haben können, 
hängt von der Zuſtimmung der übrigen meiſtbe⸗ 
günſtigten Staaten ab. 


Neuerdings ſpielt beim Ab⸗ 


ſchluß von Handelsverträgen das Syſtem der Kon⸗ 


tingentierung eine Rolle. 
machungen mit Staaten, mit denen unſer Außen⸗ 
handel paſſiv iſt, geeignet, die landwirtſchaftliche 
Einfuhr zu verringern, ohne daß die Ausfuhr 
zurückgeht. Bei Staaten, mit denen wir im Außen⸗ 


Dieſes ſcheint für Ab⸗ 


handel ſehr günſtig abſchneiden, wird ſich mit den 


Kontingentierungsſyſtem die landwirtſchaftliche Ein⸗ 
fuhr ohne Verringerung der induſtriellen Ausfuhr 
nicht herabſetzen laſſen. 

Ergebnis: Eine völlige Autarkie iſt für 
Deutſchland unmöglich. In der Landwirt 
ſchaft läßt ſich nur beim Brotgetreide mit Sicher⸗ 
heit die Selbſtverſorgung durchführen. Ob die 
völlige Erzeugung des deutſchen Nahrungsmittel⸗ 
bedarfs im Inland unter Höchſteinſatz aller Pro- 
duktionsmittel und ohne Zufuhr von ausländiſchen 
Futtermitteln möglich wäre, iſt mindeſtens ſehr 
fraglich. Eine Verringerung der Getreideeinfuhren 
iſt ohne allzu nachteilige Folgen für unſere Aus⸗ 
fuhr durchführbar. Wird auf die Selbſtverſorgung 
Deutſchlands mit Brotgetreide verzichtet, ſo muß 
eine Umſtellung des Getreidebezugs auf ſolche Länder 
ſtattfinden, die zu verſtärkter Abnahme deutſcher 
Induſtrieerzeugniſſe bereit ſind. Im erſten Fall 
gewinnt die Landwirtſchaft durch verminderte Aus⸗ 
landskonkurrenz auf dem inländiſchen Getreidemarkt, 
im zweiten durch geſteigerte Kaufkraft des Inlands 
für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe infolge der erhöhten 
Ausfuhr. Der Zollſchutz für Veredelungserzeugniſſe 
ſowie für Obſt und Südfrüchte iſt behindert durch 
die Aktivität des deutſchen Handels mit den Haupt⸗ 
lieferländern. Eine Zollerhöhung kann hier nur 
ſtufenweiſe und vorſichtig unter Berückſichtigung 
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Abb. 2 


ihrer Folgen für die Ausfuhr vor ſich gehen. Eine 
vollſtändige landwirtſchaftliche Autarkie 
iſt für Deutſchland unmöglich. Die deut— 
ſche Landwirtſchaft muß ſich darüber klar 
ſein, daß die durch die Störungen des 


Denkmalpflege 


von Provinzialkonſervator 


Es iſt auch heute noch nicht leicht, von der Denk⸗ 
malpflege anders als von einer ausſchließlich rückwärts 
auf vergangene Erſcheinungen gerichteten Be⸗ 
mühung zu ſprechen. Ihr Name ſcheint dieſe Grenze 
zu ziehen, ihre Geſchichte ſie zu beſtätigen. 

Und doch kann man eine in dieſer Weiſe be— 
grenzte Auffaſſung nicht zu Ende denken, ohne damit 
den eigentlichen Sinn der Bewegung aufzuheben. 

Schon die Unficherheit über die zeitliche Grenze, 
welche Denkmäler einer Schutzaufſicht zu unterſtellen 
ſind, macht dieſe Einſtellung verdächtig. (Bei Kirchen 
nehmen z. B. die allgemeinen ſtaatlichen Vorſchriften 
das Jahr 1870 an, während andererſeits die Stadt 
Berlin Meſſels Bauten mit einbezieht). Die natürliche 
Frage, was für Maßſtäbe in dieſer Beziehung die 
Denkmalpflege etwa in 50 Jahren anzuwenden ge⸗ 
denkt, dürfte nicht ohne eine gewiſſe Verlegenheit 


und ſchwerlich ganz eindeutig von den verantwort⸗ 


lichen Stellen beantwortet werden. Die Kernfrage 
erhebt ſich: Was hat an ſich das Alter eines 
Denkmals mit ſeiner Erhaltungs würdigkeit zu 
tun? — Mit Vorbehalt all deſſen, was Pietät und 
Forſchung rechtmäßig zu fordern haben, kann grund⸗ 


Aus dem Johanniskloſter Stralſund 


Welthandels verurſachte Arbeitsloſigkeit 
in Deutſchland nur durch Wiederbelebung 
des Warenaustauſches zwiſch en d en 
Völkern und nicht durch autarkiſche Maß— 
nahmen beſeitigt werden kann. 


und Siedlung 


Dr. F. Balke, Stettin. 


ſätzlich hier nur mit einem Nichts geantwortet 
werden. Die Verpflichtung der Denkmalpflege geht 
nicht dahin, vorausſetzungslos das Alte an ſich 
zu pflegen. Einem ſolchen Irrtum iſt die Denkmal⸗ 
pflege nicht immer entgangen. Darunter hat ihre 
Einſchätzung in der öffentlichen Meinung ſichtlich 
gelitten, indem viele ihr jene etwas beleidigende, 
aus Nachſicht, Mitleid und Mißtrauen gemiſchte 
Teilnahme entgegenbrachten, wie ſie der geſunde 
Menſch Spitälern und Altersheimen gegenüber zu 
empfinden pflegt. 

Solche Beurteilung beſteht heute nicht mehr zu 
Recht — denn längſt hat die Denkmalpflege er⸗ 
kannt, daß es weder vernünftig noch auch überhaupt 
möglich iſt, ſich zu dem allgemeinen Naturgeſetz 
vom Werden und Vergehen in grundſätzlichen Wider⸗ 
ſpruch zu ſetzen. 

Allerdings wird der Denkmal ſchutz mit der Ver⸗ 
teidigungsſtellung gegen mutwillige oder gedanken⸗ 
loſe Entſtellung künſtleriſcher Vergangenheits⸗ 

werte zu allen Zeiten eine Hauptaufgabe der Denk⸗ 
malpflege ſein, grundſätzlich aber ſind wir doch über 
jenen toten Punkt der Entwicklung längſt hinaus⸗ 
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Abb. 3 Vorſtädtiſche Kleinſt⸗Eigenhäuſer in Dramburg, 1931 


gewachſen, an dem das neue Werden als Feind 
des guten Alten ſchlechthin angeſehen werden konnte. 
Vielleicht hat zu ſolcher Wandlung keine Zeit ſoviel 
beigetragen, als die Jahre wirtſchaftlicher Not, deren 
Höhepunkt und hoffentliches Ende wir zurzeit 
erleben. 

Als öffentliche Mittel für die Kulturpflege im 
engeren Sinne immer ſpärlicher floſſen, weil die Er⸗ 
haltung des nackten Lebens es gebieteriſch ſo forderte, 
hat u. a. die Denkmalpflege ſich mit den ſchwerſten 
Opfern abfinden müſſen. Es darf gegenüber großen 
Verluſten an der Subſtanz als ein gewiſſer Gewinn, 
dieſer ſchmerzlichen Erfahrungen betrachtet werden, 
daß im harten Lichte der Not das Weſentliche 
der denkmalpflegeriſchen Verantwortung ſich neu 
von dunklem Hintergrunde abhebt. Die unvermeid⸗ 
liche Preisgabe einzelner Baudenkmäler konnte nur 
in dem Gedanken ertragen werden, daß lebendige 
Denkmalpflege nicht ſo ſehr auf das Einzelobjekt 
als ſolches gerichtet ſein darf, ſondern mehr noch 
auf die Förderung der Geſinnung, die dem Bau⸗ 
denkmal ſeine erhaltenswerte Form gab. 

Mit dieſer allgemeineren Faſſung gelangt man 
dann auf eine Ebene, in der die Denkmalpflege, 
dem relativen Begriff des „Geſchichtlichen“ nicht 
mehr allein verpflichtet, aus einem Gegner des 
werdenden Neuen zum Mitgeſtalter der Zukunft 
werden kann, wenn ſie ihre beſondere Aufgabe bei 
ſolchem Werk richtig erfaßt. 


Von dieſen Überlegungen aus wird es nicht als 
abwegig anzuſehen ſein, eine der brennendſten Ge⸗ 
genwartsfragen, die moderne Siedlung in ihrem 
Verhältnis zur Denkmalpflege zu beleuchten. Anlaß 
zu ſolcher Betrachtung geben die neuen Bauten der 
Pommerſchen Heimſtätte, von denen hier einige 
im Bilde wiedergegeben werden. 

Die Notwendigkeit, unter ungünſtigſten Vorbe⸗ 
dingungen ein rein praktiſches Bedürfnis zu er⸗ 
füllen, nämlich wirtſchaftlich tragbare Wohnungen 
für große Menſchenmengen zu ſchaffen, bietet, ſo 
ſollte man glauben, wenig Spielraum für die Er⸗ 
füllung derjenigen Forderungen, die für das neue 
Bauen von denkmalpflegeriſcher Seite erhoben zu 
werden pflegen. Und in der Tat kann man ſich 
kaum etwas Traurigeres denken als vor einem 
ſchönen alten Stadtbild eine jener „Stadtrandſied⸗ 
lungen“, in denen oft die Primitivität der hand⸗ 
werklichen Herſtellung von Laienhand oder die 
Willkür verantwortungsloſen Unternehmertums ein 
planloſes Durcheinander ſchufen, das aller land⸗ 
ſchaftlichen und architektoniſchen Bindung ſpottend, 
dem Stadtkörper wie ein böſes Geſchwür anhaftet. 
Und doch iſt heute weniger denn je Anlaß, ſich nach 
dem beliebten Wort „Not kennt kein Gebot“ mit 
ſolchen Mißgründungen einfach abzufinden; man 
darf im Gegenteil behaupten, daß gerade die Not- 
lage, aus der jene neuen Siedlungen geſchaffen 
wurden, gewiſſe Handhaben zum mindeſten für 


337 


Abb. 4 Landarbeiter-Reichsheimitätten-Siedlung auf der Domäne Hoffdamm, 1929 


großzügig⸗einheitliche Siedlungsgeſtaltung bietet. 
Die äußerſte Raumausnutzung, oberſtes Geſetz bei 
der Planung des Siedlungshauſes, begünſtigt die 
Verwendung von Typen; denn jeder Einzelverſuch 
bedeutet in dieſer Richtung ein Riſiko, dem man die 
Sicherheit der bewährten Erfahrung vorziehen wird. 
So iſt die Ausſicht, gute Vorbilder mit Erfolg an⸗ 
zubieten, verhältnismäßig günſtig, die Möglichkeit, 
durch einheitliche Reihung gleicher Typen ein ruhiges 
Straßenbild zu ſchaffen, in vielen Fällen gegeben. 
Ferner werden für faſt alle derartigen Bauten in 
irgendeiner Form öffentliche Mittel in Anſpruch 
genommen, und dadurch wird es möglich, gewiſſe 
Forderungen in Bezug auf die Geſtaltung und 
Lagerung des Baukörpers als Bedingungen zu 

ſtellen, wie ſie für die ſelbſtändige private Bautätig⸗ 
keit nicht in Frage kommen. Aber wird man in 

dieſer Richtung je ſoweit gehen können, eigentlich 

denkmalpflegeriſche Geſichtspunkte mit in Be⸗ 
tracht zu ziehen, wie ſie doch ſelbſt unter normalen | 
Umſtänden (etwa in unmittelbarer Nähe bedeutender 
Bauwerke) zu erheblichen Schwierigkeiten und meiſt 
auch zu höherem Koftenaufwand führen? Daß es | 
für das Gebiet des Siedlungsweſens einer ſolchen 

programmäßigen Einſtellung nicht bedarf, wenn nur 


alle Forderungen eines guten neuzeitlichen Bauens 
erfüllt werden, kann aus der Tätigkeit der Pommer⸗ 
ſchen Heimſtätte mit überzeugenden Beiſpielen be⸗ 
legt werden. 

Bis auf den Grenzfall der Vorſtadtſiedlung 
ſind dieſe Kleinbauten aus Erwerbsgründen (Acker) 
auf das flache Land angewieſen, ſodaß nur in 
ſeltenen Fällen eine Rückſichtnahme auf ſtädtiſche 
Baudenkmäler hineinſpielen könnte. Hier auf dem 
Lande kommt es vielmehr darauf an, daß ſich die 
neuerſtellten Straßen und Hoflagen mit den (leider 
nicht mehr allzu zahlreich) vorhandenen guten alten 
Anlagen in landſchaftlichem Sinne zu einer Einheit 
verbinden. In dieſem Sinne iſt es ein erfreulicher 
Anblick, wie etwa die Siedlung Krummer Weg 
bei Stralſund (Abb. 1), dem Charakter der Land⸗ 
ſchaft in demſelben Geiſte Rechnung trägt, der alten 
ländlichen Straßenzügen eine ſo behagliche Ruhe zu 
geben wußte. Moderne Baukörper in der ſtrengen 
Sauberkeit ihrer feſten Form, vermeiden dieſe Häuſer 
es durchaus, alte Typen äußerlich nachzuahmen, 
aber ſie wirken in der Zweckmäßigkeit und Sicher⸗ 
heit ihrer Erſcheinung ſo einfach und ruhig, daß 
ſie auch die Nachbarſchaft großer und bedeutender 
Baudenkmäler (wie hier der, im Bilde nicht ſicht⸗ 
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Abb. 5 


baren, fernen Stralſunder Türme) in jedem Sinne 
vertragen. 

Unter Umſtänden erweiſt es ſich auch, daß ſtrengſte 
Erfüllung praktiſcher Forderungen, von einem durch⸗ 
aus neuzeitlich gerichteten Geſchmack zur organiſchen 
Erſcheinung geſteigert, eine ſo ſtarke innere Ver⸗ 
wandtſchaft mit guten alten Bauten ſchaffen 
kann, wie ſie der planmäßigen Anlehnung an alte 
Formen oder der bewußten Rückſicht niemals gelingen 
würden. 

In dieſem Sinne kann der Gleichklang als erſtaun⸗ 
lich bezeichnet werden, der ſich beiſpielsweiſe zwiſchen 
dem bekannten Bilde aus dem Stralſunder Jo- 
hanniskloſter und der neuen Siedlung in Dram⸗ 
burg ergibt. (Abb. 2 und 3.) Es darf dabei 
hervorgehoben werden, daß die Dramburger Sied⸗ 


lung in keiner Weiſe etwa nach dieſem oder einem 
andern alten Vorbilde errichtet wurde und daß der 
Blickpunkt ihrer photographiſchen Aufnahme nicht 
etwa mit Rückſicht auf die Stralſunder „Parallele“ 
gewählt wurde; die Übereinſtimmung ergab ſich völlig 
zwanglos. 

Sie iſt hier wie dort das Ergebnis einer 
auf äußerſte Wirtſchaftlichkeit und gute Form ge⸗ | 
richteten Gewiſſenhaftigkeit, die über die Jahrhunderte | 
hinweg zu jo ähnlichen Ergebniſſen führte. — Was 
dem ſchärferen Auge an weſentlichen Unterſchieden 
aufgeht, ſpricht nicht zum Nachteil der neueren Löſung, 
ſondern beweiſt nur, daß beide Löſungen „echt“ im | 


Alte Ausbauten in Redow, Kr. Greifenhagen 


Geiſte ihrer Zeit ſind. So ſchuf das inſtinktmäßig 


der guten Form verbundene alte Handwerk in dem 


Häuschen der alten Rentner des Johanniskloſters 
mancherlei maleriſche Unregelmäßigkeit, die wir in 
dieſem reizvollen Bilde nicht miſſen möchten, während 
andererſeits der Dramburger Siedlung gerade die 
ſtrengſte Symmetrie aller Teile und die äußerſte 
Präziſion der Form ihr beſonderes Gepräge geben. 

Eindeutig und klar geben ſich damit die Dram⸗ 
burger Häuschen als letztes Ergebnis einer ſtreng 
wirtſchaftlich rechnenden Hand, die auch für die 
Bildung der guten Einzelform auf die Maſchine 
angewieſen war. 

Folgerichtig ſuchen auch dieſe neuen Bauten in 
allen ihren Teilen ihre Vorzüge nicht vom Maleriſchen, 
ſondern von der ſcharf geſchnittenen präziſen Form 
herzuleiten, wie ſie die Maſchine als Höchſtleiſtung 
liefert. 

Daß auch dieſer mechaniſierte Werdegang der 
Form mit Takt und Feingefühl geleitet ſein will, 
mag man etwa an der grundſätzlichen Verſchiedenheit 
erkennen, mit der Fenſter und Türen in der Dram⸗ 
burger Siedlung ausgebildet ſind. Die im Intereſſe 
der „Raumvergrößerung“ mit dünnen Sproſſen jtarf 
unterteilten Fenſter liegen dicht an der Außenhaut, 
um auf ſolche Weiſe an der Vorſtellung der Haus⸗ 
wand aktiv teilzunehmen, wie es der kleine Maßſtab 
der Häuschen beſonders verlangt. Im Gegenſatz 
dazu bildet die Türe, um Mauerſtärke zurückgeſetzt, 
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die noch durch einrahmende Putzleiſte betonte „Ver⸗ 


tiefung“, durch die der Menſch in die Behauſung ein⸗ 
dringt. 

Auch der Blick auf die Landarbeiter⸗Reichsheim⸗ 
ſtättenſiedlung, die auf der Domäne Hoffdamm, 
Kr. Greifenhagen, errichtet wurde, kann im beſten 
Sinne an alte pommerſche Anlagen erinnern. (Abb. 4 
und 5.) Dabei darf in Hoffdamm als beſonders 
glücklich gelten, wie die kubiſche Erſcheinung der 
Hauskörper und ihre Abſtände von einander mit dem 
Rhythmus des Geländes in Einklang ſtehen und die 
Steigung der Landſtraße durch die perſpektiviſche 
Verkürzung homogener Baukörper beſonders ſinn⸗ 
fällig wird. 

Stellt man die Hoffdammer Siedlung neben 
gute, unter ähnlichen Verhältniſſen entſtandene 
alte Bauten (etwa die Reckower Ausbauten im 


gleichen Kreiſe, Abb. 5), ſo bemerkt man außer den 
ſchon oben feſtgeſtellten, in der modern-techniſchen 


Herſtellung begründeten Unterſchieden einen ſtarken 
Wechſel in der Bemeſſung von Wand und Dach, 
der den neuen Baukörpern eine weſentlich ſtraffere 
Haltung gegenüber der breiten Behäbigkeit jener 
ſtrohgedeckten Ausbauten verleiht. Auch dieſer Wandel 
iſt als Ergebnis und Ausdruck neuzeitlicher Forde⸗ 
rungen zu verſtehen. Das Bedürfnis nach geſunden 


Abb. 6 Erwerbsſiedlung Mittelhagen, Kr. Regenwalde, 1931 


Wohnräumen von genügender Höhe ſtreckte die 
Längswände, der wirtſchaftliche Zwang, auf engſtem 
Grundriß auch das Dachgeſchoß noch Wohnzwecken 
nutzbar zu machen, bewirkte die ſteilere Neigung des 
Daches. 

Innerhalb ſolcher Gegebenheiten gute Verhältniſſe 
zwiſchen Wand und Dach einerſeits, wie zwiſchen 
Wand, Fenſtern und Türen andererſeits geſchaffen 
zu haben, ſcheint mir ein durchgehender Vorzug 
der neueren Bauten der Pommerſchen Heimſtätte 
zu ſein. Vor der Erwerbsſiedlung Mittelhagen bei 
Plathe (Abb. 6) wird der erſte Anblick nicht jeden 
ohne weiteres davon überzeugen, daß dieſes neue 
Bild einen unbedingt erwünſchten Zuwachs für die 
Landſchaft im oben umſchriebenen, denkmalpflegeriſchen 
Sinne bedeutet. Wenn man die wirtſchaftlichen 
Überlegungen beiſeite läßt, jo wird auch das vor⸗ 
urteilsloſe Auge eine gewiſſe Abneigung gegen die 
Flachdachſiedlung im völlig ebenen Gelände nicht 
ſo leicht ablegen. Ohne Zweifel würden auch die 
Mittelhagener Baukörper günſtiger in einer leicht 
hügeligen Landſchaft ſtehen, deren Bewegungen die 
Dachlinien gegen den Horizont verſetzen würden. 
Solange nicht ein ſtarker Baumwuchs akzentuierend 
den Rhythmus der Häuſerreihe unterbricht und be⸗ 
lebt, wird der dünne Horizontalſtreifen gleichmäßig 
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geſtreckter Baumaſſen landſchaftlich ziemlich unver: 


bunden nüchtern erſcheinen und in dieſer Beziehung 


bei einem Vergleich etwa mit dem „Krummen Weg“ 
(Abb. 3) ſtets unterliegen. 


Derſelbe Vergleich enthüllt dann aber auch, 


wenn man ihm auf den Grund geht, die ganz 


verſchieden gearteten wirtſchaftlichen Vorbedin⸗ 
gungen des Bauens, die eine Geſamtbeurteilung 
durchaus nicht außer Acht laſſen darf: Der 
„Krumme Weg“ bei Stralſund wurde als vor⸗ 
ſtädtiſche Eigenheimſiedlung 1930 erſtellt. 


Die Siedlung hatte für wirtſchaftlich verhältnis⸗ 
mäßig Geſicherte ausreichenden Wohnraum zu ſchaffen 
und konnte damit ein einheitliches Programm ohne 
allzu ſtarke Bindungen unter Umſtänden verwirk⸗ 
lichen, die der geſtaltenden Hand noch einigen Spiel⸗ 
raum ließen. 


In Mittelhagen ſah die Rechnung weſentlich anders 


aus. Hier handelt es ſich um eine Erw erbsſiedlung, 
die je einem Schuhmacher, Stellmacher, Gärtner, 
Schneider, Kaufmann, Geflügelzüchter und 12 Klein⸗ 


bauern nicht nur Wohnung, ſondern auch Unterhalt | 


gewähren mußte. Von vornherein ſtand damit die 
formale Geſtaltung beſonders ſtark unter dem harten 
Diktat der Rentabilität. Dem hier gewählten Grund⸗ 
riß und ſeinem Aufbau liegt die allerſchärfſte wirt⸗ 
ſchaftliche Kalkulation „mit Pfennigen“ zu Grunde, 


die zu dem eindeutigen Ergebnis führte, daß die 


unbedingt erforderlichen Räumlichkeiten nur mit 
einem gewiſſen Mehraufwand unter einem ſteilen 
Dach zu haben geweſen wären. Die wirtſchaftliche 
Bedrängnis entſchied den Fall zugunſten des flachen 
Daches. 


Iſt es erlaubt, gegen eine ſolche Entwicklung heute 
noch vom Standpunkt der Denkmalpflege oder auch 
des Heimatſchutzes grundſätzlichen Einſpruch zu er⸗ 
heben? Gewiß haben die Freunde heimatlicher 
Kultur beſonderen Grund, den Zeitpunkt wirtſchaft⸗ 
licher Beſſerung herbeizuwünſchen, an dem wir in 
all unſeren Entſchließungen weniger gezwungen ſein 
werden, dem Gebot der Stunde zu opfern. 


Wir ſähen nicht gern unſere deutſchen Tiefebenen 
nur noch von dieſen Flachdachzügen bevölkert, aber 
wo nackte Exiſtenzfragen durch dieſen Typ zu löſen 


ſind, die bei ſteilen Dächern offen blieben, wird 
jede grundſätzliche Ablehnung ſich ſchon aus ſozialen 
Gründen verbieten. 


Hier wird, könnte man meinen, nun doch die Grenze 


ſichtbar, an der auch die gut geleitete moderne 


Siedlung zum Gegner denkmalpflegeriſcher Geſinnung 


werden muß. Eine ſolche Befürchtung kann m. E. 
nur bei einem Einſtellungsfehler auftreten: wie es 
ungeſund wäre, wollte der Denkmalpfleger ſich ſperren, 
ein wirklich abgängiges und nur mit unverhältnis⸗ 
mäßigen Koſten zu erhaltendes Baudenkmal (etwa 
eine durchſchnittliche Dorfkirche) durch einen guten 


weſentlich mit beruht. 


Neubau zu erſetzen, ſo wäre es auch in dieſem Falle 
ein verhängnisvoller Schritt zur Illuſion, wollte 
man gegebene wirtſchaftliche Notwendigkeiten nicht 
als ſolche anerkennen. Der nicht in ſeinem engeren 
Berufskreiſe befangene Denkmalpfleger wird dankbar 
ſein, eine aus wirtſchaftlicher Notlage erwachſene 
an ſich nicht eben günſtige, aber unter Umſtänden 
unvermeidliche Bauform zur klarſten und zweckvollſten 
Erſcheinung geläutert zu ſehen, die äußerſtes Ver⸗ 
antwortungsgefühl und Erfahrung ihr verleihen 
können. 


Dieſe Vorzüge wird jeder der Siedlung Mittel- 
hagen zuerkennen, der Gelegenheit hatte, ihren klug 
ausgewogenen Wirtſchaftsorganismus in Ställen, 
Werkſtätten und Wohnräumen aus eigener An- 
ſchauung kennen zu lernen. — Baumwuchs und Um⸗ 
friedung werden mit den Jahren das Ihre tun, das 
zurzeit noch etwas froſtige Außenbild der Anlage 
mit verbindendem Grün zu mildern. 


Wenn dieſe Siedlungen wahrſcheinlich auch dann 
noch ihren etwas kargen, aus vollendeter Zweck⸗ 
mäßigfeit geborenen Charakter bewahren, jo werden 
ſie ſpäteren Geſchlechtern eben als Denkmäler einer 
Zeit der Verarmung gelten, in der die Kreiſe 
des Praktiſchen und des Schönen ſich auch von 
der erfahrenſten Hand nicht mehr voll zur Deckung 
bringen ließen. 


Ich ſtehe ſogar nicht an, dieſe Art von Ehrlichkeit, 
die in dem Beiſpiel der Mittelhagener Bauten jede 
verſchönernde Geſte verſchmähte, durchaus zu den 
poſitiven Wegen zu rechnen, die das Werk neuzeit⸗ 
licher Siedlung beſter Art mit den Grundgedanken 
moderner Denkmalpflege verbinden. — Andere Be⸗ 
rührungspunkte ergeben ſich zwanglos ſchon aus 
unſerer kleinen Bilderreihe. 


So iſt zweifellos die Denkmalpflege gut geleiteten 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, wie der Pommer⸗ 
ſchen Heimſtätte, dafür verpflichtet, daß ſie in ihren 
Siedlungen mit ſo überzeugender Klarheit für die 


einheitliche Geſtaltung ganzer Straßenzüge und 


Wohnkomplexe, wie für die Verwendung guter 
und erprobter Typen in ſchlichter Reihung ein⸗ 
tritt und damit in durchaus moderner Formung 
Baugewohnheiten wieder Geltung verſchafft, auf 
denen bei alten ländlichen und ſtädtiſchen Sied⸗ 
lungen die ſchöne Verbundenheit mit der Natur 
Neue Werte ſchaffend be⸗ 
reitet ſie auf ſolche Weiſe an ihrem Teil auch das 
Verſtändnis für die Baudenkmäler der Vergangenheit. 


So ſehr die Denkmalpflege vor den rückſichtsloſen 
Verheerungen der „wilden“ Siedlung auf der Hut 
zu ſein Urſache hat, ſo nah verbunden darf ſie ſich 
dem Geiſte einer verantwortungsbewußten und künſt⸗ 
leriſch durchgebildeten Baugeſinnung fühlen, wie ſie 
die hier gezeigten Siedlungsbauten beſeelt. 
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Zur „Landesplanung im Oſten“ 


Wie aus den uns zugegangenen Außerungen zu entnehmen iſt, haben die Aufſätze unſerer Sonder⸗ 
nummer „Landesplanung im Oſten“ ein weitgehendes Intereſſe gefunden. Die Notwendigkeit einer Planung 
wird auch für den Oſten faſt allgemein anerkannt. Während die maßgebenden Fachleute des Weſtens, 
oft durch eigene Erfahrung in der weſtlichen Landesplanung unterſtützt, gerade im Zuſammenhang mit 
einer verſtärkten Oſtſiedlung die Landesplanung im Oſten für unentbehrlich halten, ſtehen viele Fachleute 
des Oſtens der praktiſchen Einführung der Landesplanung in ihrem Arbeitsgebiet abwartend gegenüber. 
Aber auch ſie können nach unſerem Dafürhalten nicht eine planloſe, ſondern nur eine planmäßige Sied⸗ 
lung wünſchen. 

Wir bringen hier einige kritiſche Aufſätze beſonderer Sachkenner zum Abdruck. Wir hoffen, daß 
dieſe Ausführungen den Gedanken der Landesplanung im Oſten ſehr fördern werden. 

Die Schriftleitung. 


Die Oſtſiedlung und Landesplanung vom Weſten aus geſehen 


von Verbandsdirektor Dr. Schmidt, Eſſen 


Die Landesplanung, welche in den Gebieten groß⸗ eigener planmäßiger Vorſchläge. Es iſt klar, daß 
gewerblicher Wirtſchaft ihren Urjprung genommen von einer ſolchen vorſichtigen und zielbewußten 
hat, kann ihre Tätigkeit nicht in der Behandlung ſiedlungstechniſchen Planung und Durchführung das 
einzelner Wirtſchaftsgebiete abſchließen; ſie muß Bild eines Induſtriegebietes für künftige Zeit in 
vielmehr die Zuſammenhänge der geſamten Volks⸗ ſtarkem Maße abhängt. Hierbei tauchen immer 
wirtſchaft erfaſſen. Die Form ihrer Tätigkeit weiſt wieder neue Fragen auf, z. B. muß heute als eine 
allerdings weſentliche Verſchiedenheiten auf, je nach⸗ Folge der Rationaliſierung und des Abſatzmangels 
dem es ſich um rein gewerbliche oder rein landwirt- das brennende und hochwichtige Umſiedlungsproblem 
ſchaftliche Gebiete handelt. der Induſtriebevölkerung gelöſt werden. 

Die Aufgaben der gewerblichen Landesplanung Die Betrachtung der wirtſchaftlichen Form der 
haben ſich am trypiſchſten im rheiniſch-weſtfäliſchen überwiegend gewerblichen und der überwiegend 
Induſtriegebiet herausgebildet. Hier hat ſich einer landwirtſchaftlichen Siedlung des Weſtens und des 
der Grundſätze des Großgewerbes machtvoll durchge- Oſtens weiſt erhebliche Weſensunterſchiede auf. Der 
ſetzt. Dieſer Grundſatz heißt: Eiſen ſucht Kohle. Weſten mit ſeiner Kohlen- und Eiſenwirtſchaft iſt 
Sein Entwicklungsgang, der ungeheuere Menſchen- das Land der Großunternehmungen, welche auf 
maſſen insbeſondere vom Oſten Deutſchlands an verhältnismäßig kleinem Gebiet das ſchaffende Kapital 
ſich zog, zeigte zuerſt eine freie, individuelle Ent: häuft und in rieſigen Werkplätzen unter Aufwand 
ſtehung der einzelnen Betriebe nach ureigenſtem großer mechaniſcher Kräfte eine verhältnismäßig 
Intereſſe des Einzelunternehmens. Dieſe Entſtehung große Menge menſchlicher Arbeitskraft dauernd be- 
ſetzte ſich ohne Rückſicht auf gleichgerichtete Abſichten ſchäftigt. Hieraus ergibt ſich die relativ hohe Be⸗ 
verwandter Betriebe und den Erforderniſſen des ſiedlungsziffer des Gebietes. Abgeſehen davon, daß 
Gemeinſchaftslebens durch, ſelbſt wenn fie in deut- Raum und Boden durch den Wirtſchaftsprozeß reſtlos 
lichem Widerſtreite ſtanden. Große volkswirtſchaft⸗ in Anſpruch genommen wird, beanſprucht die Unter⸗ 
liche Hemmungen und Verluſte waren die Folge. bringung der großen Volksmaſſen allein für das 
Daher wurde an der Ruhr bereits im Jahre 1910 eigentliche Wohnbedürfnis umfangreiches Gelände. 
die Forderung nach einer übergemeindlichenPlanungs⸗ Aus volksgeſundheitlichen Gründen muß daneben die 
wirtſchaft geſtellt. Bereitſtellung ausreichender Erholungs⸗ und Luft⸗ 

Dieſe übergemeindliche Planung hatte die Auf- erneuerungsflächen vorgeſehen werden, die in der 
ſtellung von beſonderen Wirtſchaftsplänen zum Ziel, richtigen Beziehung zu den Wohnflächen und mög⸗ 
welche die Standortbedingungen der Gütererzeugung, lichſt unabhängig von Abgaſen und Rauch der Indus 
die Unterbringung der Bevölkerung ſowie die Ver- ſtrie liegen ſollen. Für die Berechnung der Wohn⸗ 
kehrsanforderungen erfaſſen und ſich zunächſt unter | flächen iſt nicht wie in landwirtſchaftlichen Gebieten 
Anlehnung an den hiſtoriſch gewachſenen Siedlungs- in erſter Linie die natürliche Bevölkerungsentwick⸗ 
organismus in die beſondere Landesplanung für das | lung maßgebend, ſondern der Bedarf des Gewerbes 

| 


eigene Gebiet und weiterhin in die allgemeine | an menſchlichen Arbeitskräften. Das gewerbliche 
Planung für die volkswirtſchaftlichen Erforderniſſe Unternehmen, wie es in der heutigen Form 
des Landes eingliedern. des Großbetriebes auftritt, konnte ſeine Standorts⸗ 

Zur Erfüllung dieſer Aufgaben brauchte der Ruhr- bedingungen nicht jo wählen, daß es die erforder⸗ 
kohlenbezirk eine neutrale, übergemeindliche Stelle, lichen Arbeitskräfte an Ort und Stelle fand. Es 
welche die verſchiedenen Belange der einzelnen Ge- war darauf angewieſen, überſchüſſige Arbeitskräfte 
meinden, der Reichsbahn und ſonſtigen Verkehrs- aus anderen Landesteilen, mitunter ſogar aus dem 
geſellſchaften, ſowie von Induſtrie⸗ und Landwirt⸗ Auslande heranzuführen. In der Zeit bis zum 
ſchaft auszugleichen hatte und zwar auf Grund Kriege hat es für dieſe Wanderungsüberſchüſſe die 
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Form der geſchloſſenen ſtädtiſchen Siedlung gewählt. 


Aus dieſem engen Zuſammenwohnen großer Be⸗ 


völkerungsmengen ergaben ſich beſondere Aufgaben 
für Landesplanung und Städtebau. j 

Verſchieden hiervon und zwar in weſentlich ge⸗ 
ringerer Mächtigkeit ſtellt ſich die Arbeitsweiſe der 
Landesplanung in landwirtſchaftlichen Gebieten dar. 
In gleicher Weiſe wie bei der gewerblichen Sied⸗ 
lung ergeben ſich die Grundlinien aus der Durch⸗ 
führung der im Intereſſe der geſamten Volkswirt⸗ 
ſchaft erforderlichen Verkehrsbänder, d. h. derjenigen 
Bahn: und Straßenverbindungen ſowie der Waſſer⸗ 
wege, die für durchgehende Verkehrsverbindungen 
erforderlich ſind. Ferner muß ſie in den Bereich 
ihrer Tätigkeit alle diejenigen Maßnahmen ziehen, 
die auf zwiſchengemeindlichem Gebiete für die typi⸗ 
ſchen Erforderniſſe der örtlichen Wirtſchaft aufge⸗ 
ſtellt ſind, d. h. alſo in landwirtſchaftlichen Gebieten 
in erſter Linie die Herſtellung eines leiſtungsfähigen 
Straßennetzes, das die Hauptrichtungen der Abſatz⸗ 
organiſation übernimmt. Auch die Anforderungen, 
welche von der gewerblichen Tätigkeit der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Gebiete an die Landesplanung geſtellt 
werden, unterſcheiden ſich nennenswert von den ver⸗ 
wandten Aufgaben in gewerblichen Gebieten. Die 
Standortsbedingungen des Gewerbes im Oſten ſind 
grundverſchieden von den weſtlichen. Gütererzeugung 
für den Weltmarkt und damit Anlage von gewerb— 
lichen Großbetrieben kommt faſt gar nicht in Frage, 
da Bodenſchätze, welche die Anſiedlung von Groß⸗ 
induſtrie veranlaſſen könnten, nicht vorhanden ſind. 
Eine weſentliche Standortbedingung des Gewerbes 
iſt hier im Gegenſatz zur Schwerinduſtrie das ſaiſon⸗ 
mäßig notwendige Angebot von Arbeitskräften. Die 
wenigen vorhandenen gewerblichen Klein- und Mittel⸗ 
betriebe dienen faſt nur den Bedürfniſſen der Land⸗ 
wirtſchaft. Lediglich in den Küften- und Hafenſtädten 
hat der Handel eine gewiſſe Bedeutung. 

Die dünne Beſiedlung des Oſtens iſt, obwohl er 
bevölkerungspolitiſch geſehen ein Überſchußgebiet 


in Oſtpreußen der Anteil der landwirtſchaftlich Berufs⸗ 
tätigen an der Geſamtzahl der Erwerbstätigen noch 
56 v. H. gegenüber dem Reichsdurchſchnitt von 30,5 


v. H. ausmacht, iſt in dem Ruhrgebiet nur jeder 


20. Erwerbstätige in der Landwirtſchaft tätig. Die 
entſprechenden Zahlen für die in der Induſtrie und 
Handwerk Tätigen betragen in Oſtpreußen 19,2 v. H., 
im Reich 41,4 v. H., im Ruhrbezirk 57,9 v. H. Hier⸗ 
aus ergeben ſich auch die großen Unterjchiede in 
der hauptſächlichen Siedlungsform und zwar wohnen 
im Ruhrgebiet in Stadtkreiſen ungefähr 75 v. H. 
der Bevölkerung, während in Oſtpreußen nur 38 v. H. 
der Bevölkerung in Stadtkreiſen leben; von ihnen 
entfällt die Hälfte der Bevölkerung auf die drei 
Städte: Königsberg, Elbing und Tilſit. 

An und für ſich könnten aus dem Ausgleich der 
bevölkerungspolitiſchen Vorgänge zwiſchen einem 
landwirtſchaftlichen Gebiet und einem gewerblichen 
Gebiet beſondere Vorteile erwachſen. Dieſer Aus⸗ 
gleich vollzieht ſich jedoch nur reibungslos in 
Zeiten gleichbleibender oder anſteigender Kon⸗ 
junktur. Bei weichender Konjunktur treten Stö⸗ 
rungen auf, die Schwierigkeiten für beide Seiten 
herbeiführen. Im gleichen Maße wie das landwirt⸗ 
ſchaftliche Gebiet den Verbrauch gewerblicher Güter 
einſchränkt, iſt ihm der Weg in die gewerblichen 
Betriebe zum Abſatz der überzähligen Arbeitskräfte 
verſperrt. Gleichzeitig verfügen die Gewerbezentren, 
welche ihre Gütererzeugung wegen Einſchränkung der 
Aufnahmefähigkeit in den landwirtſchaftlichen Ge⸗ 


bieten einſchränken müſſen, über einen Aberſchuß 
von Arbeitskräften, der in ihnen das Streben er⸗ 


darſtellt auf die ſtarke Abwanderung der ländlichen 
Bevölkerung in die Induſtriezentren, beſonders in 


das rheiniſch-weſtfäliſche Induſtriegebiet zurückzu⸗ 
führen. 


zeugt, den früheren Wanderüberſchuß wenn möglich 
den landwirtſchaftlichen Gebieten wieder zuzuleiten. 

Auch aus dieſen Vorgängen ergeben ſich gewiſſe 
Aufgaben für die Landesplanung. Zunächſt machen 
ſich einige Maßnahmen erforderlich, welche innerhalb 
der geſchloſſenen wirtſchaftlichen Gebiete getroffen 
werden müſſen und die Eigenentwicklung betreffen. 
Auf Seiten des Gewerbegebietes ſteht hier an erſter 
Stelle die Forderung, die Bevölkerung, insbeſondere 
diejenige landwirtſchaftlicher Herkunft, in aufgelockerter 


Wohnweiſe unterzubringen, damit zunächſt einmal 


Hierin beſtand, wie bereits oben ange⸗ 


deutet wurde, eine innige Verflechtung der an ſich 


weſentlich verſchiedenen Landesteile. Der dicht be⸗ 


ſiedelte Weſten beſitzt zu Zeiten intenſiver gewerb⸗ 
licher Tätigkeit eine zuſätzliche Aufnahmefähigkeit für 


Arbeitskräfte, da ſeine an ſich hohe natürliche Be- 
völkerungszunahme den Anforderungen an neue 
Arbeitskräfte nicht genügt. Der dünn beſiedelte Oſten 
hat einen Bevölkerungsüberſchuß, da die natürliche 
Bevölkerungszunahme in der dem Oſten eigenen Wirt⸗ 
ſchaftsform keine dauernde ausreichende Betätigung 
finden kann. Einige Zahlen über die Bevölkerungs⸗ 
verhältniſſe in beiden Gebieten zeigen deutlich die 
großen Unterſchiede, mit welchen die Landesplanung 
zu rechnen hat. Im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
gebiet entfallen auf 10km 920 Einwohner, in ſeiner 


Stadtzone ſogar 1500; in Oſtpreußen 60. Während 


der Eigenart dieſer Bevölkerung dadurch Rechnung 
getragen werden kann, daß ſie der ererbten Veran⸗ 
lagung entſprechend, zum Teil durch Gartenwirtſchaft 
zur Selbſtverſorgung des Haushaltes beitragen 
kann und den Zuſammenhang mit der Land— 
wirtſchaft, den Bauernſinn, nicht ganz ver⸗ 
liert. Nur dann kann ſie in Zeiten weichender 
Gewerbekonjunktur zum Teil wieder dem Herkunfts⸗ 
berufe zugeführt werden. Dieſe Siedlungsweiſe hat 
auch in Zeiten der Not den Vorteil, daß die im 
Gewerbe entbehrlichen Arbeitskräfte, ſoweit ſie nicht 
wieder in die Landwirtſchaft zurückkehren können, 
eine nicht zu unterſchätzende, zuſätzliche Einkommen- 
quelle beſitzen. Dieſe Geſichtspunkte führten mich 
ſ. Zt. dazu, im Ruhrkohlenbezirk anſtelle der Stadt⸗ 
bildung die Formung des Großkreiſes vorzuſchlagen. 
Er kommt dem Zuſtande des Ruhrkohlenbezirks in 
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feiner Entſtehungszeit am nächſten, wo der Klein⸗ 
kottenbeſitzer zugleich Induſtrie⸗ oder Bergarbeiter war. 
Die Landesplanung der landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
biete muß im Hinblick auf die Notzeit ihr Augen⸗ 
merk darauf richten, daß ihre Maßnahmen, insbe⸗ 
ſondere alſo die Ausbildung des Verkehrsnetzes, nicht 
nur der zufälligen Wirtſchaftsform des Groß-, bäuer⸗ 
lichen und Kleinbetriebes Rechnung tragen, ſondern 
daß die Möglichkeit beſteht, den vorhandenen Be⸗ 
völkerungsüberſchuß zum mindeſten im eigenen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete und zwar in landwirtſchaftlicher Be⸗ 
tätigung zu konſervieren. Die Entwicklung der augen⸗ 
blicklichen Kriſe läßt erkennen, daß für die Rück⸗ 
führung der zum Gewerbe Abgewanderten gerade 
in Notzeiten erhebliche Schwierigkeiten beſtehen. 
Die Landwirtſchaft der Provinz Oſtpreußen nimmt 
ein Gebiet von 2 323 000 ha ein. Hiervon ſind 
658 000 ha = 28 v. H. in Händen der Kleinbetriebe, 
754 000 ha - 32 v. H. in Händen der bäuerlichen 
Betriebe und 911000 ha = 40 v. H. in Händen 
der Großbetriebe über 100 ha. Nur von der letzten 
Gruppe ſind Teile für Neuſiedlerſtellen erfaßbar. 
Von den beiden erſten Gruppen kommen für dieſen 
Zweck nur dann Betriebe in Frage, wenn ſie von 
den augenblicklichen Eigentümern nicht mehr gehalten 
werden können. Eine Landabgabe kann ihnen nicht 


zugemutet werden. Aber auch wenn dieſe Betriebe 


unter den augenblicklichen Eigentümern notleidend 
geworden ſind, wäre es eine zweiſchneidige Maß⸗ 
nahme, den ſachkundigen Bewirtſchafter durch einen 


Berufsfremden zu erſetzen und den bisher ſeßhaften | 


Bauer zu entwurzeln. Ahnlich ſteht es mit den 
Familien, die als Landarbeiter oder Angeſtellte in 
wirtſchaftlicher Abhängigkeit der Großbetriebe leben. 
Werden die Großbetriebe zur Landabgabe veranlaßt, 
ſo wird ein Teil dieſer Arbeiter und Angeſtellten 
erwerbslos, wenn die neugeſchaffenen Siedlerſtellen 
nicht von ihnen beſetzt werden. Im Intereſſe der 
landwirtſchaftlichen Erzeugung muß zunächſt gefordert 


werden, daß gerade dieſe Kreiſe bei der Einrichtung 
neuer Siedlerſtellen im Oſten bedacht werden, und es 


empfiehlt ſich, ihnen nicht die ſchlechteſten Böden zu 
geben. In dieſem Zuſammenhang muß auch darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß ein natürlicher Rückſtrom der 


Enttäuſchten aus den gewerblichen Gebieten des 
Weſtens nach Oſtpreußen ſtattfindet. In den Jahren 
1930 und 1931 find 11 776 Oſtpreußen nach Rhein⸗ 


land und Weſtfalen abgewandert und 16 355 zu⸗ 
rückgewandert. Der Wandergewinn für den Oſten 


betrug alſo 4 579 Perſonen, die in der Hauptſache 
bei Verwandten und Bekannten auf dem Lande 
Unterkunft gefunden haben, und auf dieſe Weiſe 


praktiſch eine Wiedereinſchulung in den Herkunfts- 
beruf durchmachen. Die Provinz Oſtpreußen beſitzt 


alſo eine gewiſſe natürliche Aufnahmefähigkeit für 
die Rückwanderung. Mit dem dadurch entſtehenden 
Bevölkerungszuwachs iſt eine geringe Aufnahme⸗ 
fähigkeit an gewerblicher Bevölkerung in handwerk⸗ 
lichen Berufen möglich. Die Landesplanung des 
Oſtens wird daher ihr Augenmerk darauf zu richten 
haben, daß die Rückſtrombewegung das Land nicht 
unvorbereitet trifft. 

Hierbei erſcheint es nach den bisherigen Erfah⸗ 
rungen unbedingt empfehlenswert, bei Aufſtellung 
der Wirtſchaftspläne den beſtehenden Siedlungs⸗ 
organismus in ſeinen Bevölkerungskernen und Ver⸗ 
kehrsbeziehungen als Grundlage für die neuen Maß⸗ 
nahmen beizubehalten. Hier iſt Angliedern meiſtens 
zweckmäßiger als Neubilden. Derſelbe Geſichtspunkt 
gilt auch für den Bevölkerungsgewinn, der durch 
agrarpolitiſche und arbeitspolitiſche oder ſtaatspoli⸗ 
tiſche Erwägungen veranlaßt wird. Gelingt es der 
augenblicklichen Siedlungsbewegung, genügend Stellen 
zu ſchaffen, ſodaß auch neue Siedler aus den gewerb- 
lichen Gebieten angeſetzt werden können, ſo empfiehlt 
ſich allein aus betrieblichen Gründen, die neuge⸗ 
ſchaffenen Stellen in Beziehung zu dem alten Siedlungs⸗ 
kern zu ſetzen, damit die öffentlichen Einrichtungen 
und kulturellen Anlagen keine beſonderen Aufwen⸗ 
dungen erfordern, ſondern ſich an beſtehende Gliede⸗ 
rungen anſchließen können. 

Jahrzehntelang hat der Oſten dem Weſten ſein 
überſchüſſiges Menſchenmaterial geſandt; dafür hat 
der Weſten zum Aufbau des Oſtens ſeine Steuer⸗ 
kraft gegeben. Heute herrſcht in Oſt und Weſt die 
gleiche Wirtſchaftsnot und Arbeitsloſigkeit. Ein 
Menſchenausgleich, insbeſondere der ſo erwünſchte 
vom Weſten nach Oſten, wird in nennenswertem 
Umfang nicht möglich ſein. Daher herrſcht in beiden 
Gebieten die gleiche Not. 

Notgemeinſchaft knüpft menſchliche, wirtſchaftliche 
und völkiſche Beziehungen am feſteſten. Die augen⸗ 
blickliche Kriſe ſoll den Beweis dafür erbringen, 
daß auch jetzt noch im Ausgleich der Kräfte die beſte 
Gewähr für ein gedeihliches Zuſammenwirken der 
beiden Landesteile Oſt und Weſt beſteht. Notzeiten 
unſeres Volkes haben immer rühmlichſt erwieſen, 
daß Oſtpreußen opferbereit ſeinen verantwortlichen 
Poſten im Volksganzen vertreten hat. Der Weſten 
hat immer anerkannt, daß in der ſchwierigen Hoch⸗ 
haltung des Deutſchtums auf der von fremden 
Stämmen umtobten Inſel Oſtpreußen eine Hochburg 
des Deutſchtums emporragt. Sie nahm und nimmt 
mit gleicher Begeiſterung und Opferbereitſchaft die 
gleiche ſchwere Pflicht auf ſich, die der Weſten bei 
den ebenfalls beſonders ſchwierigen Verhältniſſen 


unter dem Druck einer gefährdeten Landesgrenze 


auf ſich nehmen mußte. 


Landesplanung im Oſten Deutſchlands 


von Stadtbaurat Niemeyer⸗Frankfurt a. M. 


Die nachfolgenden Ausführungen beziehen ſich nahe⸗ 


zu ausſchließlich auf Oſtpreußen und Schleſien, da 


dieſe Landesteile wohl die exponierteſten Gebiete 


Oſtdeutſchlands ſind und daher ſchon aus ihrer regi⸗ 
onalen Gebundenheit beſondere Maßnahmen er⸗ 
fordern. 
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Zunächſt ein kurzer Rückblick. Während Bismarck 
aus nationalen Gründen dem Drängen auf die Zus | 
laſſung ausländiſcher Wanderarbeiter nicht nachge⸗ | 
geben hatte, ließ Caprivi fie ohne Beſchränkung ins 
Land. Kurz vor Ausbruch des Weltkrieges waren es 
rund 800 000 geworden, von denen etwa 400 000 in 
der Landwirtſchaft Verwendung fanden. In erſter Linie 
verhinderten ſie bei den einheimiſchen Landarbeitern 
eine mit der ſteigenden Wohlhabenheit des deutſchen 
Volkes zunehmende Lohnentwicklung. Der deutſche 
Landarbeiter blieb in ſeinen Einkommensverhältniſſen 
im Vergleich zu allen anderen Berufsſtänden, Insbe⸗ 
ſondere aber im Vergleich zum ſtädtiſchen Fabrik⸗ 
arbeiter, immer mehr zurück. Die Folge war eine 
geſteigerte Landflucht. In der Induſtrie hielt der 
zuziehende Landarbeiter die Lohnſteigerung der Indu⸗ 
ſtriearbeiter hintenan, ſodaß deren Löhne ſtändig mehr 
hinter den engliſchen und amerikaniſchen Arbeiter⸗ 
löhnen zurückblieben und die Konkurrenzfähigkeit der 
deutſchen Induſtrie auf dem Weltmarkt außerordent⸗ | 
lich ſteigerten. Endlich wurde auch hierdurch die 
überſchnelle Großſtadtentwicklung in Deutſchland in 
einer durchaus unerwünſchten Weiſe gefördert, während 
auf dem Lande die Rentabilität der Großbetriebe 
gegenüber der bäuerlichen Wirtſchaft in immer ſtärkerem 
Maße zunahm. Gleichzeitig entwickelte ſich die Ge⸗ 
fahr einer liberfapazität der Induſtrie, deren Tat⸗ 
ſache inzwiſchen in erſchreckendem Maße fühlbar ge- 
worden iſt. | 

Um jo mehr iſt es tief bedauerlich, daß ſelbſt im 
Jahre 1930 noch 109000 Wanderarbeiter in 
Deutſchland beſchäftigt wurden, von denen die 
Industrie 9000, hingegen die Landwirtſchaft 100 000 
in Arbeit hatte. 

Die grundlegende deutſche Bevölkerungsver⸗ 
ſchiebung der letzten 50 Jahre, die durch die vor⸗ 
genannten Vorgänge noch verſtärkt wurde, drückt 
ſich am klarſten in einigen Zahlen aus. In Oſtpreußen 
entfallen auf einen Quadratkilometer 60 Menſchen, 
in der Rheinprovinz rund 300 und im Ruhrbezirk 
rund 900. Von 1910-1925 betrug der Wanderungs⸗ 
verluſt in den Provinzen 
Oſtpreußen ; . 111591 Menſchen 
Oberſchleſien 338075 
Grenzmark Poſen / Weſtpreußen 9 207 5 
oder anders ausgedrückt: die Oſtprovinzen mit Aus⸗ 
nahme von Schleſien haben von 1840—1910 rund 
50% ihres geſamten Geburtenüberſchuſſes nach dem 
Weſten abgegeben, während man die Zuwanderung 
nach demrheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriebezirkzwiſchen 
1870-1914 auf rd. 3 Millionen Menſchen ſchätzen 
darf und annehmen kann, daß ein Drittel aller bei 
Kriegsanfang im Ruhrbezirk beſchäftigten Bergleute 
aus den öſtlichen landwirtſchaftlichen Gebieten, zum 
Teil ſogar aus dem öſtlichen Ausland ſtammt. 

Die beſondere Lage des Oſtens wird deutlich ge- 
kennzeichnet durch einen Vergleich mit der Verkehrs⸗ | 
belaſtung im Weiten. Im erſten Vierteljahr 1925 
beförderte die Eiſenbahn im Ruhrbezirk rd. 11200 000 
Menſchen, in einem gleich großen Gebiet Oſtdeutſch— 
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lands zur gleichen Zeit rund 600000 Perſonen. 
Der Güterverkehr umfaßt zur ſelben Zeit im Ruhr⸗ 
gebiet rd. 31 500 000 t, in Oſtdeutſchland in einem 
gleich großen Gebiet 105 000 t. Nach der letzten 
Zählung von 1929/30 umfaßte die rollende Laſt 
auf einer oſtpreußiſchen Straße rd. 274 t pro Tag, 
in der Rheinprovinz 949 t und im rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſchen Induſtriegebiet 1436 t. 

Eine Erläuterung zu dieſen Zahlen iſt überflüſſig, 
ſie würde nur die Wirkung abſchwächen. Klarer 
kann der Weg unſerer induſtriell großſtädtiſchen Ent⸗ 
wicklung nicht gekennzeichnet werden. 

Was bedeuten dieſe Zahlen gegenüber 29947 Neu- 
ſiedlerſtellen der Nachkriegszeit und etwa 45000 Land⸗ 
arbeiterwohnungen in den Oſtprovinzen, was be= 
deuten ſie gegenüber den rd. 2,3 Mill. neuer Wohnun⸗ 
gen, die ſeit 1919 überhaupt in Deutſchland erſtanden 
ſind und die im allgemeinen zu ſehr von ſtädtiſchen, 
wenn nicht von großſtädtiſchen Begriffen aus erſtellt 
ſind. Dabei hat es keinen Sinn, hieraus Vorwürfe 
herzuleiten, denn die weiteſten Kreiſe unſeres Volkes 
und zwar ſowohl die öffentliche Hand, wie auch die 
Induſtrie, haben ſich von einer Scheinblüte, die 
geradezu einem Exportfetiſchismus huldigte, täuſchen 
laſſen. Um ſo notwendiger iſt es aber jetzt, nach⸗ 
dem ſich wohl allgemein die Erkenntnis durchgeſetzt 
hat, daß wir es nicht mit einer Konjunktur⸗, ſondern 
einer Strukturkriſe größten Ausmaßes zu tun haben, 
dieſen Dingen klar ins Auge zu ſehen und die Folge⸗ 
rungen daraus zu ziehen. Wir ſind zu einer grund⸗ 
ſätzlichen Umſtellung in der Beurteilung unſerer 
induſtriellen Entwicklungsmöglichkeiten gezwungen, 
vor allem deshalb, weil infolge der Verſelbſtändi⸗ 
gung großer Agrar- und Kolonialländer bedeutende 
Abſatzgebiete verloren gegangen ſind. Unſer Export 
wird die früheren Ausmaße kaum jemals wieder 
erlangen, ſondern ſich auf Qualitätsarbeit uſw. be⸗ 
ſchränken müſſen. 

Dieſe Zuſammenhänge zwiſchen bevölkerungs⸗ 
politiſcher und wirtſchaftlicher Geſtaltung werden 
endlich immer klarer erkannt und führen zu dem 
neuen Begriff der Landesplanung, die in einem 
gewiſſen Gegenſatz zu der bisherigen rein ſtädtebau⸗ 
lichen oder, deutlicher ausgedrückt, vielfach forma⸗ 


liſtiſch ſtädtebaulichen Entwicklung ſteht. In dieſem 


Sinne bedeutet Landesplanung die Aufgabe, für 
beſtimmte Gebiete die Grundlagen der weiteren wirt⸗ 


ſchaftlichen, verkehrstechniſchen und baulichen Ent⸗ 


wicklung, kurz der Geſamtentwicklung, zu unterſuchen 
und in einem einheitlichen Geſamtplan zu verar⸗ 


beiten. Hätte man in den letzten 50 Jahren nach 


dieſen Geſichtspunkten verfahren unter weitgehender 
Benutzung von Technik, Volkswirtſchaft und Statiſtik, 
dann wäre ſicher manches anders gekommen. Hat 


ſich aber Landesplanung ſchon in den letzten Jahr⸗ 


zehnten des ſcheinbaren induſtriellen Aufſchwunges 
für die Brennpunkte der Entwicklung als notwendig 
erwieſen, ſo iſt eine derartige ſyſtematiſche Unter⸗ 
ſuchung, Vorbereitung und Feſtſtellung, d. h. Landes⸗ 
planung, bei der viel ſchwierigeren Rückwanderung 
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um jo notwendiger, insbeſondere für den Oſten 
Deutſchlands, weil ſich aus der Strukturkriſe der 
Gegenwart gerade für den Oſten ganz beſonders 
ſchwere Aufgaben ergeben. Hat bislang der Oſten 
erhebliche Abwanderungsverluſte gehabt, ſo wird er 
in Zukunft nicht nur ſeinen Geburtenüberſchuß unter⸗ 
zubringen haben, der für Oſtpreußen 1929 noch 
20 626 betrug, ſondern er wird auch eine ganz er⸗ 
hebliche zwangsläufige Rückwanderung aufnehmen 
müſſen (vgl. Figur 1). Iſt es doch auf die Dauer 
unmöglich, allein im Nuhrbezirt hunderttauſende 
von Menſchen, die erwerbslos ſind, und die voraus⸗ 
ſichtlich nicht mehr in ein dauerndes Arbeitsver⸗ 
hältnis hineinkommen werden, mit Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung durchzuhalten. Ein Teil wird, ſoweit 
er aus den landwirtſchaftlichen Gebieten von Weſt⸗ 
falen, Hannover und Provinz Sachſen ſtammt, irgend⸗ 
wie in erreichbarem Maße nach dort zurückzuſiedeln 
ſein, der größere Teil, der aus Oſtdeutſchland ſtammt, 
wird zur Rückkehr in die Heimat gezwungen ſein. 


Über dieſe Sonderfälle hinaus werden auch den 
übrigen dauernd von der Arbeit freigeſetzten Menſchen⸗ 
maſſen des Weſtens Mitteldeutſchland und der Oſten 
in vielen Fällen die einzige Möglichkeit für den Auf⸗ 
bau einer neuen Exiſtenz bieten. Dringend gewarnt 
werden muß jedoch vor dem gedankenloſen Schlag: | 
wort „Weſt⸗Oſtſiedlung“, insbeſondere in dem Sinne, 
daß plötzlich tauſende von Induſtriearbeitern im Oſten 
in der Landwirtſchaft eine neue Exiſtenz finden 
könnten. Nur eine ſyſtematiſche, nach jeder Richtung 
hin vorbereitete Binnenwanderung kann Ausſicht auf 
Erfolg haben, etwa derart, daß in erſter Linie die 
aus dem Oſten ſtammenden Menſchenmaſſen die 
Rückwanderung antreten und im übrigen im Laufe 
der Jahre eine Weiterverſchiebung der überſchüſſigen | 
Arbeitermaſſen aus Weiten nach Mitteldeutſchland 
und derjenigen von Mitteldeutſchland nach dem 
Oſten vor ſich geht, weil eine plötzliche Verpflanzung 
vom Weſten nach den ganz anders gearteten klimati⸗ 


ſchen und ſonſtigen Verhältniſſen des Oſtens ſelbſt 
bei den Bauernſöhnen des Weſtens erhebliche 
Schwierigkeiten verurſacht hat und verurſachen wird. 


Um dieſes Ziel zu erreichen, iſt allerdings eine 
außerordentlich klare Organiſation in den Abgabe- 
provinzen des Weſtens und eine ebenſo ſyſtematiſche 
Organiſation in den Auffangprovinzen des Oſtens 
nötig. Lösbar wird dieſe Aufgabe nur ſein, wenn 
fie in wirtſchaftlicher, verkehrstechniſcher und ſtand⸗ 
ortmäßiger Beziehung ſyſtematiſch unterſucht und 
geklärt wird und vor allem die Abſatzfragen vorher 
klargeſtellt ſind. 


Nun liegen die Auffangverhältniſſe für eine ſolche 
Bewegung in den einzelnen Landesteilen des Oſtens 
ganz verſchieden. Oſtpreußen iſt ſicher in der Lage, 
auf ſeinen großen Landflächen in rein landwirtſchaft⸗ 
licher Betätigung noch eine große Zahl von Voll— 
ſiedlern unterzubringen, insbeſondere dann, wenn 
die Heranziehung ausländiſcher Wanderarbeiter völlig 
in Fortfall kommt. Dabei iſt erfreulich, daß die 
Zahl der Wanderarbeiter, die vor dem Kriege in 
Oſtpreußen 26 300 betrug, im Jahre 1930 auf 
rd. 5000 heruntergegangen war. Trotzdem iſt nicht 
zu verkennen, daß auch der landwirtſchaftliche Voll⸗ 
ſiedler in Oſtpreußen wegen der Abſatzſchwierigkeiten, 
die auch in der Landwirtſchaft noch lange Zeit be— 
ſtehen werden, keinen leichten Stand haben wird. 


Es wird deshalb anzuſtreben ſein, auch in Oſt⸗ 
preußen, wie das ja auch in den letzten Jahren 
ſchon geſchehen iſt, in gewiſſem Umfange Veredlungs⸗ 
wirtſchaft zu betreiben, um auf dieſe Weiſe aus der 
abgeſchnürten Lage auch in Bezug auf dieſe Pro⸗ 
dukte die notwendigen Konſequenzen zu ziehen. 


Die beſondere Lage von Oſtpreußen wird aber 
vor allen Dingen dadurch gekennzeichnet, daß ſeine 
Verkehrsferne zu einer erheblich geſteigerten Fracht⸗ 
belaſtung geführt hat. Beiſpielsweiſe umfaßt der 
Getreideverſand von Oſtpreußen nach Mitteldeutſch⸗ 
land nur den dritten Teil der Vorkriegsmenge, koſtet 
aber infolge des Fortfalls der Kanalfracht und in⸗ 
folge der Verteuerung der Bahn- und Seefrachten 
ſoviel wie vor dem Kriege der geſamte Getreide⸗ 
verſand von Oſt⸗ und Weſtpreußen zuſammenge⸗ 
nommen. Ahnliches gilt natürlich auch für die Ein⸗ 
fuhr von induſtriellen Verarbeitungsprodukten aus 
Mittel- und Weſtdeutſchland. Es wird deshalb viel 
mehr als bislang unvermeidbar ſein, auch in Oſt⸗ 
preußen gewiſſe Induſtrieerzeugniſſe, insbeſondere 
wenn ſie in der Landwirtſchaft uſw. unmittelbar Ver⸗ 
wendung finden, ſelbſt herzuſtellen. Erſt dann kann 
man auch in größerem Ausmaße bisherige Induſtrie⸗ 
arbeiter nach Oſtpreußen umſiedeln, um ſie dort 
als Stadtrandſiedler, d. h. als nebenberufliche Siedler, 
anzuſetzen. Wie induſtriearm Oſtpreußen zur Zeit 
iſt, ergibt die Berufszählung des Jahres 1925, wo⸗ 
nach ſich die vorhandenen 25 Millionen Einwohner 
auf die einzelnen Berufsgruppen folgendermaßen 
verteilen: 
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Erwerbs Berufs⸗ 
tätige % angehörige % 
Landwirtſchaft 55,7 45,4 
Gewerbe 19,2 19,6 
Handel und Verkehr. 12,2 12,9 
Verwaltung, freie Berufe 5,7 5,8 
Geſundheitsweſen u. Wohl⸗ 
fahrtspfleggegeg 1,4 12 
Häusliche Dienſtboten und 
Erwerbstätige ohne feſte 
Stelle 8 3,4 
ohne Beruf — 11,7 


Vergleichsweiſe beträgt für Geſamtpreußen der 

Anteil der Erwerbstätigen | 

in der Landwirtichaft . 26,3 0 

im Gewerbe. . 36,5 0, 

in Handel und Verkehr 

In der Maſchinen- und Apparate-Induftrie waren 

1,48%, in der Eiſen⸗, Stahl⸗ und Metallwaren⸗ 

Induſtrie 1,11% und in der Papierinduſtrie noch 

nicht einmal 1% der Geſamtbevölkerung Oſtpreußens 
tätig. 

Eine derartige neu aufzubauende Verarbeitungs⸗ 
induſtrie ſetzt beſonders billige Kraft und billige Arbeits⸗ 
löhne voraus, um mit den Preiſen der vorhandenen 
Induſtrie und ihren Arbeitsſtätten überhaupt konkur 
rieren zu können. Zu prüfen wäre daher beſonders, 
wieweit die in Oſtpreußen vorhandenen Kraftwerke, 
insbeſondere die Waſſerkraftwerke von Friedland und 
Groß⸗Wohnsdorf billig ausgebaut werden können. 
Nach Oskar von Miller umfaßten die Waſſerkraft⸗ 
werke 1925 6000 bezw. 13000 kw und ſind für 
27400 bezw. 59000 kw vorgeſehen. Hinzu kämen 
unter Umſtänden Energiemengen, die durch neuzeit⸗ 
liche Ausnutzung der Windkräfte zu gewinnen wären, 
wobei die Verſuche und Ideen des bekannten Ingenieur 
Honnef, die zur Zeit in Berlin einer eingehenden 
Prüfung unterzogen werden, beſondere Beachtung 
verdienen. Mögen die Ideen von Honnef auch zur Zeit 
noch nicht endgültig durchgearbeitet ſein, auf jeden Fall 
wird man die Ausnutzungsmöglichkeit von Waſſer und 
Windkräften in einem völlig kohlenarmen Land wie 
Oſtpreußen beſonders genau prüfen müſſen, um alles 
zu tun, damit unter Vermeidung der teuren Trans⸗ 
portkoſten für Kohle pp. aus den örtlichen Möglich⸗ 
keiten kleine Verarbeitungsinduſtrien geſchaffen 
werden, weil in der Landwirtſchaft allein die Unter 


bringung der rückwandernden Menſchenmaſſen meines 
Wiſſens nicht möglich ſein wird. Das Ziel muß ſein, 
auf dieſe Weiſe ein möglichſt in ſich tragbares Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet zu erreichen. 

Ein hervorragendes Beiſpiel hierfür iſt Württem⸗ 
berg, daß ſich bekanntermaßen mit ſeiner außer⸗ 
ordentlich glücklichen Miſchung von landwirtſchaft⸗ 
lichen Klein- und Mittelbetrieben ſowie Verarbeitungs⸗ | 
induſtrie als nahezu kriſenfeſt erwieſen hat. Auch 
die Beſiedlungsform des Sauerlandes in Weſtfalen 
kann hierfür als Beiſpiel gelten, wo ſich durch Jahr⸗ 
hunderte hindurch induſtrielle Hammerwerke, durch | 
Waſſer betrieben, gehalten haben, ebenſo die Tätigkeit 


Fig. 2 


von Friedrich dem Großen, natürlich übertragen auf 
die jetzigen Zeitverhältniſſe in Schleſien. Friedrich der 
Große hat ſeine Soldaten nicht nur als Iandwirt- 


ſchaftliche Siedler angeſetzt, ſondern in weiteſtem 


Maße die vorhandenen Waſſerläufe zur Entwicklung 
kleiner Verarbeitungsinduſtrien benutzt. 

Die Vorausſetzungen in Bezug auf das Lohnniveau 
ſind in Oſtpreußen günſtig, weil Oſtpreußen, wie 
Figur 2 erweiſt, darin nur vergleichbar iſt mit dem 
öſtlichen Teil von Pommern und dem öſtlichen Teil 
von Bayern. Von ausſchlaggebender Bedeutung ſind 
aber Standort und Abſatz. Ohne Sicherſtellung des 
Abſatzes und ohne geſicherte und nahezu volle Aus⸗ 
nutzung der Kapazität können derartige Neuanlagen 
überhaupt nicht diskutabel ſein. Ein Beiſpiel: 

Nach einer Zuſammenſtellung von Dr. Martin 
Wagner betragen die Selbſtkoſten bei 100 Ziger Aus⸗ 
nutzung der Kapazität in der Nähe von Berlin in 
einem Beſtbetrieb 18 RM pro 1000 Steine, in einem 
Schlechtbetrieb 26 RM, bei nur 25 iger Ausnutzung 
ſteigern ſich die Koſten ſofort in dem Beſtbetrieb 
auf 38 RM und in dem Schlechtbetrieb auf mehr 
als 45 RM, alles bei gleichbleibendem Lohnanteil. 

Faſt man dieſe Gedanken zuſammen, ſo iſt die 
Aufgabe der Landesplanung in Oſtpreußen neben 
der ſelbſtverſtändlichen Bearbeitung der Verkehrs⸗ 
fragen, die z. T. noch ſehr im argen liegen, eine 
doppelte. Einmal Prüfung der Produktions- und 
Abſatzmöglichkeiten für Vollſiedlungen, wie ſolche mit 
landwirtſchaftlicher Veredlungsproduktion. Die Sied⸗ 
lung nur um der Siedlung willen ohne klare Wirt⸗ 
ſchaftsgrundlagen würde unverantwortlich ſein. So⸗ 
dann aber vor allem Unterſuchung der Frage, wie weit 


es möglich ſein wird, Verarbeitungsinduſtrie wirt⸗ 


ſchaftlich anzuſetzen und zu geſtalten. Nur dann, wenn 


dieſe Frage unterſucht und geklärt wird, und gleich⸗ 


zeitig von vornherein in der Verarbeitungsinduſtrie 
Kurzarbeit vorgeſehen wird, wird es möglich ſein, 
nicht nur Rückwanderer, ſondern in größerem Maße 
überſchüſſige Menſchenkräfte und zwar als Stadt⸗ 
randſiedler (Kurzarbeiter) aus Mitteldeutſchland und 
dem Weſten anzuſetzen. 
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In vieler Hinfiht anders liegen die Verhältniſſe 
in den Provinzen Schleſien (Nieder- und Oberſchleſien): 
einerſeits weſentlich größerer Latifundienbeſitz als 
in Oſtpreußen, andererſeits auf engſtem Raum zu⸗ 
ſammengedrängte Großinduſtrie mit nahezu ameri⸗ 
kaniſcher Entwicklung vor dem Kriege und geſteigerter 
Kapazität in der Scheinblüte der Nachkriegszeit. 
Weſtlich der Oder fruchtbare Böden mit Groß- und 
Mittelbetrieben und teilweiſe bäuerlicher Wirtſchaft 
und alteingeſeſſener Gemüſeproduktion in der Nähe 
von Ratibor. Sſtlich der Oder arme, ſandige Böden 
und große Waldflächen. Im Induſtriebezirk dichteſte 
Bevölkerungsziffern, vergleichbar mit dem rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk, öſtlich der Oder menſchen⸗ 
arme Landflächen. Induſtrie- und Landwirtſchaft 
leiden in gleicher Weiſe unter der Verkehrsferne 
und den dadurch bedingten Abſatzſchwierigkeiten. 
Die Not iſt ungeheuer, weil auch die Induſtrie, in 
die die Arbeitermaſſen aus Entfernung bis zu 80 km 
fuhren, einen großen Teil endgültig hat entlaſſen müſſen. 

Wie kann einem ſolchen Landesteil geholfen werden, 
und wie ſollen gleichzeitig neue Menſchenmaſſen dort 
angeſetzt werden? Vorhanden ſind Kohle, Zinkerze, 
Zement und Holz. Alſo Bodenſchätze, wie ſie ſelten 
in ſolcher Fülle auftreten. Das Unglück liegt einmal 
in dem Fehllauf unſeres Exportinduſtrialismus all⸗ 
gemein, ſodann insbeſondere in der exzentriſchen Lage 
zu Mitteldeutſchland. Daher iſt allererſtes Erfor⸗ 
dernis, eine Verbeſſerung der Verkehrsverbindungen 
im großen, d. h. der Waſſerſtraßen, der Eiſenbahn pp. 
und des Straßenbahnnetzes im einzelnen. Wie ſollen 
ſich Vollſiedler halten, die 15—20 km zur nächſten 
Eiſenbahnſtation haben und wie ſoll ſich eine Indu⸗ 
ſtrie halten, die gegenüber den Großſchiffahrtswegen 
des Ruhrbezirkes 45 km mit Eiſenbahntarifen bis 
zur Oder⸗Waſſerſtraße zu überwinden hat und dieſen 
Schiffahrtsweg noch nicht einmal während des ganzen 
Jahres benutzen kann! Wenn gleichzeitig die Oder 
immer noch den Charakter eines Steppenfluſſes hat 


und faſt alljährlich im Juni infolge von Regen⸗ 


güſſen und Zulaufs der Schmelzwaſſer der Tatra 
meilenweit aus den Ufern tritt, ſodaß Millionen von 
Entſchädigungen und Beihilfen zu zahlen ſind, ſo iſt 
die dringendſte Forderung einer wirtſchaftlichen 
Landesplanung neben der allgemeinen Verkehrsver⸗ 
beſſerung in erſter Linie eine geregelte Waſſerbe⸗ 
wirtſchaftung der Oder herbeizuführen, um hierdurch 
auch eine beſſere Bewäſſerung der mageren öſtlichen 
Gebiete herbeizuführen. Solange dies nicht geſchieht, 
wird eine Beſiedlung der öſtlichen Odergebiete, wie 
ſie in den Richtlinien des Preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums vom 10. November 1931 gefordert iſt, 
immer wieder zu den größten wirtſchaftlichen Rück⸗ 
ſchlägen führen, ja dieſe Richtlinien ſind nahezu ein 
Beweis dafür, wie falſch es iſt, die Siedlung nur 
um der Siedlung willen zu betreiben, ohne die wirt⸗ 
ſchaftlichen Standorts- und Abſatz⸗ ſowie Verkehrs⸗ 
fragen genaueſtens geprüft zu haben. Gerade in der 
Oſtſiedlung gilt es, die Fehler zu vermeiden, die in 
dieſer Hinſicht ſchon vor dem Kriege zur Genüge be= 
gangen wurden, und die insbeſondere darin beſtanden, 
daß die geſamtwirtſchaftlichen und Verfehrsverhält- 
niſſe nicht genügend beachtet wurden. 

Damit ſind im großen ganzen die Richtlinien an⸗ 
gedeutet, die für eine Landesplanung in den beſonders 
wichtigen Oſtgebieten Oſtpreußen und Schleſien zu 
gelten haben. Nur wenn in dieſem Sinne die Vor⸗ 
bereitungen für die neue Binnenwanderung geſchaffen 
werden, wird es möglich ſein, dieſe große Aufgabe 
der Zukunft zu löſen. Nur dann wird das Zukunfts⸗ 
bild einer glücklicheren Verbindung zwiſchen dezentra⸗ 
liſierter Induſtrie und verſchiedenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebsformen erreichbar ſein, wenn aus kühlen 
nüchternen wirtſchaftlichen verkehrstechniſchen Erwä⸗ 
gungen Standort, Produktion und Abſatz durch um⸗ 
faſſende Landesplanungsunterſuchungen vorbereitet 
und geklärt ſind. Nur dann wird die Umſiedlung oder 
Weſtoſtſiedlung eine produktive Arbeitsbeſchaffung 
ſein, die Ausſicht hat, trotz ſicherer Fehlſchläge einen 
Weg aus der Not der Zeit zu geben. 


Wende im Städtebau 


von Magiſtratsbaurat Dr. Walther Kunze-Königsberg, Pr. 


In den ſozialpolitiſch ſehr bewegten Nachfriegs- 
zeiten, die an die Entwicklung unſerer Städte ganz 
außerordentliche Anforderungen ſtellten, und die Not⸗ 
wendigkeit einer weitſchauend ordnenden Städtebaus 
politik erwieſen, war es dem Städtebau grundſätzlich 
gelungen, die ihm nötige Geltung und Anerkennung 
im Rahmen der Kommunalpolitik zu erlangen. In 
den folgenden Jahren hat er in ſteter und zäher 
Arbeit weiter an Boden gewonnen und gehört heute 
zu einem nicht mehr fortzudenkenden Werkzeug, mit 
dem die wirtſchaftliche Geſtaltung der Städte beein- 
flußt und gelenkt werden kann. Heute ſcheint es, 
als ob dem Städtebau ein Rückſchlag drohe. Man 
hört Stimmen, die behaupten, der Städtebau von 
geſtern habe ſich als Widerſinn erwieſen, gründe ſich 
auf irrige Anſchauungen und habe daher zu Fehl | 


leitungen geführt. Er müſſe ſo ſchnell als möglich 
verſchwinden, um den Weg für eine neue Stadt⸗ 
geſtaltung frei zu machen. In Anbetracht der Schwere 
der Vorwürfe und der daraus ſich ergebenden Ent⸗ 
ſcheidungen für die Zukunft muß notwendigerweiſe 
einmal die Wahrheit dieſer Behauptung nachgeprüft 
werden. 

Hierzu iſt es notwendig, ſich ganz bewußt klar 
zu machen, daß der Städtebau zwei verſchieden ge⸗ 
artete Teile aufweiſt, die aber nie von einander 
getrennt behandelt werden können. Der eine Teil 
iſt theoretiſch, regiſtrierend, erklärend, wiſſenſchaftlich, 
lehr⸗ und lernbar, iſt unabhängig von allen geiſtigen 
und wirtſchaftlichen Zeitſtrömungen, bildet alſo ge⸗ 
wiſſermaßen den geſchützten Teil. Der andere iſt 
der praktiſche Städtebau, der jedem Zeitgeſchehen 


348 


Rn ————— 


unterworfen iſt. Der erſte Teil iſt Wiſſenſchaft, dient 
der Erforſchung der Grundlagen des Städtebaus 
und liefert dem andern, der Praxis, was ſie zur 
Beweisführung ihrer Arbeiten braucht. 

Die Angriffe, die gegen den Städtebau laut werden, 
richten ſich auch gegen die wiſſenſchaftliche Seite. 
Es muß dem entgegengehalten werden, daß der 
Grundſatz des Städtebaus auch geſtern ſchon die 
Wirtſchaft unter Berückſichtigung des Allgemeinwohls, 
die Gemeinwirtſchaft ſchlechterdings, daß Städtebau 
auch geſtern ſchon eine Sache war, die in ihren Aus⸗ 
wirkungen jedem Menſchen diente. Nicht erſt heute, 
ſondern ſolange der Städtebau als Wiſſenſchaft be⸗ 
ſteht, war es eine Selbſtverſtändlichkeit für den 
Städtebauer, ſich mit allen Fragen der Voltswirt⸗ 
ſchaft und Verkehrswiſſenſchaft: mit Standortlehre, 
mit induſtrieller Strukturwandlung und ihrer Wirkung | 
auf das Siedlungsproblem, mit Berufsgliederung, 
Lohnhöhe, Steuereinkommen und Wohnſitte, mit Be⸗ 
völkerungswachstum und verteilung, mit Geopolitik, 
Be⸗ und Entwäſſerungsfragen uſw. zu beſchäftigen. 
Städtebauliche Pläne wurden nicht um ihrer Schönheit 
willen gemacht, ſondern waren lediglich — allerdings 
ſchöpferiſch erfaßt — der zeichneriſche Niederſchlag 
all dieſer ſorgfältigen, auf den Einzelfall angewandten 
Unterſuchungen. Auch der Arbeitsvorgang ſelbſt hat 
ſich ſoweit geklärt, daß ſchon jetzt eine gute Grund⸗ 
lage für jede kommende Planung vorhanden iſt, 
auf der unabhängig vom Meinungswechſel der Zeiten 
weiter gearbeitet werden kann und muß. Der Städte⸗ 
bau als Wiſſenſchaft iſt noch jung und daher noch 
entwicklungsfähig. Die Aufgaben, die hier noch der 
Löſung harren, ſind heute genau ſo wichtig wie ſie 
es geſtern waren und morgen ſein werden. Es fehlt 
noch der ſyſtematiſche Unter- und Aufbau, der ge⸗ 
gründet iſt auf einheitlichen Begriffsbeſtimmungen, 
über die Maßzahlen dieſer Einheitsbegriffe weiter⸗ 
führt und bei den Erforſchungen der Beziehungen | 
dieſer Maßzahlen untereinander zu Menſch, Flächen 
und Wirtſchaft enden muß und die Lieferung der 
Unterlagen für den geſetzlichen, finanziellen und wirt⸗ | 
ſchaftlichen Unterbau einbezieht. 

Der andere Teil des Städtebaues, gewiſſermaßen 
ihr ungeſchützter Teil, iſt heute wieder ſchwankend 
geworden. Auch hier fehlte es nicht an Männern, 
die Einzelentwicklungen vorausahnten. Mehr als 
einem von ihnen erſchien zum Beiſpiel das ſtetige 
Anwachſen der Großſtädte nicht als Naturgeſetz. Er 
ſah dieſe Entwicklung vielmehr mit ſteigender Be⸗ 
ſorgnis. Mehr als einer verſuchte in die inneren 
Zuſammenhänge unſerer augenblicklichen Entwicklung 
einzudringen, um feſteren Grund unter den Füßen 
zu gewinnen; und doch hat man ſich vor der letzten 
Folgerung geſcheut einzugeſtehen, daß Städtebau 
(als Sammelbegriff) abhängig iſt von der Lebens⸗ 
anſchauung des einzelnen und durch jeden einzelnen 
vom Volke ſelbſt. Die Erkenntnis der Entwicklung 
des Städtebaues von der Stadtform und ihrer 
künſtleriſchen Geſtaltung zur Stadtwirtſchaft wurde 
zum Allgemeingut. Ob es aber auch die Erkenntnis 


werden wird, daß Städtebau nicht herausgeriſſen 
werden kann aus den geſellſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hängen und dementſprechend auch belaſtet iſt mit 
den Unberechenbarkeiten einer derartigen Grundlage, 
das wird erſt die Zukunft lehren. 

Es muß hier tatſächlich von einem Wendepunkt 
im Städtebau geſprochen werden, eingeſtanden werden, 
daß das, was wir geſtern trieben, der letzte Reſt 
eines Städtebaues einer wohlhabenden Vorkriegs⸗ 
wirtſchaft war. Heute werden wir ganz andere Wege 
gehen müſſen. Wir werden froh ſein müſſen, daß 
unſer künftiger Städtebau nichts mehr mit theatra⸗ 
liſchen Einzelheiten in Geſtalt von Straßenabſchlüſſen 
und ſchönen Blickpunkten zu tun haben wird und 
unſere Arbeit ſich hauptſächlich auf Unterſuchungen 
der wirtſchaftlichen, ſozialen, rechtlichen und finanzi⸗ 
ellen Vorbedingungen erſtreckt, aus der alsdann die 
zu geſtaltende Aufgabe erwachſen wird. Recht und 
Technik entſprechen wohl der Wirtſchaftsſtufe ihrer 
Zeit, aber die Höhe der Wirtſchaftsſtufe ſelbſt richtet 
ſich wieder nach den Erkenntniſſen und Anſchauungen 
der Menſchen, die in dieſer Zeit leben. 

Die Wirtſchaft dient der Befriedigung der allge⸗ 
meinen Bedürfniſſe, unter denen Nahrung und 


Wohnung ſicher an erſter Stelle ſtehen. Die Technik 


muß immer klarer zum Mittel der Wirtſchaft, muß 
Dienerin, nicht Herrſcherin werden. Bisher galt ihr 
nur das als erſtrebenswert, was eine ſchnell erkenn⸗ 
bare Rentabilität zu verbürgen ſchien. Dieſer kurz⸗ 
ſichtige Standpunkt wird abgelöſt werden müſſen 
durch eine neue Anſchauung von Rentabilität, die 
nicht auf einſeitige Intereſſen abgeſtellt iſt, ſondern 
die ganze Wirtſchaft und das Volksleben umſpannt. 

Gerade die letztvergangene Entwicklung zeigt, daß 
es der Volkswirtſchaft nicht mehr darum gehen kann, 
lediglich die Rentabilität eines aus dem Wirtſchafts⸗ 
ganzen herausgeſchnittenen Stückes zu ſichern und 
zahlenmäßig nachzuweiſen, ſondern, daß auch die 
unmeßbaren, die nicht unmittelbar wahrnehmbaren 
Leiſtungen, die dem Menſchen als ethiſche Werte 
zugute kommen, in Rechnung geſtellt werden müſſen. 
Bisher iſt zum Beiſpiel behauptet worden, daß ledig⸗ 
lich oder mindeſtens der dreigeſchoſſige, wenn nicht 
gar der 6—10 geſchoſſige Wohnungsbau allein 
rentabel ſei. Heute wird ſtatt der Kleinſtwohnung 
im Maſſenhaus das Kleinſthaus mit Garten gefordert 
und zwar wegen der günſtigen ethiſchen und geſund⸗ 
heitlichen Wirkungen auf die Bevölkerung und weil 
man hofft, daß eine ſolche Grundlage den Anſatz⸗ 
punkt für die Überwindung der augenblicklichen Kriſe 
abgeben kann. Wir wiſſen, daß die Urſache der Kriſe eine 
geiſtige iſt, daß fie im Menſchen ſelbſt liegt. Wir wiſſen, 
daß wir in einer Zeitenwende leben und am Anfang 
weiteſtgehender geſellſchaftlicher und wirtſchaftlicher 
Umwandlungen ſtehen. Immer deutlicher zeigt ſich 
z. B., daß die regionale Verteilung der Bevölkerung 
mit ihrer wirtſchaftlichen Betätigung nicht mehr in 
Einklang ſteht und dieſen Einklang nie mehr finden 
wird. Dieſe Tatſache und die kommende Entwicklung 
ſtellt die Städtebauer vor neue Enſcheidungen und 


349 


Aufgaben. Es wäre grundfalſch, über den erſten 
Abwehrmaßnahmen: Vorſtädtiſche Kleinſiedlung mit 
Zupachtland, Kleingärten uſw., die überſicht zu ver⸗ 
lieren und ſich durch die Kriſe, die die große Struktur⸗ 
wandlung einleitet, ſie ſelbſt aber leicht verdunkelt 
und verſchleiert, ablenken zu laſſen. 

Nicht auf die kleineren Zeiterſcheinungen, die am 
Rande kräuſeln, ſondern auf die Hauptſtrömung muß 
der Blick gerichtet ſein. Hier kann nur gründliche, 
verantwortungsvolle, für die Erſcheinungen der Wirk⸗ 
lichkeit offene, die künftige Entwicklung vorausahnende 
Überlegung Klärung bringen. Nur ein Anpaden kann 
helfen, kein Stillehalten und den Kopf in den Sand 
ſtecken. Es wird in vielen Dingen, die geſtern vorbe— 
reitet waren, notwendig ſein, die gewonnenen Erkennt⸗ 
niſſe in ſtiller, zäher Arbeit zu verteidigen: Sanierung 
der Altſtädte, Hebung vorhandener Verkehrsſchwierig⸗ 
keiten uſw. und ſchweres Unheil durch überſtürztes 
Zurückweichen von der bisher als richtig erkannten 
Linie zu verhüten. Auch durch die neue Entwicklung 
werden die Aufgaben von geſtern nicht einfach dahin⸗ 
ſchwinden, wenn auch manche von ihnen vor anderen 
lebenswichtigeren werden in den Hintergrund treten 
müſſen. Der Wendepunkt wurde allen bewußt durch 
die Dritte Notverordnung des Reiches. In ihr fand 
ein immer lauter werdendes Streben unſeres Volkes, 
der Arbeitsloſigkeit dadurch zu entrinnen, daß man 
die Großſtadt flieht, ihren erſten ſichtbaren Nieder⸗ 
ſchlag. Die Entwicklung hat damit dem Recht ge⸗ 
geben, der das Ende der Großſtadt vorausſagte, und 
denen Unrecht, die die völlige Durchinduſtrialiſierung 
ganzer Landesteile als unvermeidlich erachtete. 

Nachdem die Entſcheidung gefallen iſt, heißt es, 
mit allen Kräften ſich dieſem Sinne widmen, es in 
die ſtädtebauliche Arbeit eingliedern, und nicht in 
denſelben Fehler zu verfallen wie einſt die Archi⸗ 
tekten, als ſie die Geſtaltung der Induſtrie- und 
Zweckbauten als ihrer unwürdig ablehnten. Nur 
ſo werden ſie verhüten, daß in Sturm und Drang | 
alle bisher in weiſer Vorausſicht aufgeſtellten Pläne 
überrannt werden und damit nie wieder gutzu⸗ 
machende Schäden entſtehen. Reſignation wird hier 
ebenſo wenig am Platze ſein wie überſtürztes Handeln. 
Es müſſen die neuen Grundlagen gründlich geprüft und 
erforſchtwerden. Der Städtebauer muß als Schaffender 
mitwirken, der die Vorausſetzung beherrſcht und geſtal— 
tende ſchöpferiſche und organiſatoriſche Kräfte genug in 
ſich hat, um aus der Not wirklich eine Tugend zu machen. 
Welchen Weg der Städtebau einzuſchlagen hat, 


iſt teilweiſe letzthin in dieſer Zeitſchrift erörtert 
worden. Es wird zwangsläufig eine weitere Aus⸗ 
ſiedlung kommen. Für die Erkenntnis dieſer Ent⸗ 
wicklung und für die Klarſtellung des Ziels wird 
noch viel zu tun ſein. Die verkürzte Arbeitszeit 
wird für weite Volkskreiſe auf die Dauer eine teil⸗ 
weiſe Selbſtverſorgung erzwingen. Der Umfang dieſer 
Maßnahme und die beſte Art ihrer Durchführung 
ſind zu klären. Das Heer der dauernd Erwerbsloſen 
muß ſachgemäß auf bäuerlichen Nahrungsſtellen an⸗ 
geſetzt werden. Die Erfahrungen auf dieſem Gebiete 
müſſen in den Städtebau aufgenommen und ver⸗ 
wertet werden. Die techniſchen Grundlagen der 
jetzigen Siedlung bedürfen noch mancherlei Vertiefung, 
insbeſondere im Hinblick auf die Planmäßigkeit des 
Vorgehens. Der Abſatz muß organiſiert, die Bevölke⸗ 
rungsverteilung muß beeinflußt werden. Stärker als 
bisher werden die kleinen Mittelſtädte Träger und 
Sammelpunkte der Kulturbedürfniſſe und aus ihrem 
Aſchenbrödeldaſein herausgehoben werden. Die Er- 
rungenſchaften der Technik: Fahrrad, Eiſenbahn, 
Auto, Elektrizität, Fernhören und Fernſehen er⸗ 
leichtern die bevorſtehende Dezentraliſation. Die 
Grenzen der Städte, Kreiſe und Provinzen verwiſchen 
ſich und ſtellen immer neue Aufgaben an den ſtädte⸗ 
baulich geſchulten Fachmann. 

Es handelt ſich alles in allem um die Geſtaltung 
einer neuen Zeit, an deren Anfang wir heute ſtehen. 
Ihr Werden iſt tief innerlich begründet in der geiſtigen 
Wandlung des einzelnen Menſchen, in der Umwertung 
wirtſchaftlicher und ethiſcher Werte. Dieſe neue Zeit 
wird nicht nur einzelne Teile unſeres eigenen Lebens 
oder einzelne Teile des Volkes ergreifen, ſondern 
die Geſamtheit. Und als Teil der Geſamtheit muß 
der Städtebau der Zukunft ihr auf ſeinem Gebiet 
zum völligen Durchbruch verhelfen, ſich ſinnvoll dienend 
dem Werdenden eingliedern und es geſtalten. Be⸗ 
ſonders vordringlich iſt die Aufgabe, die Syntheſe 
zwiſchen Stadt und Land zu finden, die über das 
bisherige Maß des Städtebaues, auf das die Landes⸗ 
planung hinausgeht und ſein Ende finden muß in 
einer ganz bewußten Wirtſchaftsplanung für große 
Gebiete bezw. Provinzen, in der alle Gründe wirt⸗ 
ſchaftspolitiſcher, ſozialpolitiſcher und nationalpoliti⸗ 
ſcher Art ſorgfältig abgewogen werden. Nur in einer 
derartig ſtraffen Zuſammenfaſſung wird die Sicherheit 
gegeben, daß Zufallserſcheinungen aller Art das 
Wachstum aufhalten und die junge Pflanze ver⸗ 
kümmern laſſen. 


Die Mitwirkung des Geologen und des Vodenkundigen bei der Landes⸗ 
planung im Oſten 


von Profeſſor Dr. H. 


In Weſt⸗ und Mitteldeutſchland hat die Entwick⸗ 
lung der Induſtrie und des Verkehrs zur Einrichtung 
von Landesplanungsverbänden ?) geführt, deren Ge⸗ 

*) Eine gute uberſicht geben H. Henkers Veröffentlichungen: „12 Briefe. 
Aus der Aufbauarbeit eines Landesplanungsverbandes.“ Berlin 1929. 


„10 Briefe. Aus der Aufbauarbeit des Landesplanungsverbandes Düſſel⸗ 
dorf“. 2. Folge. Berlin 1932. 


Stemme in Danzig 


ſchäftsſtellen das notwendige Kartenmaterial zur An⸗ 
lage von Siedlungen, Umſiedlungen, Verkehrswegen 
und dergl. an die angeſchloſſenen Regierungen, Kreiſe, 
Städte, Gemeinden liefern. Ahnlich iſt im gegen⸗ 
wärtigen Städtebau überall die erſte Sorge des 


Städtebauers oder ſollte es ſein, das kartographiſche 
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Abbild des Stadtgebietes nach allen nur denkbaren Vor⸗ 
ſtellungen und Möglichkeiten zu gewinnen. 

Der in der Entvölkerung begriffene Oſten hatte 
derartiges bisher nicht nötig. Erſt die dringend 
gewordene Oſtſiedlung verlangt jetzt die ſchleunige 

eſchaffung von Planmaterial, das aber zur Zeit 
noch faſt völlig fehlt. Dr. M. Pfannſchmidt und 
Prof. Dr. Vetterlein haben im Heft 7 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift aus ihrer praktiſchen und wiſſenſchaftlichen 
Erfahrung heraus gezeigt, was alles die Landes⸗ 
planung im Oſten für die Siedlung zu erarbeiten 
hätte. Dabei ſpielen auch die Erkenntniſſe des Geo⸗ 
logen und des Bodenkundigen eine Rolle, ja, 
M. Pfannſchmidt ſtellt die Bodenkartierung an den | 
Anfang der Landesplanung. : 

Wie iſt die gegenwärtige Lage der Bodenkartie⸗ 
rung im Oſten? Die große Bodenaufnahme zur 
Feſtſtellung der neuen preußiſchen Grundſteuer des | 
Jahres 1864 hat unmittelbar die Kataſterpläne mit 
den kreisweiſe verſchiedenen 8 Bonitätsklaſſen und 
A. Meitzens Bodenkarte des preußiſchen Staates, 
mittelbar die geologiſche Aberſichtskartierung Oſt⸗ 
und Weſtpreußens durch G. Berendt und A. Jentzſch, 
und ſpäter die geologiſch⸗agronomiſche Kartierung 
Preußens geſchaffen. Dieſe geologiſchen und geo⸗ 
logiſch⸗agronomiſchen Arbeiten find an ſich wiljen- 
ſchaftlich bedeutſam. Der Fachmann vermag aus 
ihnen an praktiſchen Dingen das Vorkommen von 
nutzbaren Steinen und Erden, von Waſſeranſamm⸗ 
lungen und Quellen und manche Kennzeichen der 
Bodengüte zu entnehmen. Aber die Stadt- und 
Landesplanungen verlangen mit gutem Recht eine 
Sonderung der einzelnen Zwecke einer Karte, da 
nur eine ſolche die vollſtändige und klare überſicht 
über die darzuſtellenden Einzelheiten gibt und etwaige 
Lücken erkennen läßt. An ſolchen Sonderdarſtellungen 
ſind aber nur wenige vorhanden wie A. Jentzſch's 
Karte der Braunkohlenvorkommen Oſtdeutſchlands, 
die Moorkarte Deutſchlands, auf welcher auch Oſt⸗ 
und Weſtpreußens Moore angegeben ſind, und | 
P. Kriſches Bodenkarte Oft: und Weſtpreußens, ver⸗ 
größert nach der Zuſammenſtellung A. Meitzens auf 
Grund der Ergebniſſe der Aufnahme von 1864. 
A. Meitzens Einteilung war: Günſtige Lehm- und 
Tonböden, beſonders Höhenlage des Flachlandes; 
Lehm⸗ und Tonböden der Flußniederungen; un⸗ 
günſtige Lehm⸗ und Tonböden, bejonders Gebirgs- 
böden; lehmiger Sand⸗ und ſandiger Lehmboden; 
Sandboden; Moorboden; ferner Kalk- und Mergel⸗ 
vorkommen im Untergrunde. Daraus iſt bei 
P. Kriſche geworden: günſtiger ſchwerer Boden 
(des Flachlandes und der Flußniederungen); un⸗ 
günſtiger ſchwerer Boden; mittlerer Boden; leichter 
Boden; Moorboden; ferner ſchwerer Boden (Kalk⸗ 
boden). Damit iſt ein gewiſſes, doch noch ſehr 
wages Werturteil über die Böden gegeben. Auch | 
der Maßſtab (bei Meigen 1:3 Millionen, bei Kriſche 
1:1800000) iſt ungünſtig. Bei einer Neuauflage 
der Geſamtkarte Deutſchlands hat P. Kriſche die 
bisher erſchienenen Überſichtskarten der Bodenent⸗ 


ſtehungstypen zu farbigen Aufdrucken auf die ſchwarze 
Grundkarte benutzt, um dieſe auch im modernen 
Sinne zu verbeſſern. : 
Auf unſerer kleinen berſichtsſkizze der genetiſchen 
Bodentypen Deutſchlands“) find im Gebiete öſt⸗ 
lich der Oder angegeben: Steppenböden und Degra⸗ 
dationen (Pyritzer Weizacker), braune Waldböden 
3. T. gebleicht, ſchwach bis mäßig und ſtark gebleichte 
roſtfarbige Waldböden, Flußaueböden und Moor⸗ 
böden. Der Maßſtab des Kärtchens iſt etwa 1:7 Milli⸗ 
onen. Oſt⸗ und Weſtpreußen weiſt braune und 
ſchwach bis mäßig gebleichte roſtfarbige Waldböden, 
die Flußaueböden des Weichſeldeltas und Moor- 
böden auf. Die Bezeichnungen Steppen- und Wald⸗ 


bbden beſagen nicht, daß dort gegenwärtig Steppe 


und Wald herrſchen, ſondern bedeuten die urſprüng⸗ 
liche Ausprägung des Bodentyps in der Steppe oder 
im Walde. Die jahrtauſendalte Ackerkultur hat an 
dieſen Typen und ihrem praktiſchen Wert nur wenig 
zu ändern vermocht. Ihre Bewertung iſt dadurch 
gegeben, daß die Getreidearten ausgeſprochene 
Steppenpflanzen ſind und die meiſten übrigen Haupt⸗ 
nutzpflanzen aus der Vorſteppe (mit degradiertem 
Steppenboden), nur ganz wenige und ſelten ange- 
baute aus dem Walde, einige andere aus feuchten 
Flußauen oder aus Abſchlämmaſſen (Kartoffel) her⸗ 
ſtammen. Die genetiſchen Bodentypen haben ſomit 
die engſten Beziehungen zur Vegetation und zu den 
Nutzpflanzen, was auch beſonders durch die Kartierung 


von Feldverſuchen und durch Anbau- und Ertrags- 


feſtſtellungen auf ihnen erhärtet worden iſt. Während 


das Land zwiſchen der Oder und der polniſchen 


Grenze ſchon in günſtigeren Maßſtäben, z. T. in 
1500000, kartiert iſt, liegt eine ſolche Arbeit in Oſt⸗ 
preußen noch nicht und in Weſtpreußen erſt teil⸗ 
weiſe vor. 

Was iſt nun für die Landesplanung im Oſten zu 
erſtreben? Zunächſt für die planenden Stellen über⸗ 
ſichtskarten, dann für die ausführenden Stellen 
Sonderkarten. Bei den überſichtskarten kommen die 
geologiſchen infolge des Mangels an wertvolleren 
nutzbaren Lagerſtätten (oder ſind ſie vorläufig noch 
nicht bekannt?), an denen ſich eine Induſtrie ent⸗ 
wickeln könnte, nicht in Frage. Doch ſind die Boden⸗ 
karten wichtig. Wir haben in Danzig, anſchließend 
an eine Bodenkarte 1: 100 000, ſkizzenmäßig eine 
kleine Überſicht in 1:500 000 hergeſtellt; ), welche 
15 verſchiedene Bodentypen und ihre Einheitswerte, 
dieſe in hundertteiliger Skala mit Überfichtsangaben 
wie 10080, 85—60 uſw., enthält. Zu dieſen 
Einheitswerten der Böden ſind wir gelangt mit Hilfe 
der auf ihnen erzielten Roherträge an den verſchie⸗ 
denen Nutzpflanzen, ihrer Anbaufläche und den Er- 
zeugungs⸗(Bodenbearbeitungs⸗)koſten. In der gleichen 


) In H. Stremme, Die Böden Deutſchlands. Handb. 
Bodenl. V S. 427, Berlin 1930. 


) 9. Stremme, Die 1 als wichtige Vor⸗ 
arbeit der Generalplanung. In: „Die Umſtellung im Sied⸗ 
lungsweſen“ Stuttgart 1932. Die Karten ſind von E. Oſten⸗ 
dorff entworfen. 
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Weiſe hat fie das Landesſteueramt in Danzig feſt⸗ 
geſtellt. Eine zweite Kartenſtizze in 1500 000 ent⸗ 
hält die Siedlungsgrößen für Arbeiter und Bauern 
auf den verſchiedenen Bodentypen, wobei die Ver⸗ 
kehrslage in unſerem ziemlich geſchloſſenen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet mitberückſichtigt wurde. Eine dritte, 
ſummariſch zuſammengefaßt, Angaben über die auf 
den verſchiedenen Bodentypen notwendigen Melio⸗ 
rations⸗, Bearbeitungs- und Düngemaßnahmen zur 
Vorſtellung des Aufwandes und der Arbeit, welche 
für die Siedler ins Auge gefaßt werden müfſſen, 
ferner die Anbaumöglichkeiten. Eine vierte Karten⸗ 
ſtizze iſt weniger aus der Boden- als aus der geo⸗ 
logiſchen Karte entwickelt worden. Die Waſſerver⸗ 
ſorgung aus den verſchiedenen geologiſchen Schichten, 
Alluvium, Diluvium und Kreideformation, die in 
Danzig wichtige, in ihrer Brauchbarkeit verſchiedene 
Wäſſer enthalten. Eine andere Art der Waſſerver⸗ 
ſorgungskarte haben wir auf Veranlaſſung des Re⸗ 
gierungspräſidenten in Marienwerder und des Land— 
rats des Kreiſes Marienburg von dieſem Kreije*) 
ausgeführt. Auf Grund einer örtlichen und chemiſchen 
Unterſuchung der Brunnenwäſſer in den Gemeinden 
und Einzelhöfen ſind überſichtlich die verſchiedenen 
Waſſerſtockwerke, ihre Entnahmemöglichkeit, Brauch⸗ 
barkeit und etwaige Verbeſſerungsbedürftigkeit feſt⸗ 
geſtellt worden. Der Maßſtab der Karte iſt 
1:100 000. | 

Die Sonderkartierung für den Einzelfall der Sied⸗ 
lungsanlage kann nach Art der Gemeindekartierung 
ausgeführt werden, welche wir ſeit zwei Jahren auf | 
Grund ſtaatlichen Auftrages in Danzig betreiben“). 
Es iſt eine geologiſche und bodenkundliche Aufnahme, 
für welche wir den Maßſtab 1:10 000 gewählt 
haben. Sie wird nicht nach Kartenformaten (Meß⸗ 
tiſchblatt uſw.), ſondern gemeindeweiſe durchgeführt, 


auch die Gemeinde zum Verwalter und Benutzer des 
Kartenwerkes beſtellt. Im ganzen werden von jeder 
Gemeindeflur 10 Karten aufgenommen, 4 geologiſche, 
6 bodenkundliche. Jeder dieſer beiden Reihen iſt 
ein wiſſenſchaftliches Hauptblatt vorangeſtellt, von 
welchem das geologiſche ſich der bewährten Auf⸗ 
nahme⸗ und Darſtellungsweiſe der Preußiſchen Geo⸗ 
logiſchen Landesanſtalt anſchließt, während das 
bodenkundliche neu geſchaffen werden mußte. Es 
enthält eine genaue Darſtellung der Bodenentſtehungs⸗ 
typen und des Bodenprofils, dazu in der Zeichen— 
erklärung auch die Bodennutzung und -eignung und 
die Einzelzahlen der Einheitswerte. Die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Angaben der beiden Karten ſind auf den 


drei bezw. fünf praktiſchen Blättern ſehr eingehend 


für den praktiſchen Gebrauch durchgearbeitet. Die 
drei geologiſchen ſind je eine Karte der nutzbaren 
Steine und Erden, des Baugrundes und der Waſſer— 
führung und ⸗Verſorgung, die fünf bodenkundlichen 
je eine der Entwäſſerung, Humus⸗, Kalk-, Kunſt⸗ 
düngung und Bodennutzbarkeit. Wir haben in ihnen 
alles zuſammengefaßt, was wir im Laufe von faſt 
zwei Jahrzehnten an praktiſch⸗geologiſchen und boden⸗ 
kundlichen Einzeldarſtellungen auf Karten entwickeln 
konnten. Bisher ſind fünf ſolcher Kartenwerke für 
Gemeinden mit etwa 15000 RM Geſamtkoſten 
durch E. Oſtendorff aufgenommen und durch 
E. Pauliſch kartographiert worden. Ein überſichts⸗ 
kartenwerk von Oſt⸗ und Weſtpreußen wie das be⸗ 
ſchriebene Danziger iſt im Maßſtabe 1:200 000 
während eines Jahres herzuſtellen. 

So zeigt dieſe kurze überſicht, daß die Methoden 
für die Mitarbeit des Geologen und Bodenkundigen 
bei der Landesplanung im Oſten entwickelt ſind. 
Sache der planenden und ausführenden Stellen iſt 
es nun, ſich ihrer zu bedienen. 


Siedlung und Landesplanung 


Landesoberbaurat Dr. Stephan Prager-Düſſeldorf 
verweiſt auf ſeinen Aufſatz „Siedlung und Landes: | 
planung“, Baugilde 32, Heft 7, aus dem wir mit 
Genehmigung der Schriftleitung folgende Ausführun⸗ 
gen entnehmen: 


Die Siedlungsentwicklung, vor allem in den Ge⸗ 
bieten, die noch eine Zuwanderung aus ungünſtigeren 
Gegenden aufnehmen können, wirft Probleme der 
Bodenverteilung und Flächennutzung auf, die weit 
über das Gebiet einer einzelnen Gemeinde hinaus⸗ 
gehen. Hier muß plan- und zielvolle Landesplanung 
einſetzen, die nicht jeden Quadratzoll Boden in ſeiner 
zukünftigen Nutzung definieren ſoll, die aber wohl 
das Gerüſt der verhältnismäßig ſtarren und für die 
Geſamtentwicklung doch ſo wichtigen Verkehrslinien 
in ſachkundiger und wirtſchaftlich einwandfreier Weiſe 


) Entworfen von E. Schrödter. 


) Die bodenkundliche Reihe iſt wiedergegeben in 
H. Stremm, Die Bodenkartierung. Handb. Bodenl. X. 
Berlin 1932. 


aus- und umgeſtalten ſoll. Die Entwicklung der 
einzelnen Siedlungskörper erfolgt dann zweckmäßig 
durch Aufſtellung von Bebauungsplänen von Fall 
zu Fall unter Anlehnung an die Forderungen der 
größeren Planung. Derartige Bebauungspläne 


werden ſich von den bisherigen durch die größere 


Landzuteilung je Grundſtück unterſcheiden und ſich 
mehr der Grundrißform der Gartenſtadt nähern im 


übrigen aber von den heutigen ſtädtebaulichen Grund⸗ 


ſätzen, die in der Forderung größtmöglicher Spar⸗ 
ſamkeit im Wegenetz ujw. gipfeln, nicht abweichen 
dürfen. 

Das äußere Ausſehen der Siedlungen wird in⸗ 
folge der gebotenen Einfachheit der Ausführung ſehr 
beſcheiden ſein, aber doch recht freundlichen Charakter 
tragen können. In der Konſtruktion iſt übertriebene 


Primitivität keine Sparſamkeit, und bei aller Be⸗ 


mühung, die Koſten niedrig zu halten, und den 
Siedler ſelbſt mit Hand anlegen zu laſſen, ſoll man 
doch Bauten von Dauerwert ſchaffen; nicht etwa in 
bölliger Ausſchaltung des Architekten und des Bau⸗ 
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gewerbes liegen Möglichkeiten in der Verbilligung, 
ſondern eher in zweckmäßiger Organiſation des 
Arbeitsvorganges. Nach Erkenntnis früheren zu 
aufwendigen Bauens ſoll man jetzt nicht in das 
andere Extrem verfallen. Der Mindeſtwohnraum 
wird ſo zu bemeſſen ſein, daß keine Zuſammen⸗ 
pferchung größerer Familien entſteht; die engliſchen 
Beiſpiele mit mehreren ſehr kleinen Schlafkammern 
(bis 5,9 qm herab) ſind auch hier beachtenswert 
und die Frage, ob man dieſe als „Schlafkojen 
bezeichnen ſoll oder nicht, iſt ein Streit um Worte. 
Werden ſo beſcheidenſte Löſungen in einwandfreier 
Weiſe geſchaffen, ſo iſt die Frage der Erweiterungs⸗ 
fähigkeit dieſer Häuſer nicht akut, denn die Siedler 
und wir alle mit ihnen müſſen und werden auf 
lange Zeit froh ſein, wenn ſie das ihnen jo zur 
Verfügung geſtellte Lebens- und Wohnungsniveau 
halten und erhalten können. Wohl aber hat dieſe | 
Frage für die Landarbeiterſtellen Bedeutung, die 


aus Zuhilfenahme von Erwerb in der Erntezeit zu 
vollen Bauernexiſtenzen mit entſprechender Ver⸗ 
größerung von Haus- und Grundbeſitz emporwachſen 
ſollen; für ſie iſt der häufig angewandte „Anfang“ 
einer Scheune mit Behelfswohnung, an die ſpäter 


das eigentliche Wohnhaus angeſetzt wird, ein 
Beiſpiel. 
In der ſo kurz umriſſenen Richtung werden 


Siedlung und Landesplanung uns den Weg für den 
Wiederaufſtieg bahnen müßen, und die der gegen⸗ 
wärtig in allen Teilen ſchwer darniederliegende 
deutſche Bauwirtſchaft wird dabei berufen ſein, in 
anderer Art als in früheren Kriſen, aber doch in 
gleicher geſundungfordernder Endwirkung den weſent⸗ 
lichſten Faktor bei der Herausführung des deutſchen 
Volkes aus der jetzigen Not zu bilden. Insbeſon⸗ 
dere wird auch die in Fluß befindliche Städtebau⸗ 
geſetzgebung dieſen Siedlungszielen und der Erleich⸗ 
terung der Weg zu ihnen angepaßt werden müſſen. 


Betrachtungen zu dem Problem „Landesplanung im Oſten“ 


von Stadtbaurat a. D. Dr.-Ing. Richter, rn der Weſtfäliſchen Planungsſtelle für Siedlungsweſen, 
ortmund 


Alle bisherigen Ausführungen über das Problem 
„Landesplanung im Oſten“ klingen dahin aus, daß 
bei dem zukünftigen Siedlungsaufbau auf Grund 
vorausſchauender Pläne vorgegangen werden muß. 
Offen iſt nur die Frage, wer denn nun eigentlich dieſe 
Landesplanung, dieſe Vorausſetzung geſunder frucht⸗ 
bringender Siedlungstätigkeit übernehmen ſoll. 
Zweifellos liegt hier ein rein öffentliches Intereſſe 
vor, das Staat und Gemeinden zu vertreten haben. 
In weſſen Händen ſoll die einheitliche Standort- 
planung liegen, die Dr. Pfannſchmidt in jeinem Auf- 
lat „Standortbedingungen der Oſtſiedlung“ verlangt? 
Auch das große Programm der Landesplanung, das 
Prof. Dr. Vetterlein in „Ziel und Vorausſetzung 
der Siedlungsarbeit“ nachdrücklichſt fordert, wickelt 
ſich nicht dadurch ab, daß jede Gemeinde, jeder Sied⸗ 
lungsträger nach eigenem Plan vorgeht. Wenn 
weiterhin Oberpräſident a. D. von Batocki die Not⸗ 
wendigkeit der induſtriellen Durchdringung als Vor⸗ 
ausſetzung der Intenſivierung des Siedlungsaufbaus 
des Oſtens betont, und Miniſterialdirektor a. D. 
Dr. Schneider eine großzügige Abſatzorganiſation 
als Vorbedingung für die Geſunderhaltung der oſt⸗ 
deutſchen Landwirtſchaft anſieht, dann muß man ſich 


vorhanden zu ſein. 


klar darüber ſein, daß die erſtrebte Rückwirkung auf 
den Siedlungsaufbau praktiſch nur dann erfolgen 
wird, wenn eine Stelle dieſe Forderungen vertritt 
und zielbewußt leitet, die den maßgebenden Einfluß 
auf die Gemeinden und die Siedlungsträger allgemein 
hat. In der Erkenntnis der Bedeutung der Über: | 
nahme dieſer Landesplanung verſagen aber nicht 
nur die berufenen Stellen, ſondern auch die Geſetz⸗ 
gebung. | 

Warum ſollen nach Paulſens Aufſatz „Woran 
ſcheiterten die Entwürfe zu einem Städtebaugeſetz?“ 
neue Eigentumsverhältniſſe geſchaffen werden? Über- | 


Organe erreichen jollte. 


trage man durch Reichsgeſetz geeigneten Organen 
die Landesplanung, dann werden wir genügend 
Kräfte ſich löſen ſehen, die das Siedlungsweſen im 


weſentlichen auch ohne Umſtellung unſerer heutigen 


Rechtsbegriffe zu fördern in der Lage ſind. Ju 
dieſem Punkt aber ſcheint nach der bisherigen Be- 
handlung des Entwurfs zu einem Reichsſtädtebau⸗ 
geſetz bei den beratenden Stellen gar kein Verſtändnis 
Wo iſt die Stelle, welche die 
kleinen Gemeinden, auf die es ja gerade bei dem 
zukünftigen Siedlungsaufbau ankommt, bei der Durch⸗ 
führung einer geſunden Siedlungsplanung betreut, 
fie berät, wenn bei den landwirtſchaftlichen Umle- 
gungen Fragen der Siedlung mitberückſichtigt werden 
müſſen, ihnen bei der wichtigen Bodenvorratswirt⸗ 
ſchaft durch verbilligende Maßnahmen wie Bauland⸗ 
umlegungen, bei Aufſtellung von Ortsgeſetzen, Polizei⸗ 
verordnungen uſw. hilft? Niemals war die Be— 
treuung der Gemeinden dringender und notwendiger 
als heute, da es gilt, das Land ſtärker in den 
Siedlungsaufbau hineinzuziehen, da wir uns auch 
die ungeheueren Schäden wirtſchaftlicher und kul— 
tureller Art, die mit der planloſen Siedlungstätig⸗ 
keit verbunden ſind, wirklich nicht leiſten können. 
Da es ſich hier durchweg um Aufgaben der Selbſt⸗ 
verwaltung handelt, welche die einzelnen Gemeinden 
nicht löſen können, iſt die übernahme dieſer Tätig⸗ 
keit durch den übergeordneten Kommunalverband 
eine Selbſtverſtändlichkeit. Es kommt bei der ver⸗ 
ſtärkten Notwendigkeit wirtſchaftlicher Ausnutzung 
der Kräfte in Preußen nur der Provinzialverband 
in Frage, falls man nicht die Schaffung beſonderer 
Bei der Provinz iſt dann 
gleichſam das ihren Gemeinden fehlende Bauamt 
für die Arbeiten auf dem Gebiet des Siedlungs⸗ 
weſens einzurichten. 
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Weit richtiger für die praktiſche Verwirklichung 
der neuen deutſchen Lebensform würde jedoch die 
Zuſammenfaſſung des geſamten Siedlungsweſens, 
der Planung und der Ausführung, in beſonderen 
Amtern ſein. Wie einer unſerer großen praktiſchen 
Förderer des Siedlungsweſens, Generaldirektor 
Nadolny, in ſeinem Aufſatz „Gedanken und Vor⸗ 
ſchläge zur Siedlungsreform“ (ſ. „Siedlung und 
Wirtſchaft“, Heft 8/1932) mit erfreulicher Klarheit | 
ausführt, find die Hemmungen infolge der Vielheit 
der Behörden und Giedlungsträger derart groß, 
daß die notwendige zukünftige große deutſche Sied⸗ 
lungsaufgabe nicht mit der erforderlichen Kraft ges | 
fördert werden kann. Wird dieſe in der Praxis 
ſo ſchmerzlich empfundene Schwäche in unſerem 
Siedlungsweſen durch Einſchaltung der provinziellen 
Organe beſeitigt? Es würde durch eine ſolche pro- 
vinzielle Tätigkeit lediglich die vorbereitende Tätig⸗ 
keit der Landesplanung geſichert; es iſt aber nicht 
von der Hand zu weiſen, daß ebenſo wichtig eine 
einheitliche und zielklare Durchführung des Siedelns 
ſelbſt iſt. Was iſt da natürlicher als Planung und 
Ausführung in eine Hand zu legen! Nadolny 
ſchlägt die Schaffung von Landesſiedlungsanſtalten 
vor, die zum Arbeitsgebiet des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums gehören ſollen und weiſt ihnen als 
Aufgabe zu: 

1. die Anterſuchung der wirtſchaftlichen und tech | 
niſchen Vorausſetzungen des Wohn- und Sied⸗ 
lungsweſens unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
hältniſſe des Arbeitsmarkts und der Ergebniſſe 
der Landesplanung; | 

2. a) die finanzielle und techniſche Betreuung des 

Kleinwohnungsbaues vorzugsweiſe in der 


denem Wohnen mitbeſtimmt; 


Form des Eigenheims ſowie der Förderung 
des Kleingartenweſens, 

b) die Förderung der Umſiedlung in vorſtädti⸗ 
ſche, halbländliche und ländliche Kleinſied⸗ 
lungen, 


c) die landwirtſchaftliche Siedlung mit dem 
Ziele, die landwirtſchaftliche Bevölkerung, 
einſchließlich der Landarbeiter ſeßhaft zu 
machen. 


Man ſollte dieſen Vorſchlag nicht wieder aus der 
Hand legen. Er zeigt in ſeinem ganzen Aufbau 
eine ſolch zwingende Zweckmäßigkeit und atmet 
ſolch praktiſchen Weitblick, daß alle verantwortlichen 
Stellen mit ganzer Kraft an ſeiner Verwirklichung 
arbeiten ſollten. Es iſt ja vor allem zu bedenken, 
daß es ſich hier um die Einrichtung produktiver 
Amter handelt, die unmittelbar auf eine zwed- 
mäßige ſparſame und volkswirtſchaftliche Leitung 
des Kapitals und auf eine Entlaſtung der öffent⸗ 
lichen Unterſtützung hinausläuft. Die Zuſammen⸗ 
faſſung von Planung und Ausführung im Siedlungs- 
weſen war niemals dringender als gerade jetzt, da 
Sparſamkeit in der öffentlichen Verwaltung ein Not- 
ruf geworden iſt. Der Weg zur Geſundung unſeres 
Volkes wird durch den Willen nach naturverbun- 
er drängt über die 
Auflockerung der Großſtädte nach der Hineinbeziehung 
des ganzen Landes, auch der kleinſten Siedlungs⸗ 
kerne, in den Siedlungsaufbau. Reich und Länder 
können und dürfen nicht tatenlos zuſehen, wie dieſer 
Prozeß durch Verſchwendung öffentlicher Mittel 
wachſend verteuert und bei der Ohnmacht der Ge— 
meinden verlangſamt wird. 


Amſchau 


Neue Siedlungspläne 


Am 10. 4. 32 fand unter dem Vorſitz des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters eine Beſprechung der an der land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlung beteiligten Reichsminiſter 
ſtatt. über das Ergebnis wird amtlich mitgeteilt: 


„Die Abwicklung der Oſthilfe mit ihrem großen 
Landanfall und gleichzeitig die Forderung breiter 
Kreiſe nach ländlicher Anſiedlung verlangen eine 
poſitive Löſung. Die Reichsregierung ſieht in einem 
großzügigen Siedlungswerk im Oſten eine ſchöpfe⸗ 
riſche Tat des Wiederaufbaues nach all den not⸗ 
wendigen, aber nur negativen Abwehrmaßnahmen 
zum Schutze von Staat und Wirtſchaft. So kann 
auch der gegenwärtige furchtbare Druck der Untätig⸗ 
keit und ſeeliſchen Zermürbung von unſerem Volk 
genommen werden. | 

Zwei Millionen Morgen Land, das troß aller 
Hilfsmaßnahmen den bisherigen Eigentümern nicht 
erhalten werden kann, ſoll zehntauſende neuer 
Siedler im deutſchen Oſten feſt verankern. Die 
Guts⸗ und Landarbeiter wie die Bauernſöhne des 
Oſtens, in der alten Heimat neu verwurzelt und 


mit neuem Blut aus dem überfluß der Landwirt⸗ 


ſchaft des Weſtens belebt, bilden einen feſten Wall 


zur Erhaltung deutſchen Weſens und deutſcher Kultur 
im deutſchen Oſten. Für Tauſende wird die hoffnungs⸗ 
loſe Erwerbsloſigkeit behoben, Handel und Gewerbe 
im Oſten können neu aufblühen. 

Trotz aller Nöte der Wirtſchaft und Schwierig⸗ 
keiten der Finanzen des Reiches iſt die Reichs⸗ 
regierung entſchloſſen, die erforderlichen Mittel bereit⸗ 
zuſtellen. Dieſe neue Siedlung wird aber im Gegen— 
ſatz zu den Siedlungen einer wirtſchaftlich günſtigeren 
Vergangenheit ſo einfach und ſparſam errichtet werden 
müſſen, daß ſie dem Siedler auch unter ungünſtigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen ein dauerndes Fort⸗ 
kommen bietet. Darum muß aber auch der neue 
Siedler auf alle überſteigerten Anſprüche verzichten. 
Nur das Notwendigſte an Einrichtungen und Ge- 
bäuden aus billigem bodenſtändigen Material, wo 
immer möglich aus Holz, kann ihm für den Anfang 
bereitgeſtellt werden. In umfaſſender Weiſe muß 
der Siedler ſelbſt am Aufbau mitwirken. 

Der Freiwillige Arbeitsdienſt muß weitgehende 
Hilfe leiſten. Neue Siedlungsformen müſſen ohne 
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bürokratiſche Hemmungen und Schematismus für 
dieſes Went gefunden werden. Die Bereitſchaft 
weiter Kreiſe zur Mitarbeit in allerlei Formen 5 
Gemeinſchaften und Bünden muß voll ausgewertet 
werden. Eine außergewöhnliche Zeit verlangt außer⸗ 
gewöhnliche Maßnahmen. 


Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Förderung 


dieſes Werkes ſind in Vorbereitung. Sofort nach 
Kiehn des Abe ſollen ſie im Kabinett ver⸗ 
abſchiedet werden.“ Wr: 
Die amtliche Verlautbarung hat in een 
kreiſen große Hoffnungen erweckt. Soll 9 0 
anfänglichen ſchleppenden Fortgang der länd > F 
Siedlung in der Tat 1932 noch ein größeres 17 E 
lungsprogramm durchgeführt werden als 1931? 


Die Erwartungen gegenüber der ländlichen Sied⸗ 
lung waren insbeſondere unter den erwerbsloſen 


i nwärtern in den letzten Jahren immer 
12 als die mit der Siedlungspraxis Ver⸗ 
trauten für richtig halten konnten.“) Da dies gerade 
in Regierungskreiſen nicht unbekannt ſein wird, 
muß dieſer amtlichen Nachricht eine ernſte Bedeutung 
beigemeſſen werden. Denn man kann nicht annehmen, 
daß die Regierung dazu beitragen will, in den Er⸗ 
werbsloſen unberechtigte Hoffnungen zu erwecken, 
nur um ſie in Atem zu halten. Für die praktiſche 
Durchführung des großen Reichsſiedlungsprogramms 
werden noch manche Vorausſetzungen zu ſchaffen ſein. 
Hier wollen wir nur einige der wichtigſten Fragen 
aufwerfen. 

Zu welchen Bedingungen ſollen dieſe „2 Milli⸗ 
onen Morgen Land“ der Siedlung zugeführt werden? 
Soll freies Angebot und freie Nachfrage den Preis 
beſtimmen? Soll demnach bei den der Siedlung 
zuzuführenden Betrieben das Sicherungsverfahren 
zunächſt aufgehoben werden? Soll die Zwangs⸗ 
verſteigerung das Mittel ſein, um bei übermäßig 
verſchuldeten Betrieben die nicht vorhandenen Vor⸗ 
ausſetzungen des Erwerbs zur Siedlung zu ſchaffen? 
Und wird es auf dieſem Wege möglich ſein, zwei 
Millionen Morgen ſiedlungsgeeignetes Land zu 
erwerben? Wäre dieſes Verfahren nicht zu lang⸗ 
wierig? Wie wird zur Vermeidung einer allge⸗ 
meinen Wirtſchaftsbelaſtung den ausgefallenen 
Gläubigern geholfen werden? Wird ſchließlich über⸗ 
haupt genug Land zur Ausführung eines jo groß⸗ 
zügigen Siedlungsplanes verfügbar gemacht werden 
können? 

Zehntauſende neuer Siedler ſollen im deutſchen 
Oſten feſt verankert werden? Werden aber Siedlungs⸗ 


anwärter in ſo großer Zahl ohne Umſchulung zur 


Übernahme der Wirtſchaft fähig ſein? Wird es 
ihnen gelingen, die notwendige Anzahlung aufzu⸗ 


bringen? Soll dies in weitem Maße durch Arbeit 


geſchehen? 
Wie wird aber bei dieſem Verfahren die geſamte 


Finanzierung durchgeführt werden können, ſelbſt 


J vgl. Freiherr von Gal, Induſtriearbeiter und land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlung“, Heft 2 der Flugſchr. d. Reichs⸗ 
ſtelle für Siedlerberatung. 


wenn die Gebäudekoſten weitgehendſt geſenkt werden? 
Werden für die Umſchulung und Unterverteilung 
der einzelnen Laſten auf einzelne Siedlungen weit⸗ 
gehende geſetzliche Ermächtigungen erlaſſen werden? 
Sollen die dann immer noch notwendigen Barmittel 
aus dem allgemeinen Steueraufkommen bereitgeſtellt 
werden? Wird, da dies kaum möglich ſcheint, die 
beabſichtigte Anleihe mit den genügenden Vorzügen 
ausgeſtattet ſein, um den ausreichenden Erfolg zu 
bringen? 

Wenn es auch gelingt, die ſachlichen Voraus: 
ſetzungen zu erfüllen, werden dann auch mit der 
notwendigen Eile die „neuen Siedlungsformen ohne 
bürokratiſche Hemmungen und Schematismus für 
dieſes Werk“ eingeführt werden? Wird das Ver⸗ 
fahren auch hinreichend vereinfacht werden? 

Noch viele Fragen gibt es, die in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange die Verantwortlichen mit Sorge er⸗ 
füllen mögen. Hier ſoll vor Erlaß der neuen Richt⸗ 
linien eine Stellungnahme vermieden werden. 


Neue Richtlinien zur vorſtädtiſchen 
Kleinſied tung 

Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung iſt nach den Richt: 
linien vom 7. 11. 31 auf die Großſtädte beſchränkt. 
Schon als die erſten Pläne der Reichsregierung über 
die Stadtrandſiedlung bekannt wurden, haben wir 
an dieſer Stelle die Forderung erhoben, die Stadt⸗ 
randſiedlung dürfe nicht zu einer Erweiterung der 
Großſtädte führen, ſondern ſei durch zielbewußte, 
der örtlichen Wirtſchaftslage gerechtwerdende Pla⸗ 
nungen mit dem flachen Lande organiſch zu ver⸗ 
binden (vgl. Siedlung und Wirtſchaft, Heft 2, S. 69). 
Dieſe Forderung it in Heft 4, ©. 117ff. eingehend 
begründet worden. Der arbeits- und bevölkerungs⸗ 
politiſche richtige Ausgleich zwiſchen Stadt und Land 
kann nicht durch eine Erweiterung der Großſtädte, 
ſondern durch eine Verpflanzung der Arbeitsloſen aus 
der Stadt herbeigeführt werden. „Die Neuſiedler ſollen 
auf billigem Acker Selbſtverſorger werden. Die Be- 
ſchäftigung in Induſtrie und Handwerk ſoll ihren 
Nebenberuf bilden. Wer dagegen in der Induſtrie 
heute noch ſeine Hauptbeſchäftigung finden kann, ſoll 
in der Großſtadt bleiben. Siedlung und Klein- 
ſiedlung wäre in dieſem Falle eine unnötige Kapital⸗ 
inveſtition. Ein Kleingarten am Stadtrande würde 
genügen, um den etwa vorhandenen Landhunger der 
Induſtriearbeiter zu ſtillen“ (vgl. a. a. O. S. 118). 
Dieſe Anſicht hat ſich jetzt in der Praxis nahezu 
durchgeſetzt. Die Großſtädte ſind vorſichtig in der 
Auslegung von Randſiedlungen geweſen. Das im 
Etat des Reichskommiſſars nur in geringem Umfange 
bereitgeſtellte Geld iſt nicht einmal im vollen Um: 
fange ausgenutzt worden. Der Reichskommiſſar für 
die vorſtädtiſche Kleinſiedlung hat darum den For⸗ 
derungen der Praxis Rechnung getragen und die 
Abänderung der Richtlinien in Ausſicht genommen. 

Für den zweiten Abſchnitt der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung und Bereitſtellung von Kleingärten für Er⸗ 
werbsloſe ſollen neue Richtlinien gelten, deren Ent⸗ 
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wurf im Reichsarbeitsminiſterium in der Sitzung 

vom 10. 5. 32 beraten wurde. Der Entwurf ſieht 

eine Anpaſſung der Richtlinien vom 7. 11. 31 gemäß 

der örtlichen Wirtſchaftslage vor. Ebenſo ſollen 

insbeſondere nicht nur die Großſtädte bei der vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung, ſondern auch die Landſtädte 
beteiligt werden. Zu dieſem Zwecke ſoll ein weiterer 
Spielraum für die Abgrenzung der Landbeigaben 
vorgeſehen werden. Dies iſt ſehr zu begrüßen, denn 
bei den Siedlerſtellen am Rande oſtdeutſcher Klein- 
ſtädte wird eine Landbeigabe von mehr als 500 qm 
zweckmäßig und erwünſcht ſein, weil wegen des 
Klimas und der kurzen Wachstumsperiode die in⸗ 
tenſive Landnutzung im Oſten nicht in dem Maße 
möglich iſt, wie es im Weſten der Fall iſt. Anderer⸗ 
ſeits iſt in der Nähe der Kleinſtädte der Erwerb 
einer größeren Landfläche eher möglich, da eine 
Wertſteigerung dieſer Ländereien in Verbindung mit 
Baumöglichkeiten regelmäßig nicht eingetreten iſt. 

Neu iſt in den Richtlinien, daß die urſprünglich 
auf RM 3000.— feſtgeſetzten Höchſtkoſten auf den 
Aufbau und die Einrichtung einer Stelle ausſchließ⸗ 
lich des Grunderwerbs mit Genehmigung der Landes- 
zentralbehörden oder der von ihnen zu bejtimmenden | 
Stelle bis zu 1000 RM überjchritten werden dürfen, 
wenn 

a) dies die Geländeaufſchließung oder der Beruf 
des Siedlers erfordert, 

b) die Aufbringung der Mehrkoſten ohne Erhöhung 
des Reichsdarlehns geſichert iſt, 

c) die monatliche Geſamtbelaſtung des Siedlers 
trotz der Erhöhung RM 24.— nicht überſteigt. 

Bei kinderreichen Familien kann in dieſen Fällen 
das Reichsdarlehn um RM 500.— erhöht werden. 
Um die Beſchaffung fremder Geldmittel zu erleichtern, 
wird das Reich dieſen auf Antrag der dinglichen 
Belaſtung den Vorrang einräumen. 

Die weſentlichſte Anderung der Verfahrensbeſtim⸗ 
mungen iſt, daß die in Ziffer B 1 der bisherigen 
Richtlinien vorgeſehene Bürgſchaft der Länder, Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände bei Übertragung 
der Trägerſchaft an Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen u. dergl. weg⸗ 
fallen kann, wenn die Landeszentralbehörde oder 
die von ihr beſtimmten Stellen beſcheinigen, daß 
die zum Träger beſtimmte Geſellſchaft eine aus⸗ 
reichende Gewähr für die Erfüllung der übernom⸗ 
menen Verpflichtungen bietet. Die Entſcheidung 
über dieſen Antrag hat ſich der Herr Reichskommiſſar 
für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung vorbehalten. 

Neu iſt auch die Vorſchrift, daß die Träger 
gemäß Ziff.! Bb berechtet find, das Reichsdahrlehn 
ganz oder teilweiſe an einzelne Siedler oder rechts 
fähige Siedlergemeinſchaften weiter zu geben, die 
Eigentümer geeigneter Siedlungsgrundſtücke ſind 
oder über ein Erbbaurecht an ihnen mindeſtens für 
die Tilgungsdauer des Reichsdarlehns verfügen. | 
Es iſt ſehr zu wünſchen, daß dieſe Weitergabe des 
Reichsdarlehns ſich in der Praxis auch auf die Fälle 
erſtreckt, in denen die Siedler nachweislich auch ohne 


Inanſpruchnahme von Reichsmitteln das erforderliche 
Land erwerben können, denn im anderen Falle 
könnten ſich die Siedler im Hinblick auf die Mög⸗ 
lichkeit eines eigenen Reichsdarlehns zum Land⸗ 
erwerb verleiten laſſen. Es entſtünden dann 
Schwierigkeiten, wenn ihr Antrag aus unvorher⸗ 
geſehenen Gründen abgelehnt werden müßte. 

Dieſe Neuordnung bedeutet für die Stadtrand- 
ſiedlung eine erhebliche Erweiterung des Aufgaben- 
kreiſes. In den Kleinſtädten iſt noch Wohnungs⸗ 
frage vorhanden. Bei der wachſenden Stadt-Land 
Bewegung wird dieſe Nachfrage noch größer. Darum 
muß die „Landſtadt“ zur bevorzugten Stätte der 
Stadtrandſiedlung werden. Die Bedenken gegen die 
Stadtrandſiedlung beſtehen hier nicht. Die bei den 
Kleinſtädten zur Anſiedlung kommenden Erwerbs- 
loſen ſtammen durchweg vom Lande. Sie ſind an 
Landarbeit gewöhnt. Die Kurzarbeit, die durch 
die Stadtrandſiedlung erleichtert und in vielen 
Fällen erſt ermöglichen ſoll, läßt ſich in kleineren 
Städten wegen der geringeren Entfernung der 
Arbeitsſtätte beſſer durchführen als in Großſtädten. 
Die Kleinſtädte haben auch billigeres Land zur 
Durchführung der Randſiedlung. Sie verfügen zum 
großen Teil über eigenen Waldbeſitz und über 
Ziegeleien. Sie können demnach die Unkoſten der 
Bauten auf das größtmöglichſte Maß ſenken, da 
neben dem Materialaufwand der größte Unkoſten⸗ 
faktor „Arbeit“ von den Wohlfahrtserwerbsloſen 
ohne beſondere Vergütung geleiſtet und aus der 
Geſamtrechnung ausgeſchaltet werden ſoll. Das 
Verfahren bei der Randſiedlung der Kleinſtädte 
wird ſich anders geſtalten als das bisherige Ver⸗ 
fahren. Die einzelnen Gemeinden werden in den 
meiſten Fällen die Durchführung nicht ſelbſt über⸗ 
nehmen wollen und können. 

Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und gemein⸗ 
nützigen Siedlungsunternehmen werden daher im 
Rahmen des ihnen eigenen Aufgabenkreiſes, den be- 
völkerungspolitiſch⸗richtigen Ausgleich zwiſchen Stadt 
und Land herbeizuführen, ein geeignetes und zeit⸗ 
gemäßes Hilfsmittel für ihre wohnungspolitiſchen 
Beſtrebungen haben. Durch die Beratung der Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften wird vermieden, daß ein⸗ 
zelne Gemeinden die Stadtrandſiedlung für ihre 
Sonderintereſſen ohne Rückſicht auf dieſe arbeits⸗ 
und bevölkerungspolitiſche Belange verwerten. Erſt 
die neuen Richtlinien und Ausführungsbeſtimmungen 
werden es möglich machen, daß die Stadtrandſied⸗ 
lung im Rahmen einer einheitlichen Stadt⸗ und 
Landesplanung zur Erzielung eines wirtſchafts⸗ 
politiſch geſunden Siedlungserfolges eingereiht wird. 


Erweiterung des Freiwilligen 
Arbeitsdienſtes 
Der Freiwillige Arbeitsdienſt hat im erſten Halb⸗ 
jahr nach ſeiner Einführung eine Entwicklung ge⸗ 
nommen, die eine weitere Ausdehnung rechtfertigt. 
Bis Ende Februar 1932 ſind im Reiche nach der 
von Oberregierungsrat Dr. von Funde im Reichs⸗ 
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arbeitsblatt I, S. 126 ff. gegebenen berſicht ins⸗ 
gejamt 1127 Maßnahmen des Freiwilligen Arbeits- 
dienſtes mit einer Beſchäftigungszahl von 33 045 Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen von den Landesarbeitsämtern an⸗ 
erkannt worden. 

Von den geförderten Maßnahmen entfallen 43 v. H. 
auf Arbeiten zur Hebung von Volksgeſundheit, alſo 
auf den Aus- und Neubau von Sportplätzen, Er⸗ 
holungsſtätten, Jugendherbergen, Schwimmanſtalten 
uſw., 17,6 v. H. aller Maßnahmen ſind Bodenver⸗ 
beſſerungsarbeiten wie z. B. Kultivierung von Od⸗ 
land, Rodung von Waldflächen, Entwäſſerung von 
Kulturland. 12,8 v. H. entfallen auf die Verkehrs⸗ 
verbeſſerungsarbeiten, 6,6 v. 9. auf die Maßnahmen 
zur Herrichtung von Siedlungs- und Kleingartenland 
(insgeſamt 75 Arbeiten). Von den Maßnahmen 
der Siedlung entfallen etwa die Hälfte auf die länd⸗ 
liche Siedlung der Oſtprovinzen und von Nieder⸗ | 
ſachſen. Die anderen Arbeiten verteilen ſich im 
weſentlichen auf intenſiv gärtneriſche Siedlungen 
des Rheinlandes und die vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
in Weſtfalen und Südweſtdeutſchland. Der Reſt 
von 189 Arbeiten entfällt auf „Sonſtige Maßnahmen“ 
wie z. B. Winterhilfe und allgemeine Wohlfahrts⸗ 
pflege. „Träger der Arbeit“ ſind in 36,8 v. H. aller 
Fälle öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften, in 7,1 v. H. 
öffentlich⸗rechtliche in Zuſammenarbeit mit privaten 
Genoſſenſchaften, in 4,7 v. H. öffentliche und private 
Bau- und Siedlungsunternehmer, in 13,5 v. H. kon⸗ 
fejfionelle und charitative Organe. Als Träger des 
Dienſtes erſcheinen in 51,4 v. H. Turn- und Sport⸗ 
vereine ſowie Kirchen und Charitasverbände, in 23,6 
öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften, in 19 v. H. Sonder⸗ 
bünde zur Förderung des Arbeitsdienſtgedankens, 
Techniſche Nothilfe, Kameradſchaften, Wehr⸗ und 
ähnliche Verbände, in geringem Umfange ſchließlich 
Siedlungs- und Kleingartenunternehmungen ſowie 
Meliorationsgenoſſenſchaften, die Gruppen von Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen aus den Kreiſen ihrer eigenen 
arbeitsloſen Mitglieder zuſammenſtellen. 

Die Zahl der bei den einzelnen Arbeiten beſchäf—⸗ 
tigten Arbeitsdienſtwilligen ſchwankt nach den Er⸗ 
hebungen von Dr. von Funcke zwiſchen 10 und 600. 
Die Zahl der geleiſteten Tagewerke beträgt von 
Auguſt bis Januar 458 874. Der Arbeitseifer wird 
als vorbildlich, die Arbeitsleiſtung als günſtig be= 
zeichnet. Ein Vergleich dieſer Ziffern mit der gewaltigen 
Arbeitsloſenzahl läßt zwar noch nicht auf eine große 
Bedeutung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes im Wirt⸗ 
ſchaftsleben ſchließen. Auch das Ergebnis der einzelnen 
Arbeiten wirkt ſich finanziell nach den Erfahrungen 
nicht immer günſtig aus, da die Arbeitsleiſtung der 
arbeitswilligen, aber arbeitsungewohnten Jugend— 
lichen meiſt zu 30, im Anfange der Maßnahme ſo⸗ 
gar bis zu 50% hinter der Arbeitsleiſtung einge- 
arbeiteter Kräfte zurückbleibt. Die geſamten Er⸗ 
fahrungen, ſoweit ſie insbeſondere die ſozialpolitiſche 


und arbeitspädagogiſche Bedeutung der freiwilligen 
Arbeit betreffen, rechtfertigen aber nicht nur die 
Fortſetzung, ſondern eine weitgehende Erweiterung | 


des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, denn die verhältnis⸗ 
mäßig geringe Außdehnung des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes und die bisherigen Mängel ſind nicht auf 
einen grundſätzlichen Fehler des Gedankens zurückzu⸗ 
führen, ſondern auf die Mängel der Organiſation 
und der geſetzlichen Vorſchriften. 

In der Organiſation des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes mußten zunächſt Erfahrungen gemacht werden. 
Dies gilt im gleichen Maße für die Zuſammenſtellung 
der Gruppen und für die Durchführung der Arbeiten. 
In beiden Fällen fehlte bisher die einheitliche Führung. 
Die Zuſammenſtellung der Gruppen iſt Aufgabe des 
Trägers des Dienſtes. Dieſe Aufgabe iſt nicht ein- 
fach, da es ſich um die Durchſetzung eines neuen, 
durch komplizierte und unzureichende Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen eingeführten Gedankens gegenüber erheb- 
lichen Widerſtänden der Gewerkſchaften und Unter⸗ 
nehmer handelt. Die Vereinigungen, die die Zu⸗ 
ſammenſtellung der Gruppen übernehmen, können 
dieſe Aufgaben oft nur mit ganz großen Schwierig⸗ 
keiten, oft wegen mangelnder Erfahrung überhaupt 
nicht löſen. Darum hat es ſich jetzt als notwendig 
erwieſen, daß die am Freiwilligen Arbeitsdienſt 
intereſſierten Verbände ſich zu einer Vereinigung 
zuſammenſchloſſen, die als Träger des Dienſtes auf- 
treten und Träger der Arbeit und andere Träger 
des Dienſtes beraten ſoll. Dieſe Vereinigungen 
haben den Namen „Heimatwerk“ erhalten. Die erſte 
Gründung iſt ein Zuſammenſchluß von Verbänden 
Südweſtdeutſchlands. Dann wurden „Heimatwerk 
Heſſen“ und „Heimatwerk Oſtpreußen“ (vgl. Siedlung 
und Wirtſchaft Heft 8, S. 320) gegründet. Dieſe 
Vereinigungen erſtreben nicht eine Monopolſtellung 
als Träger des Dienſtes, ſondern ſie wollen in un⸗ 
eigennütziger Weiſe der Förderung des Gedankens 
dienen und auch andere Träger beraten. Bei dieſer 
Zuſammenfaſſung ſollen in jedem Bezirk auf ſchnellſtem 
Wege die notwendigen Erfahrungen geſammelt und 
für alle Beteiligten nutzbar gemacht werden. 

Die Vorausſetzung für die Erweiterung des Frei- 
willigen Arbeitsdienſtes iſt die in dieſer Zeitſchrift 
ſchon wiederholt geforderte Abänderung der geſetz— 
lichen Vorſchriften. Nach den in der Preſſe bekannt⸗ 
gegebenen Mitteilungen über die Beratungen des 
Reichskabinetts wird die ſchon lange erwartete Ver⸗ 
ordnung zum Freiwilligen Arbeitsdienſt in nächſter 
Zeit erlaſſen werden. Der Entwurf der Veordnung 
iſt bereits fertiggeſtellt. Die weſentlichen Beſtimmungen 
betreffen die Erweiterung des Perſonenkreiſes. Ver⸗ 
längerung der Förderungsfriſt und die damit ver⸗ 
bundene Vereinfachung des Verfahrens. So ſind vor 
allem für den Freiwilligen Arbeitsdienſt auf dem 
Gebiete der ländlichen Siedlung Erleichterungen 
geſchaffen worden. Nach dieſen dürften die Arbeiten 
der ländlichen Siedlung, die ſchon nach Teil IV Kap. 2 
§ 4 der Notverordnung vom 6. 10. 1931 als „ge⸗ 
meinnützig und zuſätzlich“ anerkannt worden ſind, 
ohne die bisher übliche langwierige Nachprüfung 
als förderungswürdig anerkannt werden. Da auch 
die Förderungsberechtigung der einzelnen Arbeits⸗ 
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dienſtwilligen nicht mehr im komplizierten Verfahren wiegend der Errichtung von Ein- und Zweifamilien⸗ 
nachgeprüft zu werden braucht, ſondern grundſätzlich Kleinhäuſern mit Gartenland dienen mit dem Ziel, 
für alle Jugendlichen unter 25 Jahren anerkannt die Abwanderung von dem Lande zu beſchränken 
werden ſoll, iſt die beabſichtigte Verordnung als und die Abwanderung aus den Städten zu ſtärken“ 
ein weſentliches Mittel für die Erweiterung des ($ 3 d. WO.). 


Freiwilligen Arbeitsdienſtes und Vereinfachung des Dies iſt eine ganz weſentliche Verbeſſerung gegen⸗ 
Verfahrens zu begrüßen. D N über den Vorſchriften über die Unterjtügung des 
Zur Gründung der Preußiſchen Wohnungsbaues durch Hauszinsſteuerdarlehn. Mit 
3 Pen Ar an | dieſen Mitteln wurden Wohnungen (oft Mietkaſernen) 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat auf Grund gefördert, die heute oft von Mietern bewohnt werden, 
per e es e ee die zahlungskräftig jind und der öffentlichen Anter⸗ 
der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom ſtützung nicht bedürfen Die Reformbeſtrebungen 
24. Auguſt 1931 durch Verordnung vom 4. 5. 32 der Abkehr vom Mietkaſernenbau und der Auf⸗ 
(GS. 175) die „Preußiſche Wohnungskreditanſtalt“ lockerung der Städte durch Pflege des Eigenheimes 
errichtet. Das neue Bankinſtitut iſt eine gemein⸗ hatten darum erſt ul den letzten Jahren de 
nützige Körperſchaft des öffentlichen Rechts mit dem praktiſche Erfolge. Die Preußiſche Wohnungskredit⸗ 


Sitze in Berlin. anſtalt wird weſentlich zur Vergrößerung dieſer 
Die wichtigſten Aufgaben der Preußiſchen Woh⸗ Erfolge beitragen können. 5 N 
nungskreditanſtalt ſind die Verwaltung der Haus⸗ Die aus der Verwaltung der Hauszinsſteuermittel 


zinsſteuerhypotheken, die aus dem ſtaatlichen Haus- aufkommenden Zins-, Tilgungs⸗ und Rückzahlungs⸗ 
zinsſteueranteil für die Bautätigkeit ſtammen, und beträge ſollen nach § 2 der Verordnung an die 
die Förderung des Kleinwohnungsbaues durch Ge⸗ —Staatskaſſe abgeführt werden. Dieſe Beſtimmung 
währung oder Verſtärkung des zweitſtelligen Grund⸗ ſcheint uns nur eine haushaltstechniſche Vorſchrift 
kredits (vgl. Geſetzesteil, S 2 und § 3 d. VO.) zu ſein, denn nach der Novelle zum Geſetz über 
Das Grundkapital der Wohnungskreditanſtalt bes den Geldentwertungsausgleich vom 10. 3.30 (RG Bl. 
ſteht aus der Stammeinlage des Preußiſchen Staates I 91) find die Rückflüſſe aus den Hauszinsſteuer⸗ 
und aus Einlagen, mit denen ſich das Reich oder mitteln zur „Förderung des Wohnungsbaues und 
andere Körperſchaften des öffentlichen Rechts be- derländlichen Siedlung im vollen Umfange auch weiter- 
teiligen. Die Stammeinlage des Preußiſchen Staates hin zu verwenden“. Nur ein Reichsgeſetz kann eine 
beträgt 10 Millionen Reichsmark. Die Erhöhung Anderung beſtimmen. Es wird daher praktiſch ſo 
des Grundkapitals kann durch die Satzung beſtimmt zu verfahren ſein, daß die im Etat für die Wohn⸗ 
werden. Die Gründung der Preußiſchen Wohnungs⸗ bauförderung bereitgeſtellten Mittel, ſoweit ſie Rück⸗ 
kreditanſtalt enſtpricht einer ſeit mehreren Jahren er⸗ flüſſe aus Hauszinsſteuermitteln find, gleich bei der 
hobenen Forderung von Vertretern des Realkredits Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt zur Erfüllung 
und der Wohnungswirtſchaftk). Die Beſchaffung der ihrer Aufgaben verbleiben, ohne daß dabei die in 
zweitſtelligen Hypotheken für den Kleinwohnungsbau 82 der Verordnung vorgeſehene Abrechnung weg⸗ 
iſt ohne die öffentliche Bürgſchaft nicht möglich. Es zufallen braucht. Jedenfalls wäre die Hauptaufgabe 
war zwar ſeit dem Erlaß des Reichsgeſetzes vom der Wohnungskreditanſtalt, „zur Förderung des Klein⸗ 
10. 6. 14 vorgeſehen, die öffentliche Bürgſchaft für | wohnungsbaues und Gründung von Siedlungen 
einen beſchränkten Perſonenkreis zu übernehmen. Es zweitſtelligen in der Hauptſache nicht landwirtſchaft⸗ 
handelt ſich dabei um Wohnbauten, die für Reichs- lichen Grundkredit zu gewähren und zu gewährleiſten“, 
und Militärbedienſtete, für Kriegsbeſchädigte und ohne die Bereitſtellung von ausreichenden Mitteln 
Witwen der Gefallenen beſtimmt waren. Dieſe bei der gegenwärtigen Lage des Kapitalmarktes 
Beſchränkung iſt fortgefallen. Anſtelle der Perſonal⸗ nicht zu löſen. 
privilegien ſind allgemeine Sachprivilegien getreten. Die Ausführungsvorſchriften der Verordnung 
„Der zweitſtellige Grundkredit muß nämlich über⸗ werden in nächſter Zeit erlaſſen werden. Dr. F. N. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


RdErl. d. MfHuG. u. MfV. v. 18. 3. 1932, Der Reichsarbeitsminiſter Berlin, den 14. 3. 1932. 
betr. Gewerbeaufſicht bei Bauten | VI. Nr. 2225/32 Wo. 

— MiHuG. Ille 1033 Kr., MfV. II 2502/29. 2. — An ſämtliche Landesregierungen — Wohnungs- 

abgedr. VMBl. Sp. 298. reſſorts —. 

In dem Erlaß ſind die Gewerbeaufſichtsbeamten Inſtandſetzung von Altwohnungen. 
angewieſen, ſich der Beaufſichtigung wichtiger Bau⸗ In dem Erlaſſe iſt der Wunſch ausgeſprochen, 
arbeiten mehr als bisher anzunehmen. daß ein Teilbetrag der Hauszinsſteuermittel von 

Die übrigen Ausführungen betreffen Abgrenzung den Ländern für Inſtandſetzung zur Verfügung 
der Zuſtändigkeiten. geſtellt wird. Es ſoll ſich aber lediglich um die 

*) Vgl.Neumann, „Neue Wege der Wohnungswirtchaft“, Durchführung großer Inſtandſetzungsarbeiten im 
S. 36 ff. und das dort genannte Schrifttum. Sinne von $ 5 des Reichsmietengeſetzes handeln. 
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Am dem Hausbeſitz einen Anreiz zur Vornahme 
größerer Arbeiten zu geben, kann die Verzinſung 
und die Tilgung der Inſtandsſetzungsdarlehen durch 
völligen oder teilweiſen Erlaß der Hauszinsſteuer 
erleichtert werden. Ein beſonderes Verfahren iſt 
vorgeſehen. (RArbBl. 1932 Nr. 12) 


(Nr. 137 42) Verordnung über die Preußiſche 
Wohnungskreditanſtalt. Vom 4. Mai 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
zur Sicherung der Haushalte von Ländern und Ge⸗ 
meinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) wird folgendes verordnet: 

See / 

Unter dem Namen „Preußiſche Wohnungskredit⸗ 
anſtalt“ wird eine gemeinnützige Körperſchaft des 
öffentlichen Rechtes mit dem Sitze in Berlin errichtet. 


§ 2. 

Die Verwaltung der Hauszinsſteuerhypotheken, 
die aus dem ſtaatlichen Hauszinsſteueranteile für 
die Bautätigkeit ſtammen und bisher von den Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbänden) treuhänderiſch ver⸗ 
waltet wurden, wird der Wohnungskreditanſtalt 
übertragen. Der Auftrag zur treuhänderiſchen Ver⸗ 
waltung dieſer Hauszinsſteuerhypotheken durch die 
Gemeinden (Gemeindeverbände) wird widerrufen. 
Die näheren Beſtimmungen über die Überleitung 
dieſer Hauszinsſteuerhypotheken an die Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt und ihre Verwaltung durch die Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt treffen die zuſtändigen Miniſter. Die 
aufkommenden Zins⸗, Tilgungs⸗ und Rückzahlungs⸗ 
beträge ſind von der Wohnungskreditanſtalt unter 
gleichzeitiger Vorlage einer Rechnung nach Abzug 
eines von den zuſtändigen Miniſtern zu beſtimmenden 
Verwaltungskoſtenbeitrags an die Staatskaſſe abzu⸗ 


führen. 8 3 


(1) Die Wohnungskreditanſtalt hat die Aufgabe, 
zur Förderung des Kleinwohnungsbaues und der 
Gründung von Siedlungen zweitſtelligen, in der Haupt⸗ 
ſache nicht landwirtſchaftlichen Grundkredit zu gewähren 
oder zu gewährleiſten. Der zweitſtellige Grundkredit 
muß überwiegend der Errichtung von Ein- und Zwei⸗ 
familien⸗Kleinhäuſern mit Gartenland dienen mit dem 
Ziele, die Abwanderung vom Lande zu beſchränken 
und die Abwanderung aus den Städten zu ſtärken. 

(2) Die Wohnungskreditanſtalt darf zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe (Abſ. 1): 

a) langfriſtige, ſeitens des Gläubigers unkündbare 
Darlehen aufnehmen. Die zuſtändigen Miniſters 
können in Einzelfällen Ausnahmen genehmigen; 

b) Bürgſchaften für zweitſtelligen Grundkredit über⸗ 
nehmen; 

c) ſich an Unternehmungen zur Beſchaffung von 
Grundkredit insgeſamt mit höchſtens 10 vom 
Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen 

Rücklage beteiligen. 

(3) Zur Deckung von Ausfällen aus den Darlehen 
der Wohnungskreditanſtalt, die nicht vom Preußiſchen 
Staate aufgenommen ſind, ſowie aus den Bürgſchafts⸗ 


verpflichtungen iſt der Wohnungskreditanſtalt vom 
Preußiſchen Staate ein Bürgſchaftsſicherungsfonds 
zu überweiſen. Der Bürgſchaftsſicherungsfonds iſt 
geſondert von dem übrigen Vermögen der Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt zu verwalten. Die Beträge des Bürg⸗ 
ſchaftsſicherungsfonds ſind liquide, insbeſondere in 
Preußiſchen Schatzanweiſungen, anzulegen. Dem 
Bürgſchaftsſicherungsfonds wachſen die aus ſeiner 
Verwaltung aufkommenden Einnahmen zu. 

(4) Die aufzunehmenden Darlehen, ſoweit ſie nicht 
der Wohnungskreditanſtalt vom Preußiſchen Staate 
gewährt werden, und die Bürgſchaftsverpflichtungen 
dürfen insgeſamt das Fünfzehnfache des jeweils ver⸗ 
fügbaren Bürgſchaftsſicherungsfonds nicht überſteigen. 

(5) Durch die Satzung kann beſtimmt werden, 
daß der Wohnungskreditanſtalt weitere Aufgaben 
übertragen werden. 


§ 4. 

(1) Verfügbares Geld darf die Wohnungskredit⸗ 
anſtalt durch Anlegung bei geeigneten Kreditinſtituten, 
insbeſondere bei der Preußiſchen Staatsbank, Preußi⸗ 
ſchen Landespfandbriefanſtaltund Preußiſchen Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe, durch Ankauf ſolcher Wechſel und 
Wertpapiere, welche nach den Vorſchriften des Bank⸗ 
geſetzes vom 30. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. II 
S. 235) angekauft werden können, nutzbar machen. 

(2) Der Erwerb von Grundſtücken und Erbbau⸗ 
rechten iſt der Wohnungskreditanſtalt zur Verhütung 
von Verluſten an den von ihr gewährten oder ver⸗ 
bürgten Darlehen oder an den ihr zur Verwaltung 
übertragenen Mitteln geſtattet. 

(3) Der Wohnungskreditanſtalt können ſonſtige 
mit der Finanzierung von Kleinwohnungsbauten und 
Siedlungen in Verbindung ſtehende Aufgaben für 
fremde Rechnung durch die zuſtändigen Miniſter 
übertragen werden. 


§ 5. 

Für die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der 
Wohnungskreditanſtalt aus ihren aufgenommenen 
Darlehen und aus ihren Bürgſchaftsverpflichtungen 
erwachſen, haftet der Preußiſche Staat gegenüber 
den Gläubigern der Wohnungskreditanſtalt wie ein 
Bürge. 


§ 6. 
(1) Das Grundkapital der Wohnungskreditanſtalt 
beſteht: 
a) aus der für die Zeit ihres Beſtehens gewährten 
Stammeinlage des Preußiſchen Staates F 
b) aus denjenigen Stammeinlagen, mit denen ſich 
das Reich oder andere Körperſchaften oder 
Anſtalten des öffentlichen Rechtes beteiligen. 
(2) Die Stammeinlage des Preußiſchen Staates 
beträgt 10 Millionen Reichsmark. 
(3) Eine Erhöhung des Grundkapitals kann durch 
die Satzung beſtimmt werden. 
(4) Der Gewinnanteil darf höchſtens 5 vom Hundert 


SET: 
Zur Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden 
Verluſtes iſt eine Rücklage zu bilden. Dieſer werden 


betragen. 
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vom Preußiſchen Staate fünf Millionen Reichsmark 
überwieſen. 
§ 8. 

(1) Organe der Wohnungskreditanſtalt ſind der 
Vorſtand, der Verwaltungsrat und die Hauptver⸗ 
ſammlung. Ein Vorſtandsmitglied muß zum Richter⸗ 
amt befähigt ſein. 

(2) Die Wohnungskreditanſtalt ſteht unter der 
Aufſicht des Miniſters für Volkswohlfahrt und des 
Finanzminiſters. 

(3) Für die überwachung der laufenden Geſchäfts⸗ 
führung kann durch die zuſtändigen Miniſter ein 
beſonderer Staatskommiſſar beſtellt werden. | 

89. | 

(1) Die hauptamtlichen Vorſtandsmitglieder der 
Wohnungskreditanſtalt ſind als mittelbare preußiſche 
Staatsbeamte anzuſtellen. Ihre Anſtellung erfolgt 
auf Zeit und bedarf der Beſtätigung durch die zu⸗ 
ſtändigen Miniſter. Ihre Dienſtbezüge werden in 
Anlehnung an die jeweiligen Dienſtbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten geregelt. Der Vorſtand 
hat die Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde. | 

(2) Dienſtvorgeſetzte im Sinne der Beamten | 
dienſtſtrafordnung vom 27. Januar 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 59) für diejenigen Vorſtandsmitglieder, 
die mittelbare preußiſche Staatsbeamte ſind, ſind 
der Miniſter für Volkswohlfahrt und der Finanz⸗ 
miniſter. Dienſtvorgeſetzter der nicht zum Vorſtand 
gehörigen Beamten iſt der Vorſtand. 

(3) Die Geſchäfte der Wohnungskreditanſtalt 
werden von dem Vorſtande geführt. Innerhalb 
dieſes Geſchäftsbereichs vertritt er die Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt gerichtlich und außergerichtlich. Die 
innerhalb des Geſchäftskreiſes der Wohnungskredit⸗ 
anſtalt unter Beidrückung des Siegels nach Maß⸗ 
gabe der Satzung ausgeſtellten Urkunden haben die 
Eigenſchaften öffentlicher Urkunden. 

(4) Defektenbeſchlüſſe des Vorſtandes ſind ohne 
weiteres vollſtreckbar. 


| 


§ 10. 

(1) Die preußiſchen Staatsbeamten, die etwa in 
den Dienſt der Wohnungskreditanſtalt übernommen 
werden, können aus dem Staatsbeamtenverhältnis 
ausſcheiden. Ihre zur Zeit des Ausſcheidens aus 
dem Beamtenverhältnis erworbenen Anſprüche auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge bleiben 
gewahrt. 

(2) Der Anſpruch auf Ruhegehalt wird fällig, 
ſobald der von der Wohnungskreditanſtalt über⸗ 
nommene Beamte nach Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres oder infolge dauernder Berufsunfähigkeit 
aus dem Dienſte der Wohnungskreditanſtalt aus⸗ 
ſcheidet. Iſt ihm das Dienſtverhältnis von der 
Wohnungskreditanſtalt gekündigt, ohne daß ein Grund 
vorliegt, der nach Beamtenrecht die Dienſtentlaſſung 
rechtfertigen würde, ſo tritt die Fälligkeit mit dem 
Zeitpunkt ein, zu dem die Wohnungskreditanſtalt 
die Gehaltszahlung einſtellt. Scheidet er, ohne 
dauernd berufsunfähig zu ſein, vor Vollendung des 
65. Lebensjahres aus eigener Entſchließung aus dem 


Dienſte der Wohnungskreditanſtalt aus, weil ihm 
die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht zuge⸗ 
mutet werden kann, ſo tritt die Fälligkeit ein, ſo⸗ 
bald er das 65. Lebensjahr vollendet oder dauernd 
berufsunfähig wird oder beſchäftigungslos iſt; bei 
Beſchäftigungsloſigkeit ruht der Anſpruch, ſolange 
und ſoweit der übernommene Beamte ſchuldhaft 
keine Beſchäftigung findet, die ihm nach ſeiner 
früheren Beamtenſtellung zugemutet werden kann. 
Der Anſpruch ruht auch, ſolange und ſoweit die 
Befriedigung des Anſpruchs von der Mohnungs- 
kreditanſtalt übernommen wird. 

(3) Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der 


vorgeſetzten Behörde über das Beſtehen des Ver⸗ 


ſorgungsanſpruchs nicht gebunden. 


§ 11. 
Die Rechtsverhältniſſe der Wohnungskreditanſtalt 


werden innerhalb der Vorſchriften dieſes Geſetzes 


durch die Satzung beſtimmt. Die erſte Satzung wird 
vom Staatsminiſterium erlaſſen. Über Satzungs⸗ 
änderungen beſchließt die Hauptverſammlung. 
Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der 
zuſtändigen Miniſter. Die Satzung und ihre Ande— 
rungen ſind jeweils in der Preußiſchen Geſetzſamm— 
lung zu veröffentlichen. 
§ 12. 

Steuern und Gebühren, die aus Anlaß der liber- 
tragung der Hypotheken auf die Wohnungskredit⸗ 
anſtalt gemäß § 2 für die erforderlichen Beurkun⸗ 
dungen und Eintragungen im Grundbuch ent— 
ſtehen, werden nicht erhoben. 

$ 13. 

Ein Teil der für die Bautätigkeit beſtimmten 
Hauszinsſteuermittel kann zur Beteiligung des Preußi⸗ 
ſchen Staates mit Stammeinlagen ſowie zur Bildung 
von Rücklagen und des Bürgſchaftsſicherungsfonds 
bei der Wohnungskreditanſtalt verwendet werden. 

§ 14. 

Die Auflöſung der Wohnungskreditanſtalt erfolgt 

auf Grund eines Geſetzes. 
§ 15. 

Die zuſtändigen Miniſter treffen die zur Aus⸗ 
führung dieſer Verordnung erforderlichen Vor⸗ 
ſchriften. 

Berlin, den 4. Mai 1932. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. Hirtſiefer. Klepper. 


Ablöſung der Hauszinsſteuer 

RdErl. d. MiLDUF. v. 30. 4. 1932 — 1 16 216, 
II bis VII. 

In dieſem Erlaß erklärt ſich der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten in Überein- 
ſtimmung mit dem Preußiſchen Finanzminiſter und 
unter Verweiſung auf den Erlaß des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 15. 4. 32 (C 1. 442 ll.) mit der 
Ablöſung der auf ſtaatlichen Grundſtücken laſtenden 
Hauszinsſteuer einverſtanden. 

(LwM Bl. Nr. 18 ©. 310.) 
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Löſchungsvormerkung nach $ 1179 BGB. bei 
Zukaufsrentengütern 

RdErl. d. MfS Du. v. 18. 4. 1932 | 

— V139 518/31 II. Ang. — | 


Nachdem in ſteigendem Maße zur Sicherung von 
Forderungen Grundſchulden beſtellt werden, iſt es, 
um Zweifel auszuſchließen und Weiterungen zu ver⸗ 
meiden, geboten, die Ziffer 6 der Richtlinien über 
die Bildung von Zukaufsrentengütern in Verbindung | 
mit der Neuſiedlung vom 21. 5. 1930 — VI 6343 
Mfe / A l. 1925 a FM. — (Ew MBl. ©. 313) 
entſprechend zu erweitern. Unter Bezugnahme auf 
meinen Erlaß vom 23. 12. 1931 — VI 39 518 — 


(nicht veröffentl.) wird daher im Einvernehmen mit 
dem Herrn Finanzminiſter der Wortlaut der Ziffer 6 
der vorgenannten Richtlinien hiermit wie folgt feſt⸗ 
eſetzt: 
. e die Landesrentenbankrente auf der Stamm⸗ 
fläche nicht an erſter Stelle eingetragen werden kann 
(ſiehe Ziffer 3), iſt durch Eintragung einer Vor⸗ 
merkung im Grundbuch zu ſichern, daß der Landes⸗ 
rentenbankrente vorgehende oder gleichſtehende Hypo⸗ 
theken, Grund- oder Rentenſchulden auf Verlangen 
der Landesrentenbank gelöſcht werden, wenn und 
ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon ver⸗ 
einigen (SS 1177, 1179 BGB.)“. 
— LwMBl. S. 282. 


Beſprechungen 


ie Deutſche Siedlung 1932. Beiträge von Bollert, 

3 Be Bruck, von Gruner, Kämper, Knipping, 
Lehmann⸗Hartleben, Muesmann, Niemeyer, 
Philippi, Richter, Saaſſen, Scheidt, Vetterlein, 
Vormbrock, herausgegeben von Profeſſor 
Dr. W. F. Bruck, Verlag Forſchungsſtelle für 
Siedlungs- und Wohnungsweſen, Münſter i. W. 
Preis RM 4.80. 

Das Buch enthält die auf dem Weſtdeutſchen 
Siedlungstage gehaltenen Vorträge, über die wir 
bereits in Heft 7 S. 280 f. berichtet haben. Es iſt 
dem Herausgeber gelungen, das Werk zu einer um⸗ 
faſſenden Darſtellung der gegenwärtigen Siedlungs⸗ 
probleme auszugeſtalten. Dieſem Zwecke dienen 
noch weitere Beiträge, ſo vor allem der Aufſatz 
„Deutſche Binnenwanderung“ von Dr. O. Kämper. 
Er enthält die Grundgedanken eines Vortrages, den 
der Verfaſſer am 18. 3. 32 im Verein für Wohnungs⸗ 
reform gehalten hat. Die Ausführungen bieten einen 
vortrefflichen überblick über die geweſene und zu 
erwartende Bevölkerungsverſchiebung im Deutſchen 
Reiche. Die Wanderungszahlen ſind in Tabellen⸗ 
form zuſammengeſtellt. 

Außerdem ſind dem Buche die Vorträge „Muß 
Deutſchland wieder ſtärker Bauern- und Ackerbürger⸗ 
land werden?“ von Generaldirektor Vormbrock und 
„Städtiſcher Wohnungsbau und künftige Siedlungs- 
aufgaben“ von Direktor Dr. Brecht eingefügt. Die 
mit der Praxis vertrauten Verfaſſer dieſer Vorträge 
bringen treffend die Richtung zum Ausdruck, die 
unſere Wohnungs- und Siedlungspolitik nach der 
gegenwärtigen Lage der Wirtſchaft verfolgen muß. 

Beſonderes Intereſſe verdient in dieſem Zuſammen⸗ 
hange wegen der zu erwartenden Neuregelung der 
gleichfalls dem Buche einverleibte Aufſatz „Die 
Stadtrandſiedlung“ von Reichskommiſſar Regierungs⸗ 
präſident Dr. Saaſſen. Dr. Saaſſen geht, wie die 
anderen Vortragenden, davon aus, daß die gegen⸗ 
wärtige Strukturkriſe der Wirtſchaft beſondere Mittel 
der Abhilfe braucht und weiſt der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung eine hervorragende Bedeutung im Rahmen 
dieſer Abhilfe zu. In dieſem Aufſatz iſt ſchon die 
Umſtellung der amtlichen Politik in der vorſtädtiſchen 


Kleinſiedlung gekennzeichnet. Im allgemeinen ſoll 
die Form der Landzuteilung der Pachtgarten und 
das Kleinland ſein. Nur wo Bedarf an Klein⸗ 
wohnungen vorhanden iſt, empfiehlt Dr. Saaſſen, 
die Wohnungsfrage in räumlicher Verbindung mit 
dem Garten in der Form der ländlichen oder vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung zu löſen. Damit ergibt ſich 
die in dieſer Zeitſchrift für die vorſtädtiſche Klein⸗ 
ſiedlung ſchon von Beginn geforderte Beſchränkung, 
daß fie nicht zu einer Maſſierung von Erwerbs- 
loſenvierteln am Rande der Großſtadt werden darf, 
daß ſie kein Mittel zur Einſchränkung der Abwan⸗ 
derung von den Großſtädten ſein darf, daß ſie viel⸗ 
mehr den Kurzarbeitern und den nicht anders unter⸗ 
zubringenden Erwerbslojen eine zuſätzliche Selbſt⸗ 
verſorgerſtätte bringen ſoll. Die von Dr. Saaſſen 
mitgeteilten Einzelheiten über die Auswahl der 
Siedler, die Größe der Kleinſiedlerſtellen, die Koſten 
und Finanzierung und die Bodenfrage dürften eine 
authentiſche Ergänzung zu den demnächſt zu erwar⸗ 
tenden neuen Richtlinien der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung ſein. 

Im übrigen muß hier aus Raummangel auf die 
Mitteilungen über den Weſtdeutſchen Siedlungstag 
verwieſen werden. Wer nicht in der Lage geweſen 
iſt, die Vorträge zu hören, dem wird dieſer Sammel: 
band eine beſonders willkommene, ja faſt unentbehr⸗ 
liche Kenntnis über die gegenwärtigen Siedlungs⸗ 
probleme bieten. Dr. F. N. 


Die oſtpreußiſche Landwirtſchaft. Ihre Entwicklung 
ſeit der Vorkriegszeit und ihre heutige Lage 
von Dr. phil. Chriſtian Krull, Privatdozent an 
der Univerſität Königsberg, Pr. Schriften des 
Inſtituts für oſtdeutſche Wirtſchaft an der Uni⸗ 
verſität Königsberg, Pr. Neue Folge Band 4 
Königsberg, Pr. 1931. Preis 5,20 RM. 

Der Verfaſſer ſetzt ſich zum Ziel, eine zuſammen⸗ 
faſſende Darſtellung der Entwicklung der oſtpreußi⸗ 
ſchen Landwirtſchaft im Vergleich zur Vorkriegszeit 
zu geben und damit alle, denen die Erhaltung der 
wirtſchaftlich und politiſch ſchwer bedrohten Provinz 

Oſtpreußen am Herzen liegt, in gedrängter Form 
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in die Lage und die Verhältniſſe der oſtpreußiſchen 
Landwirtſchaft einzuführen. Die natürlichen 
Grundlagen werden in aller Kürze abgehandelt, 
wobei jedoch die Kennzeichen derſelben, das rauhe 
Klima, die Kürze der Vegetationszeit und die Un⸗ 


gunſt der Verteilung der Niederſchläge deutlich her- 


vortreten. Ein Teil dieſer Ungunſt des Klimas 
wird durch die Qualität der landwirtſchaftlichen Kultur⸗ 
behörden und durch eine vorteilhafte Verteilung der 
Kulturarten wieder wettgemacht. Bei den wirt- 
ſchaftlichen Grundlagen ſtellt der Verfaſſer die 
Beſprechung der Grundbeſitzverteilung, der Beſitz⸗ 
verhältniſſe, der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
und der ländlichen Arbeiter in den Vordergrund, 
Fragen, die gerade in der neueſten Zeit häufig 
Gegenſtand von Erörterungen ſind. Es folgen dann 
Ausführungen über die Verkehrs-, Abſatz⸗ und 
Preisverhältniſſe. Das Kapitel über den Be— 
trieb der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft zeigt, 
wie dieſe ſich den durch die Kriegsfolgen ver⸗ 
änderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen angepaßt hat, 
indem ſie ihre Marktproduktion an Getreide ver⸗ 
kleinerte und mit geſteigerter Futtererzeugung ſtärkeres 
Gewicht auf die Nutzviehhaltung legte. Trotzdem 
hatten bis Ende 1929 die Vorkriegsviehbeſtände 
abgeſehen von Geflügel nicht wieder erreicht werden 
können. Gerade auf dem Gebiet der Viehhaltung 
hat die oſtpreußiſche Landwirtſchaft in den Nach⸗ 
kriegsjahren Bedeutendes geleiſtet. 
das vor dem Krieg für Militärzwecke gezüchtete oſt⸗ 
preußiſche Warmblutpferd auf die Anforderungen 
des Luxus- und Gebrauchspferdemarktes umzuſtellen, 


eine Aufgabe, die überraſchend ſchnell und gut gelöſt 


wurde. Auch auf dem Gebiet der Leiſtungszucht bei 
Rindvieh und Schweinen hat Oſtpreußen die Führung 
in Deutſchland an ſich geriſſen, und in der Schafzucht 
zeigt ſich ein erfreulicher Aufbau. Neben dieſe 
Anſtrengungen der oſtpreußiſchen Landwirte ſelbſt, 


den veränderten Verhältniſſen gerecht zu werden, 
traten die Maßnahmen zur Förderung der 


Landwirtſchaft ſeitens des Staates. Sie äußerten 
ſich in einer ſtarken Pflege des Meliorationsweſens 
und einer Förderung der ländlichen Siedlung, die 


in Oſtpreußen beſonders großen Umfang angenommen 


hat und beſonders wichtige Aufgaben erfüllt. Die 
gegenwärtige Lage der Landwirtſchaft in 
Oſtpreußen bildet das Schlußkapitel des Buches. 
An die Stelle der hohen Wirtſchaftsverluſte der 
erſten drei Jahre nach der Inflation ſind bei den 
buchführenden Betrieben langſam ſteigende Rein⸗ 
erträge getreten, die jedoch nicht ausreichen, um dem 
hohen Zinſendienſt nachzukommen. Die dadurch fort⸗ 
laufende Zunahme der Verſchuldung drohte für die 
geſamte Wirtſchaft der Provinz verhängnisvoll zu 
werden und zwang den Staat zur Ergreifung von 
Hilfsmaßnahmen für die oſtpreußiſche Landwirtſchaft 
in Form der Oſtpreußenhilfe. 

In knapper und prägnanter Form, unterſtützt 
durch wertvolles ſtatiſtiſches Material, iſt hier die 
oſtpreußiſche Landwirtſchaft, der bedeutendſte der 


Galt es doch, 


oſtpreußiſchen Wirtſchaftszweige, behandelt. Der 
flüſſige Stil und die klare Darſtellung der Verhält⸗ 
niſſe geben dem Buch noch beſonderen Wert. 
Dr. Br. 
Die wachſende Siedlung nach biologiſchen Geſetzen, 
von Leberecht Migge. Frankhſche Verlags- 
handlung, Stuttgart, 1932. Preis kartoniert 
2,40 RM. 

Wie alle Schriften von Leberecht Migge, ſo iſt 
auch dieſe neue Arbeit von ſolcher Eigenart, daß 
ſie ohne weiteres die Aufmerkſamkeit auf ſich lenkt 
und zu eingehendem Studium reizt. Wird die 
Biologie, die Lehre vom Leben der Pflanzen, Tiere 
und Menſchen, ihre gegenſeitigen Beziehungen und 
Abhängigkeit von äußeren Verhältniſſen in ihrer 
Bedeutung für die Siedlung ſowohl, wie für den 
Siedler ſelbſt noch nicht überall recht erkannt, ſo 
iſt es ein Verdienſt dieſer Schrift, das Intereſſe und 
die Aufmerkſamkeit der breiten Öffentlichkeit auf dieſe 
Dinge zu lenken. 

An Beiſpielen in Wort und Bild von „Frucht— 
landſchaften“ in Amerika, Aſien, Europa, wird ſelbſt 
dem landbaufremden Leſer bewußt, daß aus den örtlich 
gegebenen Verhältniſſen heraus ſich jede Siedlung 
entwickeln muß. Aus dieſer Erkenntnis ergibt ſich, 
ganz von ſelbſt, daß für das Siedlungsweſen im 
deutſchen Oſten viele wertvolle Hinweiſe in der 
Schrift enthalten ſind. Ich nenne nur: Ausnutzung 
der Sonnenſtrahlen, richtige Bodenpflege, ſachgemäße 
Düngerwirtſchaft, Windſchutz, Waſſerwirtſchaft, 
Schädlingsbekämpfung. Alles was darüber geſagt 
iſt, möchte ich in das Wort Siedlerkatechismus 
kleiden. 

Auf Schwierigkeiten ſtößt man allerdings, wenn 
man dem Geſagten das Wie für die Ausführung 
in der Praxis gegenüberſtellt. 

Faſt will es mir ſcheinen, als wenn bei Ausführung 
der ſchematiſchen Darſtellungen ſeiner Schrift die 
Baukoſten für all das Gartenmauerwerk bei weitem 
höher iſt, als für das Siedlerhaus ſelbſt. Mehr 
wie gewagt aber iſt es, jeden Siedler, ſogar den 
Selbſtverſorger, d. h. Stadtrandſiedler, mit einem 
Gewächshaus beglücken zu wollen. Sollen um 
Migges eigene Worte zu gebrauchen „unſere gefähr⸗ 
lichen Verſuche mit Glasgärtnereien“ verallgemeinert 
und verewigt werden? 

Ganz abgeſehen davon, daß die gärtneriſchen 
Vorkulturen d. h. Anzucht von Setzlingen in die 
Hände des dazu berufenen Gärtners gehört, be⸗ 
deutet eine ſolche Verzettelung auch eine weſent⸗ 
liche Verteuerung der Jungpflanzenanzucht. Wäre 
es nicht viel richtiger, wenn die Jungpflanzenan⸗ 
zucht, die Saatgutgewinnung zentraliſiert wird, wie 
es im Erwerbsgartenbau bereits längſt der Fall iſt? 
(Erfurt, Quedlinburg). 

Mir hat die Praxis bewieſen, daß die Zentrali- 
ſierung der hohe gartentechniſche Anforderungen 
ſtellenden Jungpflanzenanzucht und Saatgutgewinnung 
für die gartenbauwirtſchaftliche Rentabilität einer 
Siedlung, mag es ländliche oder Stadtrandſiedlung 
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ſein, von allergrößter Bedeutung iſt und noch an 
Bedeutung gewinnt, wenn mit dieſer Siedlungs⸗ 
gärtnereizentrale eine obſt⸗ und gartenbauliche 
Beratungsſtelle für die Siedler verbunden iſt. 
Ohne Zweifel regt dieſe neue Miggeſche Schrift 
zu ernſtem Nachdenken an, nur darf nicht alles 
als überall gültig hingenommen werden, z. 
ſind die Gartenertragszahlen für den deutſchen 


Often ſelbſt bei Nutzanwendung aller vor⸗ 
geſchlagenen techniſchen Hilfsmittel reichlich hoch 
bemeſſen. 


Bei einer Neuauflage würde ein Schlußwort, das 


auf dieſe Vorausſetzung bei der Verwirklichung der 


wachſenden Siedlung nach biologiſchen Geſetzen nicht 
nur hinweiſt, ſondern ebenſo tiefſchürfend behandelt, 


wie das Problem der Siedlung ſelbſt, der ganzen 


Arbeit erſt den rechten Wert geben. Jedem Leſer 
der Schrift aber empfehle ich auch zu bedenken, daß 
eine über die zeitlichen Erforderniſſe hinaus durch⸗ 
geführte Rationaliſierung und Techniſierung der 
Landwirtſchaft und des Gartenbaues dieſelben Ge⸗ 
fahren in ſich birgt, wie ſie zur Zeit bei der indu⸗ 
ſtriellen Überproduktion heute in Erſcheinung tritt. 
Gartenarchitekt Gerlach. 


Die Einkommenſteuer des Hausbeſitzers. Ein Führer 
durch die ſteuerrechtlichen Beſtimmungen nebſt 
Anleitung zur Abgabe der Steuererklärung, von 
Dr. Fritz H. Strauß, Rechtsanwalt und Notar 
in Berlin. „Die Grundſtücks⸗Werte“, Verlag 
Roſenthal & Drews, Berlin-Charlottenburg 2, 
1932. Preis broſch. RM 2.—. 


Dieſes Büchlein bringt in kurzer, klarer Form 
alles Weſentliche über die Abgabe der Einkommen⸗ 
ſteuererklärung des Hausbeſitzers. Obwohl der Ver⸗ 
faſſer auch die einſchlägige Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs bearbeitet, hält er ſich von theoretiſchen 
Erörterungen fern. Eine kritiſche Stellungnahme zu 
den Entſcheidungen hätte den Wert der Abhandlung 
zwar erhöht, da das Werk aber nach ſeiner Zweck⸗— 
beſtimmung nur ein Hilfsmittel für die Anfertigung 
der Einkommenſteuererklärung ſein ſoll, find die Aus⸗ 
führungen allein auf die Praxis eingeſtellt. Inſoweit 
wird das Werk allen Anforderungen gerecht. 

Rechtsanwalt Dr. Wittenberg. 


Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Wohnungs- 

wirtſchaft in Gegenwart und Zukunft. Internatio⸗ 
naler Wohnungskongreß Berlin 1931. Kon⸗ 
greßpublikation II, Thema I, Vorberichte der 
Länder. Verlag: Internationaler Verband für 
Wohnungsweſen Frankfurt a. M. 


Zur Vorbereitung der Tagung des Kongreſſes 


in Berlin waren von den beteiligten Ländern Vor⸗ 


berichte über Ziel und Weg ihrer Baupolitik ein⸗ 
geholt worden. Der vorliegende Band bringt eine 
Auswahl dieſes aufſchlußreichen Materials aus 
16 Ländern. Die z. T. ſehr eingehenden Einzelberichte 
entwickeln die vielgeſtaltige Bewegung der öffent⸗ 


B. 


Deutſchland. 


lichen Wohnungsbauförderung, ſämtlich darin über⸗ 
einſtimmend, daß die Störungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens in der Nachkriegszeit ein unüberwindliches 
Hindernis für eine normale Wohnungsproduktion 
waren. Wo, wie in der Sowjet-Union, der auf 
Gewinn eingeſtellte Wohnungsbau überhaupt nicht 
mehr exiſtierte, iſt es dem privaten Unternehmer⸗ 
tum nicht möglich geweſen, ohne öffentliche Hilfe 
Wohnungen zum Vermieten zu bauen. So iſt bis 
zum Jahre 1931 auch die privatwirtſchaftliche Renta⸗ 
bilität in früherem Umfange nicht wiederhergeſtellt 
worden. 

Das Intereſſe des Kongreſſes konzentrierte ſich 
nun auf die in vielen Kulturländern heiß umſtrittenen 
Fragen, „ob und inwieweit unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen die auf privatwirtſchaftliche Rentabili⸗ 
tät eingeſtellte Bauwirtſchaft (private Bauunter⸗ 
nehmung) ohne öffentliche Unterſtützung in der Lage 
iſt, den Wohnungsbedarf der breiten Schichten der 
Bevölkerung (Bedarf an Kleinwohnungen) in einer 
Weiſe zu decken, die den wirtſchaftlichen, ſozialen, 
hygieniſchen und kulturellen Anforderungen entſpricht 
und zweitens, wie die Bauwirtſchaft zu organiſieren 
iſt, um den Bedarf an Kleinwohnungen in befrie⸗ 
digender Weiſe zu decken“. 

Soweit nun in den Länderberichten dieſe Fragen 
berührt werden, herrſcht bei den intereſſierten Stellen 
keineswegs Übereinſtimmung darüber, ob und in 
welchem Umfange der Wohnungsbau für die breiten 
Volksmaſſen von der ſtaatlichen Fürſorge freigegeben 
werden und der rein ſpekulativen Bautätigkeit über⸗ 
laſſen bleiben ſoll. Im Prinzip iſt die Lockerung 
der bisher gebundenen Wohnungswirtſchaft in Fluß 
gekommen, es ſind aber keine Anzeichen dafür vor⸗ 
handen, daß das Privatbaugewerbe zu namhaften 
Erfolgen angeregt worden iſt. Die faſt allgemeinen 
Erſcheinungen wie die Arbeitsloſigkeit und die Ein⸗ 
kommensminderung, der Mangel an Kapital und 
die Höhe der Geldkoſten bieten hierfür auch wenig 
günſtige Ausſichten. Doch find in diejer Hinficht 
die Vorausſetzungen für das Aufkommen der privaten 
wirtſchaftlichen Rentabilität recht verſchieden geartet. 
Eindeutig ungünſtig liegen aber die Verhältniſſe in 
Die längſt ſchon eingetretene Umge- 
ſtaltung ſeines Wirtſchaftsgefüges kann auch die 
Frage des Wohnungsbedarfs und ſeine Befriedigung 
nicht unberührt laſſen. Eine Forcierung des ſtädti⸗ 
ſchen Wohnungsbaues, eine Hauptaufgabe der Privat⸗ 
wirtſchaft iſt nicht mehr zu erwarten. Es geht um 
andere Dinge. Die bloße Lebensnot annähernd 
eines Fünftels der werktätigen deutſchen Bevölkerung 
erfordert neue Wege, die ſich bereits in dem Gewicht, 
das der Siedlungsbewegung zugefallen iſt, andeuten. 


In dieſe neuen Verhältniſſe wird ſich die Privat- 
wirtſchaft einſchalten und die Löſung in Anpaſſung 
an die jeweiligen Verhältniſſe ſelbſt finden müſſen. 
Bei dem heutigen Stand der Entwicklung können 
präziſe Vorſchläge noch nicht herausgeſtellt werden. 

Regierungsbaumeiſter a. D. Kretſchmer. 
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Eingegangene Bücher (Beſprechung vorbehalten). 


„Probleme der Kredit- und Währungsreform in der 


Weltkriſe“. Herausgegeben vom Leiter des 
Zeitungsſeminars Profeſſor Dr. W. F. Bruck. 
Verlag: Auguſt Baader. Preis geh. 1.60 RM. 


„Das Problem der Arbeitsloſigkeit unter Berück- 
ſichtigung der wirtſchaftlichen Entwicklung 
Deutſchlands“ von Alexander Kokkalis. Verlag: 
Kriſche & Co., Nürnberg. Preis 1,60 RM. 


„Der Staat als Unternehmer“ von Dr. Hans Stau⸗ 
dinger. Verlag: Gersbach & Sohn. Preis 
3,50 RM, Volksausgabe 1,25 RM. 


„Landhunger“. Gedanken über Boden und neues 
Bauerntum von Wilhelm Schloz. Verlag: Bün⸗ 
diſcher Verlag. Preis broſch. 2,50 RM, Ganz⸗ 
leinen geb. 3,50 RM. 

„Arbeitsdienſt — Heeresdienſt?“ von Eugen Roſen⸗ 
ſtock. Verlag: Eugen Diederichs Verlag in 
Jena. Preis kart. 1,80 RM. 

„Die Weltwirtſchaftskriſe“ von Alfons Schmitt. 
Verlag: Junker & Dünnhaupt, Berlin. Preis 
broſch. 3,40 RM. 

„Möglichkeiten und Grenzen der Mietſenkung in den 
Neubauwohnungen“ von Ernſt Kahn. Verlag: 
Societätsverlag, Frankfurt a. M. Preis broſchiert 
1,50 RM. 


Nachrichten des Bau: und Siedlungsmarktes 


Tagung des Hauptverbandes Deutſcher 
Baugenoſſenſchaften 
Am 29. April 1932 haben ſich beim Hauptver- 
band Deutſcher Baugenoſſenſchaften und =Gejell- 
ſchaften Vertreter der gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
baugeſellſchaften aus ganz Deutſchland verſammelt, 
um gemeinſam über die Notlage der gemeinnützigen 

Bauvereinigungen zu beraten und Maßnahmen zur 

Beſſerung vorzuſchlagen. Nach eingehender Beratung 

wurde in einer Entſchließung gefordert: 

1. Die Ausführungsbeſtimmungen zur Zinsſenkung 
ſind dahin abzuändern, daß die in der Notverord⸗ 
nung angeordnete Zinsſenkung tatſächlich erzielt 
wird. Dazu iſt nötig 


a) die Beſeitigung des Rechts der Erhebung 


von Verwaltungskoſtenbeiträgen durch Kredit⸗ 
inſtitute, die früher keinen Verwaltungskoſten⸗ 
beitrag erhoben haben, 

b) daß den Hypothekenſchuldnern das Recht ge⸗ 
währt wird, Pfandbriefhypotheken auch regel⸗ 
mäßig durch Eingabe von Schuldverſchrei⸗ 
bungen zu tilgen und die Tilgung auch vor 
Fälligkeit vorzunehmen. Alle Beſchränkungen 
des Rückzahlungs⸗ und Tilgungsrechts ſind 
zu beſeitigen, 

c) durch Verhandlungen mit den Auslands- 
gläubigern zu erreichen, daß die Laſten aus 
Auslandsſchulden denjenigen aus Inlands⸗ 
ſchulden gleichgeſtellt werden; ſoweit dies 
nicht geſchehen kann, muß durch Beihilfen 
aus der Hauszinsſteuer oder aus den Rück⸗ 
flüſſen aus Hauszinsſteuerdarlehen der Aus⸗ 
gleich geſchaffen werden. 

2. Die Zinslaſten der Wohnungsunternehmen 
ſind zu erleichtern 

a) durch Gewährung von Zinsbeihilfen aus 
öffentlichen Mitteln, insbeſondere aus der 
Hauszinsſteuer oder aus den Rückflüſſen aus 
Hauszinsſteuerdarlehen, 

b) durch die Weitergewährung bereits zugeſagter 
Zins⸗ und Mietbeihilfen; ſoweit die Ge⸗ 
meinden die zugeſagten Zins⸗ oder Miet⸗ 
beihilfen und Verpflichtungen aus über⸗ 


nommenen Bauwirtſchaften nicht weiter ge⸗ 
währen können, müſſen ſie durch entſprechende 
Beihilfen des Staats dazu in die Lage ver⸗ 
ſetzt werden, 

c) durch vorläufigen Verzicht auf die Verzin⸗ 
fung der Hauszinsſteuerdarlehen oder Um 
wandlung der Verzinſung in Tilgung, in 
Notfällen auch durch Ausſetzung der Tilgung. 

3. Die ſteuerlichen Laſten der Wohnungsunter⸗ 
nehmen ſind herabſuſetzen, insbeſondere müſſen 
die gemeindlichen Zuſchläge zur Grundvermögens⸗ 
ſteuer aufgehoben werden. Die Neufeſtſetzung 
der Einheitswerte darf zu keiner Erhöhung 
der ſteuerlichen Belaſtung führen. Bei Nach- 
veranlagungen gemeinnütziger Wohnungsunter⸗ 
nehmen iſt dem Geſichtspunkt der Billigkeit weit⸗ 
gehendſt Rechnung zu tragen. 

4. Es ſind wirkſamere Schutzvorſchriften gegen die 
Verſchleuderung des Hausbeſitzes bei Durch⸗ 
führung von Zwangsvollſtreckungen zu ſchaffen. 

5. Den Wohnungsunternehmen iſt bei Abdeckung 
der unerträglichen Disagiokoſten bei Neubauten 
Hilfe zu gewähren durch Herabſetzung der Til⸗ 
gungsſätze für die Hypotheken auf 3%. 

6. Für ſofortige Flüſſigmachung zugeſagter Hypo⸗ 
theken und Ablöſung hochverzinslicher Zwijchen- 
kredite iſt Sorge zu tragen. 

7. Soweit die Flüſſigmachung von Hauszinsſteuer⸗ 
darlehen zur Ablöſung der Vorgriffe auf die 
Hauszinsſteuer nicht möglich iſt, muß dafür Sorge 
getragen werden, daß eine Zinsverbilligung der 
zwiſchenkreditlich gewährten Darlehen eintritt 
bezw. bis zur Ablöſung aufrecht erhalten bleibt. 

8. Den ſozial Bedrängten find in Alt- und Neu⸗ 
wohnungen Mieterleichterungen zu gewähren, 
die in angemeſſenem Verhältnis zu den von 
ihnen gezahlten Mieten jtehen. 

9. Den Spar- und Baugenoſſenſchaften, die durch 
Abhebungen von Spargeldern in Liquiditäts⸗ 
ſchwierigkeiten geraten ſind, iſt mit Beſchleuni⸗ 
gung die Möglichkeit zu verſchaffen, gegen an⸗ 
gemeſſene Sicherheiten Liquiditätskredite aufzu⸗ 
nehmen. 
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Erleichterungen für Siedler 

Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, 
hat das Preußiſche Staatsminiſterium beſchloſſen, 
entſprechend dem Vorgehen des Reiches, allen 
Siedlern, die in Preußen auf die Landesrentenbank 
übernommen ſind oder die unter Mitwirkung der 
Landeskulturbehörde nach dem 1. April 1924 ihre 
Stellen übernommen haben und mit preußiſchen 
Mitteln finanziert ſind, von dem für die Zeit vom 
1. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 zu entrichtenden 
Betrage an Renten und Zinſen die Hälfte nachzu⸗ 
laſſen. Dieſer Nachlaß iſt an die Bedingung ge⸗ 
knüpft, daß der einzelne Siedler im übrigen ſeine 
rückſtändigen und laufenden Verpflichtungen bis zum 
20. Mai 1932 erfüllt oder ſich unter Zuſtimmung 
der Landesrentenbank verpflichtet, ſie in angemeſſenen 
Raten abzuzahlen. Es iſt nunmehr allen in Preußen 
angeſetzen Siedlern, ſowohl denen, die mit Reichs⸗ 
kredit als auch denen, die mit preußiſchen Krediten 
angeſetzt ſind, für das laufende Jahr eine erheb— 
liche Erleichterung ihrer Laſten gewährt. 


Die Gewerkſchaften zur Arbeitsbeſchaffung“) 

Auf dem Kriſenkongreß der freien Gewerkſchaften 
am 13. 4. 32 führte Reichsarbeitsminiſter Stegerwald 
im Anſchluß an das Referat des Bundesvorſitzenden 
Eggert u. a. aus. Nach der Auffaſſung der Reichs⸗ 
regierung ſeien im Jahre 1932 folgende Aufgaben 
zu löſen: 

1. Die Betriebe, die Aufträge haben, müſſen unter 
allen Umſtänden mit Krediten zu einem erträg⸗ 
lichen Zinsfuß verſorgt werden. 

2. Die Etats der öffentlichen Hand müſſen unbedingt 
ins Gleichgewicht gebracht werden, weil das 

3. die Vorausſetzung iſt für die Erhaltung der 
Währung, an der im Jahre 1932 ebenſowenig 
wie im Jahre 1931 gerüttelt werden darf. 

4. Was dann noch ohne Gefährdung der Währung 
zur Bekämpfung der Wirtſchaftsſchrumpfung und 
zur Belebung der Wirtſchaft geſchehen kann, 
wird und muß geſchehen. 

Die bisherige abwartende Haltung der Regierung 

gegenüber der Frage der Arbeitsſtreckung werde im 

Laufe des Jahres 1932 nicht beibehalten werden 

können. 

Eine allgemeine Senkung der Löhne kommt nicht 
in Frage, es ſeien allerdings Lohnangleichungen 
erforderlich. Um den Preis der Inflation dürfe 
die Arbeitsbeſchaffung der öffentlichen Hand unter 
keinen Umſtänden erkauft werden. 

Der Kongreß faßte darauf eine umfangreiche Ent⸗ 
ſchließung, in der in erſter Linie auf den Gebieten 
der Straßenerhaltung und des Straßenbaues, der 
landwirtſchaftlichen Meliorationen und Siedlungen, 
des Hochwaſſerſchutzes, Kleinwohnungsbaues und der 
Unterhaltung des vorhandenen Wohnraums Arbeit 
zu üblichen Tariflöhnen beſchafft werden müſie. 
*) pgl. „Möglichkeiten und Grenzen der Arbeitsbe⸗ 
schaffung“, Siedlung und Wirtſchaft Heft 8, S. 313. | 


Dabei dürfe die Arbeitszeit höchſtens 40 Stunden 
die Woche betragen. 


Bauwirtſchaft 

Der Monat April brachte die ſaiſonmäßige Be⸗ 
lebung des Arbeitsmarktes. Die Entlaſtung, die 
der allgemeine Arbeitsmarkt in Oſtpreußen erfuhr, 
iſt um etwa 2000 geringer als die Entlaſtung, die 
zur gleichen Zeit des Vorjahres eingetreten war, 
bewegt ſich aber auf einer um 13000 Arbeitsloſe 
höheren Linie als im Vorjahre. Die Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes wurde ſehr weſentlich gefördert 
durch die Inangriffnahme von Notſtandsarbeiten und 
Arbeiten im Freiwilligen Arbeitsdienſt. Bis Ende 
April konnten bereits 3600 von den 13 120 Not⸗ 
ſtandsarbeitern für 238 genehmigte Maßnahmen die 
Arbeit aufnehmen. Für 2000 Arbeits dienſtwillige 
wurden in 52 Maßnahmen des Freiwilligen Arbeits- 
dienſtes Arbeitsmöglichkeiten bereitgeſtellt. Von 
einer Wiederaufnahme der Bautätigkeit iſt bisher 
in den Städten noch nicht viel zu merken; die Baus 
tätigkeit beſchränkt ſich vorläufig nur auf die Aus⸗ 
führung von zahlreichen Siedlungsbauten auf dem 
Lande. Allerdings bieten die Reparaturarbeiten an 
alten Bauten auch dem ſtädtiſchen Bauhandwerker 
einige Beſchäftigungsmöglichkeiten. Die Zahl der 
arbeitſuchenden Bauhandwerker ging in Oſtpreußen 
um etwa 3600 gegenüber Ende März zurück. Die 
Lage in den übrigen Oſtprovinzen iſt die gleiche. 
Der Arbeitsmarkt im Baugewerbe in Pommern er- 
fuhr eine Entlaſtung von rund 3000 Bauhandwerkern, 
in Oberſchleſien, für das Angaben Ende April noch 
nicht vorliegen, war die Entlaſtung des Arbeits⸗ 
marktes im Baugewerbe mit 85% der überhaupt 
vorhandenen Bauhandwerker Ende März ſchon ver- 
hältnismäßig weiter vorgeſchritten als in den übrigen 
Provinzen. (Die Angabe über 9967 arbeitſuchende 
Bauhandwerker in Oberſchleſien für Ende Februar 
im Aprilheft beruht auf einer falſchen Meldung.) 
Eine Zählung der arbeitſuchenden Bauhandwerker in 
der Provinz Grenzmark findet erſt wieder Ende 
Mai ſtatt. 

Im Bauſtoffhandel iſt lediglich auf dem Holzmarkt 
eine etwas ſtärkere Belebung zu verzeichnen, da 
durch die Ausführung von Siedlungsbauten die 
Nachfrage nach Holz geſtiegen iſt. Die Preiſe für 
faſt alle Bauhölzer ſind in Oſtpreußen wiederum 
geſunken, während die anderen Bauſtoffpreiſe jtabil 
geblieben ſind. Die Provinzen Pommern und Grenz⸗ 
mark melden das Feſtbleiben der Preiſe für Anfang 
Mai. In Oberſchleſien iſt ebenfalls ein weiteres 
Zurückgehen der Preiſe auch für Bauſteine zu ver⸗ 
zeichnen. Der Baukoſtenindex für Oberſchleſien 
weiſt daher einen ziemlich erheblichen Rückgang von 
137,5 auf 133,6 auf, während der Rückgang in Oſt⸗ 
preußen nur 1,4 Punkte beträgt. Da die Lohnver⸗ 
handlungen über die am 30. 4. d. Is. abgelaufenen 
Lohntarife im Baugewerbe noch nicht abgeſchloſſen 
ſind, iſt der Berechnung des Baukoſtenindex die bis- 
herige Lohnhöhe zugrunde gelegt. Dr. Gr. 
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Zahlen zur Bauwirtſchaft 


Monat Ober⸗ 
Gegenſtand | 1932 Oſtpreußen] Pommern | Grenzmark] ſchleſien 
5 Lebenshaltungsindex ER EL Are April 121,7 (Vormonat 122,4) | 
Großhandelsinder April 98,4 (Vormonat 99,8) (Reich 
Baukoſtenindex April 127,7 (Vormonat 127,2) 
17 April 145,5 131,4 144,6 187,5 
Baukoſtenind e Mai 1441 1314 144,6 133,6 
1 April 128,4 116,2 121,4 117,6 
e,, u ae ze Mai 125,8 116,2 121,4 110,4 
= April 166,5 149,6 173,0 161,9 
C00 ers de iz Aba 30 891 37 % PER „7619 
3 m 37.— — 9 27,66 RM 
Mauerſteine (1000 Stck.)) 5 N» N. Br 2, 
til 8 5. — „ v „ „ e 
Dachpfannen (1000 Stck.). Mai * 75 61 . 59,66 
2 — April 18,25 „ 19.— „ DE 16.50 „ 
Präger (100 Rh Mai 262 90 — „ Br 
it 80.— „ = — 33 „ 
Stammware (1 chm) 9700 an 2 2 5 
April 29,.— „ 1 „ * „ 7. 
Kanther e en!) Mal me 23, B— „ — 5 
b April 80,.— „ 90,— „ 65, — „ 67,66 „ 
Fußboden (1 chm) Ace Do» Wr Br 49 
— — — — „ 
Balken und Bohlen (1 chm) at ver a: 36— 38.— 
Bauhandwerker (Stundenlohn) 5 0,86 „ 093 „ 092 „ 0,76 
5 1 Mai 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) = 95850 076 „ 076 „ 902 
7 Ende Mä 17 82 18 668 . 65 
Arbeitsſuchende Bauhandwerfer . . Ende April 14197 | 15 672 5 15 258 


Bauwirtichaftliche Kurve 


— 


+ . . 4 
Gd. Y. G N. . „ c. d. G. da. 7. 
7 781. 7 199% 7 
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